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Vorwort. 

Die  vorliegende  Schrift  besteht  aus  zwei  ungleichen  Teilen. 
Der  erste  Teil,  nämlich  Kapitel  i — ii,  war  bereits  1921  im  »Archiv 
für  Sozialwissenschaft  und  Sozialpolitik«  veröffentlicht  worden 
(Band  48,  Heft  2).  Er  gibt  einen  kurzen  Ueberblick  der  russi- 
schen Agrarfrage  seit  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  bis  ein- 
schließlich 191 9.  Besonders  ausführlich  wird  dabei  die  bolsche- 
wistische Agrarpolitik  untersucht.  Der  zweite  Teil,  der  im  März 
1922  geschrieben  wurde,  beschäftigt  sich  mit  den  Folgen  der 
Agrargesetzgebung  der  Sowjetregierung  und  gibt  eine  Darstel- 
lung der  neuen  Wirtschaftspolitik  Sowjetrußlands.  Obgleich  der 
zweite  Teil  hauptsächlich  allgemeine  wirtschaftliche  Fragen  be- 
handelt, steht  er  doch  in  engem  Zusammenhang  mit  den  spe- 
ziellen Agrarfragen,  denen  der  erste  Teil  gewidmet  ist.  Das  Schei- 
tern der  Bauernpolitik  Moskaus  war  nämlich  der  Ausgangspunkt 
des  »neuen  Kurses«,  d.  h.  die  Rückkehr  vom  Kasernenkommunis- 
mus zum  Kapitalismus.  Die  jüngste  Politik  der  Sowjetregierung 
kann  nur  vollkommen  begriffen  werden,  wenn  man  ein  klares 
Bild  von  den  Verhältnissen  auf  dem  flachen  Lande  hat.  Diese 
Voraussetzung  schaffen  zu  helfen,  ist  die  Aufgabe  der  weiteren 
Ausführungen. 

Bei  dieser  Gelegenheit  möchte  ich  darauf  hinweisen,  daß 
Rosa  Luxenburg  in  ihrer  Schrift  »Die  Russische  Revolu- 
tion«, die  erst  1922  erschien,  in  gleicher  Weise,  wie  der  Schreiber 
dieser  Zeilen  es  1919  im  ersten  Teil  dieser  Arbeit  tat,  die  Agrar- 
maßnahmen  der  Sowjetregierung  auf  das  schärfste  verurteilt. 
Wir   lesen   in   der    Schrift   wörtlich:    »Die   Besitzergreifung  der 


JY  Vorwort, 

Ländereien  durch  die  Bauern  auf  die  kurze  und  lapidare  Parole 
Lenins  und  seiner  Freunde  hin :  »Geht  und  nehmt  Euch  das  Land« 
führte  einfach  zur  plötzlichen  chaotischen  Ueberführung  des 
Großgrundbesitzes  in  bäuerlichen  Grundbesitz.  Was  geschaffen 
wurde,  ist  nicht  gesellschaftliches  Eigentum,  sondern  neues  Privat- 
eigentum, und  zwar  Zerschlagung  des  großen  Eigentums  in  mitt- 
leren und  kleineren  Besitz,  des  relativ  fortgeschrittenen  Groß- 
betriebes in  primitiven  Kleinbetrieb,  der  technisch  mit  den  Mit- 
teln aus  der  Zeit  der  Pharaonen  arbeitet.  Nicht  genug:  durch 
diese  Maßnahme  und  die  chaotische,  rein  willkürliche  Art  ihrer 
Ausführung  wurden  die  Eigentumsunterschiede  auf  dem  Lande 
nicht  beseitigt,  sondern  nur  verschärft.«  Und  weiter:  »Die 
Lenin'sche  Agrarreform  hat  dem  SDzialismus  auf  dem  Lande  eine 
neue  mächtige  Volksschicht  von  Feinden  geschaffen,  deren  Wider- 
stand viel  gefährlicher  und  zäher  sein  wird,  als  es  derjenige  der 
adeligen  Großgrundbesitzer  war«^). 

Diese  Würdigung  bestätigt  aufs  neue,  daß  die  Agrar-  so- 
wie die  gesamte  Politik  der  Sowjetregierung  mit  dem  Sozialis- 
mus nichts  gemein  hat.  Die  Praxis  der  letzten  drei  Jahre  liefert 
den  besten  Beweis,  wie  recht  Rosa  Luxenburg  u.  a.,  die  ihre 
Auffassung  teilten,  in  dieser  Frage  hatten. 

Berlin-Wilmersdorf,  März  1922. 

Paul  Olberg. 


^)   Rosa    Luxenburg:    »Die    russische    Revolution.     Verlag:    Gesellschaft 
und   Erziehung   G.   m.   b.   H.   Berlin   1922,    S.   85  und  87. 
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Einleitung. 

L  Die  Bedeutung   der  Agrarfrage  für  die  soziale  und  wirtschaft- 
liche Entwicklung  Rußlands. 

In  der  wirtschaftlichen  und  sozialen  Entwicklung  Rußlands 
spielt  die  Agrarfrage  eine  vorherrschende  Rolle.  Zur  Beurteilung 
der  Bedeutung  dieser  Frage  für  die  russische  Volkswirtschaft 
seien  hier  einige  Zahlen  genannt. 

Von  der  gesamten  Bevölkerung  des  Reiches,  die  vor  dem 
Kriege  etwa  174  Millionen  betrug,  lebten  damals  nur  24  Millionen 
Einwohner  in  den  Städten;  die  erdrückende  Mehrheit  des  Volkes 
bildete  also  die  Landbevölkerung.  Von  je  1000  arbeitsfähigen 
Menschen  begründeten  719  ihre  Existenz  auf  die  Landwirtschaft. 
In  den  letzten  beiden  Jahren  (1918/19)  sind  die  russischen  Städte, 
infolge  des   Bürgerkrieges  und  des  Zusammenbruches  von   In- 
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dustrie   und    Handel,    beträchtlich    entvölkert   worden.     Leider 
liegen  zur  Zeit  keine  zuverlässigen  Angaben  über  den  Bestand 
der  städtischen  und  ländlichen  Bevölkerung  des  früheren  Zaren- 
reichs im  allgemeinen,  sowie  Sowjetrußlands  im  besonderen  vor. 
Man  kann  jedoch  mit  aller  Wahrscheinlichkeit  behaupten,  daß 
die  Bauernbevölkerung  heute  nicht  weniger  als  80  %  der  Gesamt- 
bevölkerung   bildet.     Die    russische    Industrie,    deren    Wieder- 
herstellung die  dringendste  Aufgabe  oder,  richtiger  gesagt,  die 
Lebensfrage  Rußlands  ist,  wird   Jahrzehnte  hindurch  auf  den 
inneren  Markt,  das  heißt  auf  die  Bauernschaft  angewiesen  sein, 
ebenso  wie  sie  ihre  Entstehung  und  Entwicklung  vor  dem  Kriege 
hauptsächlich  dem  Dorfe  zu  verdanken  hatte.    In  dem  gleichen 
Maße  wird  die  Landbevölkerung  die  Hauptquelle  der  notwendigen 
gewaltigen  Staatseinnahmen  bilden  müssen.    Es  unterliegt  kaum 
einem  Zweifel,   daß  die  Bauernschaft,   die  infolge  des   Krieges 
und  der  Revolution  zur  Selbsttätigkeit  erwacht  ist,  versuchen 
wird,    ihrer   wichtigen   wirtschaftlichen    Stellung   entsprechend, 
auch  eine  bedeutende  politische  Rolle  zu  spielen.   Die  politischen 
Geschicke  Rußlands  werden  deshalb  in  den  nächsten  Jahrzehnten 
stark,  wenn  nicht  entscheidend,  unter  dem  Einfluß  des  flachen 
Landes  sich  entwickeln,  was  eigentlich  bereits  seit  der  Revolution 
von  1905  der  Fall  ist.   Die  Grenzen  der  revolutionären  Bewegung 
der  Jahre  1905/06  sind  hauptsächlich  durch  die  Haltung  der 
Bauern  bestimmt  worden:  Durch  Zuteilung  von  Land  und  Auf- 
hebung der  Gemeindebewirtschaftung  trug  das  Kabinett  Stolypin 
dazu  bei,  eine  Spaltung  der  bis  dahin  einheitlichen  Bauernmasse 
zu  bewirken,  einen  leil  derselben  zu  befriedigen  und  ihn  dadurch 
als  wesentliche   Stütze  für   die   Gegenrevolution   zu   gewinnen. 
Die  Regierungen  des  Fürsten  Lwow  und  Kerenski  zögerten  mit 
der  Lösung  der  Agrarfrage.    Das  bewirkte  in  hohem  Grade  den 
Schiffbruch  des  Regimes  der  beiden  provisorischen  Kabinette. 
Als  dagegen  die  Sowjetregierung  ans  Ruder  kam,  beschleunigte 
sie,  um  ihre   Stellung  zu  befestigen,  die  Veröffentlichung  des 
Agrargesetzes,  wonach  die  Bauern  freie  Hand  in  der  Aufteilung 
des  Großgrundbesitzes  erhielten.    Ferner  ist  die  Dauer  der  Herr- 
schaft des  Sowjetregimes  zum  großen  Teil  der  Haltung  der  Bauern- 
massen zuzuschreiben:  Der  Sieg  des  Zarismus,  wie  die  Denikin, 
Koltschak  usw.   ihn  beabsichtigten,  hätte  für  die  Bauern  die 
Entziehung  des  neuerhaltenen  Landbesitzes  bedeutet.   Um  diese 
Gefahr  zu  durchkreuzen,  leistete  die  Bevölkerung  des  flachen 
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Landes  der  Armee  der  zaristischen   Generale  Widerstand  und 
trug  so  wesentlich  zum  Siege  der  Roten  Armee  bei. 

In  den  folgenden  Zeilen  ist  der  Versuch  gemacht,  eine  kurze 
Darstellung  der  Lage  der  Bauernschaft  in  den  letzten  Jahr- 
zehnten der  zaristischen  Herrschaft  zu  geben,  die  Bauernbewegung 
in  den  Revolutions jähren  1905/06  zu  schildern,  die  Agrarpolitik 
des  gegenrevolutionären  Kabinetts  Stolypin  darzulegen,  die 
Maßnahmen  der  provisorischen  Revolutionsregierungen  (Lwow, 
Kerenski)  auf  dem  Gebiete  der  Agrarpolitik  und  endlich  die  vom 
Rate  der  Volkskommissare  in  Angriff  genommene  Agrarreform 
einer  Kritik  zu  unterziehen. 


n.  Die  Lage  der  Bauern  nach  der  Aufhebung  der  Leibeigenschaft. 

Trotz  ihrer  ungeheuren  Bedeutung  für  die  wirtschaftliche 
Entwicklung  des  Landes  waren  die  Bauern  gezwungen,  ein 
trauriges  Dasein  zu  führen.  Der  Staat  sah  in  ihnen  hauptsächlich, 
wenn  nicht  ausschließlich,  ein  Objekt  für  seine  fiskalischen 
Zwecke;  zudem  war  der  Bauer  für  den  Adel  und  Großgrundbesitz 
nichts  anderes  als  ein  Objekt  der  Ausbeutung.  Der  Bauer  war 
völlig  rechtlos  und  arm.  Die  Ursache  seiner  traurigen  Lage  war 
in  erster  Linie  der  Mangel  an  Grund  und  Boden.  Dieser  Mangel 
entstand  bereits  bei  Aufhebung  der  Leibeigenschaft.  Im  Manifest 
vom  19.  Februar  1861  über  die  Aufhebung  der  Leibeigenschaft, 
das  die  Bauern  mit  der  Brille  des  Großgrundbesitzes  betrachtete, 
hieß  es:  »Die  Bauern  erhalten  das  Land  zur  Sicherung  ihrer 
Existenz  und  um  ihnen  die  Erfüllung  ihrer  Pflichten  gegenüber 
dem  Staat  zu  ermöglichen.«  In  Wirklichkeit  aber  sorgte  die 
russische  Regierung  nur  für  die  Durchführung  des  zweiten  Teiles 
dieses  Prinzips,  indem  sie  die  Frage  einer  befriedigenden  Lebens- 
haltung der  Bauernschaft  ganz  und  gar  außer  acht  ließ.  Zur  Zeit 
der  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  wurden  den  Bauern  zugunsten 
der  Grundbesitzer  i  342  000  Deßjatinen  (i  Deßjatine  =^  109,25  ar) 
oder  3,8  %  des  Landes  genommen,  das  sie  vor  der  Reform  be- 
sessen hatten.  Für  den  Grund  und  Boden,  der  im  Besitz  der 
Bauern  blieb,  wurden  sie  belastet  mit  einem  hohen  Lösegeld  im 
Betrage  von  15  Millionen  Rubel.  Eine  derartige  Reform  hatte 
äußerst  nachteilige  Folgen  für  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
der  Bauernschaft.  In  seinen  eingehenden  Untersuchungen  über 
die   Lage   der   Landwirtschaft   kam   Professor     J  a  n  s  o  n    im 
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Jahre  1877  zu  folgenden  Ergebnissen:  »Wir  bereisten  das  ganze 
europäische  Rußland  von  den  nördlichen  Teilen  des  Gouverne- 
ments Wjatka  und  den  Orenburger  und  Samaraer  Steppen  bis 
Podolien,  Wolhynien  und  Litauen,  von  den  sumpfigen  Wald- 
gegenden bis  zu  den  Steppen  von  Noworossisk  und  fanden  überall 
eine  erschütternde  Aehnlichkeit  in  der  wirtschaftlichen  Lage  der 
Bauernschaft:  überall  stellten  wir  eine  völlige  Unsicherheit  der 
Existenz  fest,  besonders  bei  denen,  für  deren  »freies  Schaffen« 
das  historische  Aktenstück  vom  Jahre  1861  »Wohlstand  und 
Gedeihen«  angekündigt  hatte.« 

Der  Ausschuß  zur  Untersuchung  der  Ursachen  der  Ver- 
armung Zentralrußlands  hat  im  Jahre  1895  festgestellt,  daß  bei 
der  Durchführung  der  Reform  des  Jahres  1861  die  Bauern  wesent- 
lich weniger  Land  erhalten  haben,  als  nötig  ist,  um  das  Mindest- 
maß von  Lebensmitteln  zu  erzeugen,  deren  der  einzelne  benötigt. 
Und  zwar  rechnet  man  3,4  PuÖ  oder  17  %  Mehl  für  jede  Person 
weniger,  als  der  Normalkonsum  im  europäischen  Rußland,  der 
20  Pud  pro  Person  ist,  beträgt. 

Es    vergingen    Jahrzehnte.     Die    Bevölkerung    nahm    in- 
zwischen bedeutend  zu.    Der  Zuwachs  betrug  ungefähr  1,8  % 
jährlich.   Infolge  der  schwachen  Entwicklung  der  Fabrikindustrie 
konnte  in  den  Städten  nur  ein  geringer  Prozentsatz  der  Bauern- 
bevölkerung Arbeit  finden.    Der  größte  ^eil  des  Zuwachses  war, 
um  existieren  zu  können,  auf  die  Landwirtschaft  angewiesen. 
Zieht   man  dabei  in  Betracht,   daß  infolge  der  rückständigen 
Arbeitsmethoden  der  russischen  Bauernschaft  die  Produktivität 
des  Landes  gering  ist,  so  tritt  klar  zutage,  daß  der  Mangel  an 
Grund  und  Boden  sich  allmählich  auf  das  äußerste  zuspitzen 
mußte.   Laut  Angaben  des  russischen  Nationalökonomen  Proko- 
powitsch  hat  sich  der  Landbesitz  der  Bauern  im  Laufe  der  45 
Jahre  seit  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  (1861 — 1905),  durch- 
schnittlich verkleinert  von  4,83  Deßjatinen  auf  3,10  Deßjatinen 
pro  Person,  d.  h.  um  ganze  36  %.    Es  wird  von  Interesse  sein, 
einen   Vergleich   mit   dem   Großgrundbesitz   anzustellen.     Nach 
Angaben  für  das  Jahr  1905  besaßen  30  000  der  größten  Guts- 
besitzer Rußlands  etwa  70  Millionen  Deßjatinen  Land,  d.  h. 
durjchschnittlich  mehr  als  2300  Deßjatinen  für  jeden  Gutsbesitzer; 
die  reichsten  Gutsbesitzer  gehörten  der  obersten  Bureaukratie 
an:  50  wirkliche  Geheimräte  besaßen  284000  Deßjatinen  Land, 
194  Geheimräte  3  103  000  Deßjatinen.    Durchschnittlich  besaß 
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also  jeder  der  ersten  Gruppe  pro  Kopf  5680,  der  zweiten  Gruppe 
16  000  Deßjatinen  Land. 

Der  Mangel  an  Grund  und  Boden  zwang  den  Bauer,  Land 
bei  dem  Gutsbesitzer  zu  pachten  oder  als  Lohnarbeiter  bei  ihm 
einzutreten.  Der  Grundbesitzer  nutzte  selbstverständlich  die 
schwere  wirtschaftliche  Lage  des  Bauern  aus:  letzterer  mußte 
ungeheure  Pachtzahlungen  leisten  und  bekam  für  seine  Arbeit 
einen  Hiingerlohn. 

Ein  anderer  Faktor,  der  dauernd  die  wirtschaftliche  Lage 
der  Bauernschaft  verschlechterte,  war  die  Finanzpolitik  des 
Zarismus.  Der  Staatshaushaltsplan  wurde  aul  indirekten  Steuern 
aufgebaut,  deren  Hauptlasten  die  Bauernbevölkerung  zu  tragen 
hatte.  So  wurden  die  großen,  von  Jahr  zu  Jahr  steigenden 
Kosten  für  die  Armee,  die  Flotte,  den  Staatsapparat  usw.  durch 
solche  Steuern  gedeckt.  Dabei  bestand  der  größte  Teil  des 
Budgets  aus  unproduktiven  Ausgaben,  die  in  keiner  Weise  der 
Landwirtschaft,  wie  überhaupt  der  gesamten  Volkswirtschaft, 
als  solcher  zugute  kamen.  Im  Gegenteil:  sie  ruinierten  die  wirt- 
schaftliche Grundlage  des  Landes. 

In  derselben  Richtung  wirkten  gegenüber  der  Bauernwirt- 
schaft die  Zahlungen  des  Lösegeldes.  Untersuchungen  über  die 
Agrarverhältnisse  Rußlands  in  den  90er  Jahren  des  vorigen 
Jahrhunderts  stellten  fest,  daß  jede  Bauernfamilie  ihr  Budget 
mit  einem  Defizit  von  11  Rubeln  jährlich  abschloß;  das  be- 
deutete für  die  Bauern  den  Verzicht  auf  einen  Teil  der  notwendig- 
sten Lebensbedürfnisse. 

Um  den  Bauern  jede  Möglichkeit  zu  unterbinden,  sich  ihrer 
Pflichten  als  Steuerobjekte  zu  entziehen,  regelte  die  Gesetz- 
gebung entsprechend  die  rechtliche  Stellung  der  Bauernschaft. 
Das  Bauernleben  wurde  bis  in  alle  Einzelheiten  hinein  geordnet. 
Das  Ideal  der  autokratischen  Staatsgewalt  war  in  bezug  auf  die 
Bauern  das  einer  geschlossenen  patriarchalischen  Familie.  »Eine 
solche  Familie«,  heißt  es  in  den  Protokollen  der  vereinigten 
Departements  des  Reichsrates,  »die  ein  intimes  Bündnis  von 
Verwandten  bildet,  die  dem  Obrigkeitswillen  des  ältesten  Mit- 
gliedes untergeordnet  sind  und  zum  Besten  der  Gesamtheit 
arbeitet,  ist  sowohl  in  sittlicher  als  auch  in  wirtschaftlicher  Be- 
ziehung ein  Ideal,  dessen  Verwirklichung  vom  Standpunkt  der 
Staatsinteressen  höchst  wünschenswert  erscheint.«   Dieses  Ideal 
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wurde  auch  vollkommen  erreicht.  Das  Leben  der  Bauern  sowie 
die  Dorfgemeinde  waren  auf  patriarchalischer  Grundlage  geord- 
net. Alle  Familienmitglieder  waren  dem  sogenannten  Aeltesten 
(Bolschak)  untergeordnet.  Die  bäuerlichen  Eigentümer  waren 
dem  Gemeindevorstand  unterstellt.  Der  Vorstand  wiederum 
mußte  der  zuständigen  Behörde  Rechenschaft  über  seine  ge- 
samte Tätigkeit  ablegen.  Aus  den  gesetzgeberischen  Akten  »der 
Epoche  der  großen  Reform«  geht  hervor,  daß  die  Dorfgemeinde 
in  bezug  auf  ihre  staatsrechtliche  Stellung  als  ein  einheitlicher 
fiskalischer  Apparat  galt,  der  nach  dem  Prinzip  der  Solidarhaf- 
tung errichtet  war.  Die  Dorfgemeinde  war,  mit  anderen  Worten, 
eine  Zwangsinstitution  geworden,  die  im  Interesse  des  Fiskus 
das  Leben  ihrer  Mitglieder  auf  das  genaueste  zu  kontrollieren 
hatte.  Um  diesen  Zweck  durchführen  zu  können,  waren  der 
Dorfgemeinde  umfassende  Befugnisse  eingeräumt. 

Die  Dorfgemeinde  hatte  das  Recht,  sowohl  die  Erzeugnisse 
als  auch  den  Grund  und  Boden  des  säumigen  Schuldners  zu 
beschlagnahmen  und  zu  verkaufen ;  ebenso  konnte  sie  dem  Bauern 
Arbeit  zuweisen  und  seinen  Lohn  zur  Deckung  der  Schulden 
einziehen  lassen.  Ferner  besaß  die  Dorfgemeinde  die  Macht, 
dem  Bauern  durch  Paßverweigerung  das  Verlassen  seines  Wohn- 
sitzes oder  dessen  Wechsel  zu  unterbinden,  d.  h.  sie  verfügte 
über  die  persönliche  Freiheit  ihrer  Mitglieder. 

Die  Staatsmänner  des  alten  Regimes  faßten  die  Dorf- 
gemeinde als  eine  der  wichtigsten  Stützen  des  agrarisch-auto- 
kratischen Rußland  auf.  Dieser  Standpunkt  fand  seinen  klaren 
Ausdruck  in  der  folgenden  Betrachtung  des  Hofministers  Graf 
Woronzow-Daschkoff,  der  in  den  90er  Jahr-en  u.  a.  schrieb: 
»Früher  (vor  dem  Jahre  1861)  existierte  für  die  Bauern  die  fol- 
gende Skala:  Gott,  der  Zar  mit  seinen  Mitarbeitern  und  der 
Gutsbesitzer,  als  eine  Person,  die  dem  Bauern  am  nächsten  stand, 
und  durch  die  er  geleitet  wurde.  Infolge  der  Aufhebung  der 
Leibeigenschaft  ist  in  der  Skala  eine  Lücke  entstanden:  der 
nächste  und  unmittelbare  Mitarbeiter,  der  Gutsbesitzer,  ist  fort- 
gefallen. Ersetzen  mußte  ihn  natürlich  irgendeine  Einrichtung, 
die  nicht  nur  alle  Verdienste  des  ehemaligen  Führers  sich  erwerben 
konnte,  sondern  die  auch  ohne  deren  Mangel  war.  Ein  solcher 
wurde  die  Dorfgemeinde.« 

Die  gleiche  Auffassung  über  die  politisch-konservative  Rolle 
der  Dorfgemeinde  vertraten  auch  Bobedonoszeff  und  von  Plehwe, 
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Der  letztere  behauptete  u.  a.  folgendes:  »Die  Grundbedingungen 
für  das  Gedeihen  eines  autokratischen  Staates  seien  die  Isolierung 
des  Bauernstandes  und  die  Beschränkung  seiner  freien  Verfügung 
über  das  Land.« 

In  diesen  Bahnen  bewegte  sich  ganz  konsequent  die  Politik 
des  zaristischen  Rußland. 

Laut  Gesetz  vom  Jahre  1864  hatten  die  Bauern  nur  das 
Recht,  in  die  Kreislandschaften  (Kreissemstwos)  41  %  der  ge- 
samten Abgeordneten  zu  entsenden;  die  Gutsbesitzer  dagegen  — 
59  %.  Indessen  bildeten  die  Bauern  97  %  der  Bevölkerung, 
die  Gutsbesitzer  —  3  %.  Im  Jahre  1890  wurde  das  Wahlrecht 
der  Bauern  noch  mehr  eingeschränkt:  von  jetzt  ab  durften  sie 
nur  31  %  der  Abgeordneten  wählen,  dagegen  die  Gutsbesitzer 
69  %.  Dabei  hatten  die  Bauern  in  Wirkhchkeit  kein  Recht, 
die  Kandidaten  zu  bestimmen,  sondern  sie  waren  auf  »Vertreter«, 
die  der  Bestätigung  durch  die  Obrigkeit  resp.  des  Gouverneurs 
bedurften,  angewiesen.  Es  ist  klar,  daß  in  einer  solchen  Körper- 
schaft, in  der  die  erdrückende  Mehrheit  aus  Gutsbesitzern  be- 
stand, die  Rücksichten  auf  die  Interessen  der  Bauernschaft  außer- 
ordentlich gering  waren. 

Im  Jahre  1899  setzte  die  Regierung  Alexanders  III.  die  Land- 
räte ( Semski  Natschaljnike)  ein,  die  mit  umfangreichen  Befugnissen 
auf  dem  Gebiet  der  Justiz  und  der  Exekutive  ausgestattet  waren. 
Der  Landrat  hatte  das  Recht,  das  Untersuchungsverfahren 
gegen  den  Bauern  einzuleiten  und  selbst  endgültig  das  Urteil  zu 
fällen.  Als  Vertreter  der  vollziehenden  Gewalt  bestimmte  er 
eigenmächtig  die  wichtigsten  Angelegenheiten  im  Leben  des 
Bauern.  Das  Gesetz  verlieh  dem  Landrat  die  Macht,  Ent- 
schließungen der  Dorfgemeinde  aufzuheben  und  folglich  die 
Tätigkeit  der  Gemeinde  zu  hemmen  und  zu  lähmen. 

Der  »Reform«  über  die  Institution  der  Landräte  lag  der 
Gedanke  zugrunde,  eine  statke  Gewalt  auf  dem  platten  Lande 
zu  schaffen,  um  die  Bestrebungen  zur  wirtschaftlichen  und  poli- 
tischen Selbsttätigkeit,  die  trotz  der  bureaukratischen  Fesseln  in 
den  Bauern  allmählich  erwachten,  »im  Keime«  zu  ersticken. 
Der  Landrat,  der  gegenüber  der  Bauernbevölkerung  in  seiner  Art 
ein  kleiner  Zar  war,  bewältigte  die  reaktionäre  Aufgabe  der  Re- 
gierung vollkommen.  Die  umfangreiche  Gewalt  und  die  persön- 
lichen Eigenschaften  des  Landrates  (die  Landräte  bestanden 
hauptsächlich  aus  Reserveoffizieren,  ehemaligen  städtischen  Be- 
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am  teil,  die  wegen  Dienstvergehen  ihrer  Stellung  entkleidet  und 
deshalb  degradiert  worden  waren,  und  aus  ehemaligen  Guts- 
besitzern, die  ihr  Ve^-mögen  durchgebracht  hatten)  führten 
logischerweise  dazu,daßimLandratsamt  Willkür  statt  des  Rechtes 
herrschte.  Die  Praxis  der  Landräte  rief  unter  den  Bauern  un- 
gemem  viel  Erbitterung  und  geradezu  Haß  hervor. 

Fügt  man  hinzu,  daß  die  russische  Gesetzgebung  bis  zum 
Jahre  1903  die  körperliche  Züchtigung  als  ein  Straf  mittel  aner- 
kannte, so  bekommt  man  ein  ziemlich  klares  Bild  von  der  Recht- 
losigkeit der  Bauernschaft  Rußlands  vor  der  Revolution  1905/06. 


III.  Wohnung  und  Nahrung   der  Bauern.    Das  ständige  Hunger- 
budget. 

Will  man  die   Geschichte  der  Bauernfrage  in  Rußland  in 
kurze  Worte  zusammenfassen,  so  kann  man  sagen,  daß  sie  die 
Geschichte   großer    Leiden   war.     Wirtschaftliche   Erschöpfung, 
andauernder    Brotmangel,    periodisch    wiederkehrende    Hunger- 
jahre und  eine  ungeheure  Sterblichkeitsziffer  waren  die  ständigen 
Begleiterscheinungen  des  Bauernlebens.    In  dieser  Hinsicht  sind 
sehr  charakteristisch  die  Berichte,  die  im  Jahre  1902  vom  »Komi- 
tee zur  Linderung  der  Notlage  im  landwirtschaftlichen  Erwerbs- 
leben   im    Gouvernement    Tula«   veröffentlicht    wurden.     Diese 
Berichte  stellten  u.  a.  folgendes  fest:  »Zur  Wohnung  dient  den 
Bauern   gewöhnlich    eine   8 — 9    Arschinen    (5^/4 — 6%   m)    lange 
Hütte  in   Saschenhöhe  (Höhe  von  213  cm).    Das  sind  Hütten, 
in  denen  Vieh  und  Menschen  miteinander  hausen.  ,  .   Die  Hütte 
ist  fast  immer  mit  Stroh  gedeckt;  oft  läßt  sie  den  Regen  durch, 
und  im  Winter  wird  sie  der  Wärme  wegen  beinahe  bis  zum  Dache 
mit  Dung  beworfen.    In  einem  Räume  von  7 — 9  kub.   Saschen 
lebt  eine  oft  äußerst   zahlreiche  Bauernfamilie.    Die  Familien- 
glieder schlafen  teils  unten  auf  den  Bänken  oder  teils  auf  den 
Oefen.    Den  Fußboden  bildet  meist  Lehmerde,  und  wenn  es  sehr 
kalt   ist,   werden    Kälber,    Lämmer   und   Ferkel   hereingelassen, 
nicht  selten  auch  Kühe.  Die  übermäßige  Zahl  der  Insassen  macht 
die  Luft  dum^pfig  und  verpestet.    Die  Feuchtigkeit  im  Innern 
der.  Hütte,  das  Sickern  des  Regens  durchs  Dach  und  der  Regen 
von   außen  verderben  den   Bau   sehr  schnell.     Geiieizt  wird  in 
waldlosen  Gegenden  mit   Stroh,  in  Jahren  der  Mißernte  sogar 
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mit  Mist.  Dadurch  werden  der  Erde  systematisch  die  ihr  un- 
bedingt notwendigen  Nahrungsstoffe  entzogen.  Wascli-  oder 
Badegelegenheiten  sind  selten  vorhanden.  Die  Bauern  waschen 
sich  in  der  Hütte  mit  etwas  warmem  Wasser  und  fast  immer 
ohne  Seife,  so  daß  sie  den  Schmutz  über  den  ganzen  Körper 
verschmieren.  Krätze  und  andere  Hautkrankheiten  sind  in 
furchebarem  Maße  verbreitet.  Ueberhaupt,  trotz  der,  wie  es 
scheinen  müßte,  äußerst  günstigen  Lebensbedingungen  entstehen 
im  Dorfe  so  unhygienische  Zustände,  daß  der  Kampf  mit  den 
Epidemien  fast  unmöglich  wird.  Große  Bedeutung  in  dieser 
Hinsicht  hat  der  allgemein  verdorbene  Zustand  des  Organismus 
des  Bauern,  der  als  Resultat  der  schlechten  Ernährung  zu  be- 
trachten ist.  Nahrungsmittel  wie  Fleisch,  Talg,  Oel,  Mehlprodukte 
erscheinen  auf  dem  Tische  des  Bauern  nur  an  Ausnahmetagen 
seines  Lebens,  manchmal  zwei-  bis  dreimal  im  Jahre;  seine  ge- 
wöhnliche Nahrung  besteht  aus  Brot,  Kwas,  oft  aus  Kohl  und 
Zwiebeln,  und  im  Herbst  aus  frischem  Gemüse,  falls  in  der 
Nähe  der  Ansiedelung  Gemüseanbau  betrieben  wird.  Infolge  des 
häufigen  und  systematischen  Hungerns  entwickeln  sich  in  der 
Bevölkerung  alle  möglichen  Magenkrankheiten.  .  .  Das  Elend 
eines  Bauernhausstandes  ist  offenbar.« 

Das  gezeichnete  Bild  könnte  in  wenigen  Einzelheiten  in  ver- 
schiedenen Teilen  des  Landes  abweichend  sein,  aber  im  großen 
und  ganzen  ist  es  der  Wahrheit  entsprechend.  Zur  Bestätigung 
des  Gesagten  führen  wir  einige  bezeichnende  Ziffern  an.  Viele 
Jahre  hindurch  war  die  Regierung  gezwungen,  viele  Millionen 
Rubel  zum  besten  der  hungernden,  bettelarmen  Bauern  aus- 
zusetzen. In  den  Jahren  1891 — 1900  beliefen  sich  die  Ausgaben 
für  die  Verproviantierung  durchschnittlich  auf  19  Millionen  Rubel 
und  in  den  Jahren  1901 — 1905  schon  auf  23  Millionen  Rubel 
jährlich;  in  den  letzten  Jahren,  1906 — 1907,  mußte  die  Regierung 
für  Unterstützung  kolossale  Summen  geben  —  ungefähr  125 
Millionen  Rubel  im  Jahre.  »Auf  solche  Weise«  —  bemerkte  der 
Deputierte  Tatarin  in  der  zweiten  Reichsduma  vollkommen 
richtig  —  »und  sofern  man  sich  streng  an  die  Budgetsgesetze 
hielte,  ist  schon  der  Zeitpunkt  gekommen,  daß  dieAusgaben  für  die 
lunährung  der  Hungernden  aus  den  Extraausgaben  in  die  lau- 
fenden Ausgaben  übergehen.  Dann  ist  Rußland  das  erste  Reich, 
welches  unter  den  gewöhnlichen  Ausgaben  einen  Posten  zur 
Ernährung  der  Hungernden  hat.« 

Archiv  für  Sozialwrssenschaft  und  Sozialpolitik.     48.  2.  24 


IQ  PaulOlberg, 

Hören  wir  jetzt,  wie  die  Bauern  selbst  sich  über  ihre  Lage 
äußern:  »Das  Elend  der  Bauern  ist  groß  und  drückend«  —  heißt 
es  in  der  Petition  der  Bauern  aus  dem  Charkowschen  Gouverne- 
ment — ,  »wie  schwer  ist  das  ganze  Leben  für  die  Bauern!    Das 
Land,  welches  Alexander  IL  gab  (im  Jahre  1861  bei  der  Be- 
freiung der  Bauern  von  der  Leibeigenschaft),  blieb  das  gleiche, 
obwohl  das  Volk  sich  zahllos  vermehrte.    Diejenigen,  welche  ein 
Stück  Land  bekommen  haben,  besitzen  schon  fünf  oder  sechs 
Söhne,  und  diese  haben  wiederum  Kinder,  und  alle  diese  sind 
ohne  Land.«   Am  Schlüsse  der  umfangreichen  Petition  erklären 
die  Bauern  des  Gouvernements  Witebski:  »Wenn  unser  Leben 
unter  den  jetzigen  Umständen  fortdauert,  so  sind  wir  innerhalb 
15 — 20  Jahren  vor  Hunger  sämtlich  gestorben.    Womit  wir  uns 
ernähren  ?  —  Gott  allein  weiß  es  —  besonders  in  der  Fastenzeit. 
Um  nicht  von  den  Reichen  zu  sprechen  —  eines  mittleren  Stadt- 
einwohners  Hund  würde  das  verschmähen,  womit  viele  von  uns 
sich   ernähren  müssen.     Im   Frühjahr  wird  ein    Stück  harten, 
schwarzen  Brotes  unter  die  Kinder  als  Leckerbissen  verteilt.  .  .« 
In  der  Eingabe  an  die  Mitglieder  der  Reichsduma  äußern  sich  die 
Bauern    des    Gouvernements   Wologodsk   folgendermaßen   über 
ihre   Lage:    »Unsere   an   das   Betteltum   streifende  Armut,    die 
Willkür  von  selten  der  Machthaber,  der  geringe  Besitz  an  Land, 
die  unmäßigen  Steuern,  die  Rechtlosigkeit,  die  Unwissenheit  usw, 
bis  ins  Unendliche  haben  uns  russische  Landleute  zur  Verzweif- 
lung gebracht.    So  zu  leben,  wie  wir  jetzt  leben,  wird  unmöglich. 
Die  hungrige  Familie  erschüttert  uns  mit  ihren  Wehklagen.   Wir 
Domänenbauern  des  Paktenskischen  Verbandes  sind  nicht  im- 
stande, die  Mitglieder  der  Genossenschaft  bei  dem  augenblick- 
lichen Mangel  an  Land  und  der  Mißernte  zu  unterstützen.   Nach 
genauer  Erwägung  unserer  Notzustände  und  unserer  jeglicher 
Rechte     baren    Lage    erklären    wir    Bauern    des    Amtsbezirks 
Istawelsk     einstimmig:     »Wir    sind    nicht     nur     außerstande, 
unsern    Bauernwohlstand,     der     die     Grundlage     des    ganzen 
Reiches   bildet,   zu   entwickeln,    sondern  wir  haben  nicht  ein- 
mal  die  Möglichkeit,    unsere   eigene    Existenz    weiterzuschlep- 
pen.«    —    »Nein,    wir    können    die     gewaltsame     Handlungs- 
weise der  Regierungsbeamten  nicht  länger  ertragen«,  schrieben 
die  Bauern  des  Kreises  Wolodsk.  —  »Fordert,  teure  Vertreter, 
Freiheit  und  Land  ohne  Loskauf,  gleiche  Rechte  und  Aufhören 
der  Willkür.« 
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Unter  solchen  Verhältnissen  ist  es  natürlich,  daß  zwischen 
den  Bauern,  die  weder  bei  dem  Gutsbesitzer  noch  bei  der  Obrig- 
keit Gerechtigkeit  fanden,  große  Unzufriedenheit  hen-schte.  Die 
Erbitterung  und  Verzweiflung  der  Bauernmassen  kamen  oft  zum 
Ausdruck  in  Form  elementarer  Erhebungen  und  führten  zur  Er- 
mordung besonders  brutaler  Gutsbesitzer  und  Verwalter.  Die 
Regierung  hatte  für  die  Unzufriedenheit  der  Bauern  nur  eine 
Antwort:  Repressalien.  Aber  mit  Waffen  und  Körperstrafen 
konnten  Ruhe  und  Ordnung  auf  die  Dauer  nicht  aufrechterhalten 
werden.  Teilaufstände  brachen  immer  wieder  in  verschiedenen 
Gouvernements  aus.  Im  Jahre  1902  nahm  die  Bauernbewegung 
einen  ziemlich  bedeutenden  Umfang  an:  im  Laufe  von  einigen 
Tagen  wurden  im  Gouvernement  Poltawa  54  Gutshöfe  zerstört; 
im  Gouvernement  Charkoff  27.  In  den  revolutionären  Jahren 
1905/06  brachen  Bauernaufstände  im  größten  Teil  des  ackerbau- 
treibenden Rußlands  aus.  Bevor  wir  zur  Schilderung  dieser 
Bewegung  übergehen,  sei  hier  einiges  über  die  geistige  Evolution 
der  Bauernschaft  in  den  Vorrevolutions jähren  gesagt. 

In  den  Jahren  vor  der  Revolution  1905/06  hat  das  russische 
Land  eine  bedeutende  Umwälzung  auf  geistigem  Gebiete  er- 
fahren. In  das  Dunkel  und  Grauen  des  Bauernlebens  fielen 
einige  Lichtstrahlen.  Der  Bauer  war  gleichsam  unmerklich  geistig 
gewachsen,  sein  Gesichtskreis  hatte  sich  erweitert  und  das  Un- 
natürliche seiner  Lebensbedingungen  wurde  ihm  bestimmter, 
klarer  und  dringender  fühl-  und  erkennbar.  Er  begann,  sich 
gegen  die  Gutsbesitzerschaft  aufzulehnen,  —  nicht  darum,  weil 
jene  die  Herren  w^aren  und  er  Bauer,  sondern  weil  er  bei  den 
Besitzern  gewahr  wurde,  daß  sie  ihm  Unrecht  zufügten  und,  von 
den  Machthabenden  angefeuert,  seine  Unterdrückung  wollten. 
Der  Bauernstand  zeigte  in  seinem  Hauptbestandteil  Interesse  für 
gemeinnützige  und  politische  Fragen.  Ungeachtet  der  äußerst 
geringen  Verbreitung  der  Lese-  und  Schreibekunst  unter  der  Dorf- 
bevölkerung, bemühte  sich  der  Bauer,  die  Zeitungsneuigkeiten 
zu  erfahren.  Er  wandte  sich  zu  diesem  Zwecke  an  den  Dorf- 
schullehrer,  den  Dorfbader  oder  an  irgend  jemanden,  der  im 
Dorfe  zu  lesen  und  schreiben  verstand.  Oft  begegnete  man  auf 
dem  Dorfe  sogenannten  Vorlesern,  die  den  Bauern  gegen  Be- 
zahlung Zeitungen  und  Bücher  vorlasen.  Ueberhaupt  legten  die 
Bauern  dem  gedruckten  Worte  eine  große  Bedeutung  bei.   Es  ist 

von  Wichtigkeit,  zu  beachten,   daß  die  Zerstreuung  der   Land- 
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bevölkerung  über  die  ungeheure  Ebene,  daß  ihre  Abgeschnitten- 
heit  von  der  Stadtkultur,  daß  das  fast  gänzliche  Fehlen  der 
Elementarbildung  auf  der  einen  Seite  und  das  strenge  Polizei- 
regiment, die  Verfolgung  nicht  nur  der  revolutionären  Organi- 
sationen, sondern  auch  aller  Arten  von  kulturellen  Aufklärungs- 
verbänden  durch  die  Verwaltung  auf  der  anderen  Seite,  es  bis 
zur  Revolution  von  1905  den  aufgeklärten  Elementen  der  Stadt 
fast  unmöglich  machten,  an  der  Aufklärung  der  Landbevölkerung 
zu  arbeiten.  Etwas  kulturelle  Tätigkeit  brachten  die  liberalen 
Landstände  in  die  hier  besprochene  Epoche.  Als  einen  für  die 
Revolutiorisbewegung  Agitierenden  mußte  man  den  auf  diese 
oder  jene  Weise  in  das  Dorf  kommenden  revolutionär  gesinnten 
Arbeiter  ansehen. 

Dank  seinem  Zusammenhang  mit  dem  Lande  kehrte  letzterer 
oft  in  das  Dorf  zurück;  nicht  selten  mußte  er  sich  auf  polizeiliche 
Verordnung  dorthin  begeben.  Während  der  Diktatur  des  Herrn 
von  Plehwe  wurde  die  Verschickung  der  aufgeklärten  Elemente 
aus  den  Städten  aufs  Land  hinaus  gewaltsam  betrieben.  Diese 
Arbeiter  übten  einen  verhältnismäßig  sehr  großen  Einfluß  in 
revolutionärer  und  sozialistischer  Beziehung  auf  die  Bauern  aus. 
Was  die  Tätigkeit  der  sozialistischen  Parteien  im  engeren  Sinne 
betrifft,  so  war  sie  ganz  unbedeutend  und  äußerte  sich  darin, 
daß  sie  von  Zeit  zu  Zeit  in  den  Dörfern  Flugschriften  verbreiten 
ließen,  in  denen  die  Lage  der  Bauern  dargestellt  und  ökonomische 
und  politische  Forderungen  aufgestellt  wurden.  Im  Frieden 
stiller  Wälder  wurden  Bauernversammlungen  veranstaltet  und 
die  Aufklärungsarbeit  ging  in  Erdhöhlen  vor  sich,  sie  nahm  jedoch, 
wie  gesagt,  keine  größere  Ausdehnung  an. 


IV.  Die  Bauernbewegung  in  den  Jahren  1905/06. 

Die  Bauernbewegung  in  den  Jahren  1905 — 06  ist  als  direkter 
Widerhall  der  Revolutionsbewegung  in  der  Stadt  zu  betrachten. 
Die  klassenbewußten  Elemente  der  Stadt  dienten  der  russischen 
Revolution  als  Avantgarde,  das  Hauptheer  bildete  die  Dorf- 
bevölkerung. Seit  Anfang  des  Jahres  1905  nahmen  die  Agrar- 
bewegungen  in  der  Form  von  Wälderabholzungen,  Brandstif- 
tungen und  Räubereien  große  Ausdehnung  und  drohende  Gestalt 
an.     Im  Frühling    und    im    Sommer    des    Jahres   1905   fanden 
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Bauernunruhen  —  und  zwar  in  ihren  hauptsächlichsten  Formen 
als  Landarbeiterstreiks,  Abholzungen  und  Räubereien  —  in  62 
Kreisen  statt,  oder  nach  anderer  Berechnung  in  14  %  sämtlicher 
Kreise  des  europäischen  Rußlands.  Die  baltische  Küste,  Polen, 
die  Donprovinz  und  die  Gouvernements  Astrachan,  Orenburg, 
Wjatsk  und  Pensa  sind  dabei  ausgenommen.  Vorherrschend  war 
die  Streikbewegung. 

Die  Herbstbewegung  im  Jahre  1905  ging  in  mehr  oder  weniger 
starkem  Maße  in  140  Kreisen  vor  sich,  ohne  zu  dieser  Zahl  die 
baltische  Küste  zu  rechnen.  Auf  Grund  offizieller  Angaben  wurden 
dabei  im  ganzen  2000  Gutshöfe  ausgeplündert  oder  verbrannt, 
wobei  der  Schaden  der  Gutsbesitzer  in  nur  19  Gouvernements 
auf  28  Millionen  Rubel  geschätzt  wurde.  Im  April  des  Jahres 
1906  erneuerten  sich  die  Brandstiftungen  und  Plündereien, 
worunter  10  Kreise  litten.  Im  Juni  und  Juli  desselben  Jahres 
wurden  die  Brandstiftungen  und  Plündereien  häufiger  und  fanden 
in  vielen  Gouvernements  statt.  Ende  des  Jahres  1906  legte  sich 
die  Bewegung.  Im  Laufe  des  Jahres  1907  vollzog  sich  die 
Bauernbewegung  infolge  der  Einziehung  der  Abgaben  und  des 
Besitzergreifens  der  Lebensmittel. 

Die  Bauer  nunruhen  gingen  ungefähr  auf  folgende  Weise  vor 
sich:  Größtenteils  verkündeten  die  Bauern  dem  Besitzer  im 
voraus,  daß  sie  dann  oder  dann  erscheinen  würden,  wobei  manch- 
mal eine  Anzahl  kam,  die  Wirtschaft  musterte  und  darauf 
erklärte,  daß  die  Bauern  an  einem  festgesetzten  Tage  kommen 
würden.  Am  genannten  Tage  wurde  ein  Strohsack  oder  auch 
nur  ein  auf  einer  langen  Stange  befestigtes  Strohbüschel,  nicht 
weit  vom  Gutshof,  in  Brand  gesetzt;  auf  dieses  Signal  hin  ver- 
sammelten sich  die  Bauernmassen  mit  ihren  Wagen;  manchmal 
konnte  man  500 — 700  Wagen  zählen.  In  einem  Falle  war  Sturm- 
geläut das  Signal.  Die  Schar  der  Bauern  begab  sich  zum  Wirt- 
schaftsgebäude, wobei  sie  Flintenschüsse  abfeuerte,  zerbrach  die 
Schlösser  der  Scheunen,  lud  das  Getreide  auf  ihre  Wagen  und 
entführte  es.  Die  Anwesenheit  des  Besitzers  oder  seines  Ver- 
walters störte  sie  nicht  im  geringsten;  sie  gestatteten  ihm,  Zeuge 
der  Vorgänge  zu  sein,  jagten  ihn  nicht  fort,  aber  ließen  sich 
durchaus  nicht  in  Erklärungen  ein.  In  der  Hauptsache  bemächtig- 
ten sie  sich  des  Getreides,  selten  rührten  sie  andere  Produkte  an. 
Gewalttaten  gegen  Menschen  wurden  selten  verübt.  Ueberhaupt 
waren  die  Bauern  bemüht,  an  sich  zu  halten  und  nicht  aus  ihrem 
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gewohnten  Rahmen  zu  treten.  Das  gelang  ihnen  nicht  immer. 
Manchmal  unter  dem  Einflüsse  des  Rausches  oder  bei  besonders 
zugespitzten  Verhältnissen  entbrannten  die  Leidenschaften 
und  dann  erfolgte  eine  Plünderung  im  vollen  Sinne  des  Wortes 
(»Russische  Nachrichten«,  3.  März  1905).  Aeußerst  charakteristisch 
sind  einige  Momente  der  Bewegung.  So  geschah  es  zum  Beispiel 
im  Gouvernement  Lublinsk  und  Cädlezk,  daß  die  Bauern  beim 
Einholen  von  Getreide  und  Vieh  den  Gutsbesitzern  erklärten: 
»Das  Land  und  die  Produkte  des  Ackerbaues  sollen  von  nun  an 
unser  Eigentum  sein.«  »Was  sollen  die  Gutsbesitzer  damit!«  — 
riefen  die  Bauern  im  Kreise  Proskurowsk,  im  Gouvernement 
Podolsk.  »Einige  waren  der  Meinung«  —  sagt  der  oben  zitierte 
Verfasser  — ,  »daß,  da  doch  die  Gutsbesitzer  überhaupt  im  Aus- 
lande oder  in  den  Städten  leben  und  die  Erde  niemals  selber 
pflügen,  es  doch  das  beste  wäre,  wenn  sie  alle  für  immer  ins 
Ausland  reisten,  oder  auch  in  die  Städte,  und  die  Bauern  über 
das  Land  verfügen  könnten.«  Im  Kreise  Lilowsk  setzten  die 
streikenden  Bauern  den  Besitzer  des  Gutes  in  eine  angespannte 
Equipage  und  schlugen  ihm  vor,  im  Guten  nach  einer  der  vier 
Himmelsrichtungen  zu  fahren,  hier  habe  er  nichts  mehr  zu  tun; 
sie  würden  an  seiner  Stelle  hauszuhalten  verstehen  (Russische 
Nachrichten,  9.  Juli).  Im  Kreise  Cäbsk,  Gouvernement  Orlowsk, 
ist  der  kurz  zusammengefaßte  Wunsch  der  Bauern:  »Abgabe 
des  ganzen  Landes  an  sie.«  Wenn  der  Besitzer  darauf  eingeht, 
so  wird  er  auf  friedliche  Weise  in  den  Wagen  gesetzt  und  in  die 
Stadt  expediert.  Versteckt  er  sich  oder  ergreift  er  Gegenmaß- 
regeln, so  wird  sein  Gutshaus  ausgeplündert  und  den  Flammen 
übergeben  (»Nowoje  Wremja«,  3.  März),  Im  Gouvernement  und 
Kreise  Rjasansk,  im  Dorfe  Seh  .  .  .  w  erschienen  beim  Grund- 
besitzer H  .  .  .  w  eine  Anzahl  älterer  Leute  mit  dem  Vorschlag, 
»die  Sachen  in  Ordnung  zu  bringen.  Sowie  die  Felder  trocken 
sind«  —  erklärten  die  Deputierten  — ,  »werden  wir  deine  Erde 
unter  uns  verteilen«. 

Bis  dahin  waren  die  Beziehungen  ausgezeichnete,  freund- 
schaftliche gewesen.  Das  Gut  war  seit  langer  Zeit  Familien- 
besitz. »Aber  mein  Land  ist  ja  verpfändet  und  ich  habe  außerdem 
noch  andere  Schulden«  —  versuchte  Herr  G  .  .  .  w  zu  erwidern  — , 
»wer  soll  denn  die  bezahlen?«  »Ha!  Wer?  Wer  anders  als  die 
Kronskasse.  Sie  nimmt  von  uns  —  mag  sie  nun  auch  für  die 
Bauern  bezahlen.«    »Gebt  ihr  mir  denn  nicht  ein  wenig  ab? 
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Gebt  auch  mir  einen  Anteil  Land ! «  »Was  willst  du  denn  damit  ? 
Du  bist  doch  kinderlos.  Du  hast  bis  jetzt  in  der  Stadt  gelebt, 
lebe  auch  weiter  da,  hast  dich  bis  jetzt  durch  schriftliche  Arbeiten 
ernährt  —  mache  es  weiter  so.«  »Und  was  wird  aus  dem  Guts- 
hause?« »Das  kannst  du  nehmen.  Mache  damit,  was  du  willst. 
Du  hast  hier  so  viele  Jahre  in  Frieden  gelebt,  es  soll  dir  auch 
in  Zukunft  niemand  etwas  Böses  antun«  (»Börsenzeitung«,  31. 
März).  Die  Zerstörung  der  Gutsgebäude  begründeten  die 
Bauern  in  vielen  Fällen  folgendermaßen :  »Wenn  wir  die  Gebäude 
unbeschädigt  ließen,  so  würden  die  Gutsbesitzer  in  2 — 3  Monaten 
wiederkehren  und  wie  vorher  weiterleben,  wenn  aber  keine  Ge- 
bäude vorhanden  sind,  so  haben  sie  vor  2 — 3  Jahren  hier  nichts 
zu  suchen.  Und  dann  kommen  vielleicht  auch  noch  die  Kosaken, 
die  wären  froh,  wenn  das  Gut  für  sie  in  Bereitschaft  wäre;  nun 
aber  müßten  sie  in  Bauernhütten  wohnen  und  das  wird  ihnen 
schwerlich  passen«  (»Sin  otetschestwa«  Nr.  226  im  Jahre  1905).  — 
Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  daß  die  Räubereien  und  Brand- 
stiftungen das  Resultat  des  im  Laufe  vieler  Jahre  angehäuften 
Grolls  des  ausgehungerten,  durch  die  Last  der  übermäßig  hohen 
Steuern  ausgesogenen,  verarmten  Bauern  Volkes  sind.  Schon  der 
nichtigste  Grund  genügte,  um  den  Rachefunken  hell  auflodern 
zu  lassen,  und  das  Dorf  machte  sich  mit  vereinten  Kräften, 
fröhlich,  als  ginge  es  zum  Reigentanz,  daran,  die  Gutsgehöfte  zu 
plündern.  —  Zweifelsohne  wurde  die  Agrarbewegung  durch  das 
unsagbare  Elend  und  den  Hunger  hervorgerufen.  In  den  meisten 
Fällen  erklärten  die  Bauern  ihre  Teilnahme  an  der  Bewegung 
damit,  daß  sie  essen  wollten  Als  die  Vorsteher  den  dem  Kreise 
Gluchowsk  zugehörenden  Teilnehmern  des  Aufstandes  wiederholt 
die  Frage  vorlegten:  »Was  wollt ^+  ihr?«  bekamen  sie  nur  die 
einzige  Antwort:  »Wir  wollten  und  wollen  essen.«  An  vielen 
Orten  wurden  die  Zerstörungen  der  Gutsgehöfte  infolge  des 
Beschlusses  der  Ortsverbände  verrichtet.  So  war  die  Beraubung 
des  Gutes  Erlamowa  durch  den  Beschluß  einer  Zusammenkunft 
hervorgerufen,  in  welchem  es  heißt :  »Das  ganze  Getreide  in  seinen 
Scheunen  werden  wir,  angesichts  der  uns  völlig  mangelnden 
Proviantmittel  und  da  wir  von  der  Regierung  auf  keinerlei  Hilfe 
rechnen  können,*  unter  unsere  bedürftigen  Verbandsmitglieder 
verteilen.«  An  vielen  Ortschaften  erklärten  die  Bauern,  daß 
ihnen  Brot  fehle  —  weiter  nichts.  Im  Kreise  Buguruslan  sagten 
die  Bauern  bei  einem  Verhör :  »Die  Armut  hat  uns  dazu  getrieben 
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wir  haben  kein  Brot  und  kein  Geld,  welches  zu  kaufen;  sollen 
wir  denn  Hungers  sterben?« 

Die  Forderungen  der  Bauern  in  den  Jahren  1905/06  und 
die  Formen  der  Bewegung  waren  kurz  zusammengefaßt  folgende : 
Beschlagnahme  des  Großgrundbesitzes;  Ausnutzung  der  Wälder; 
Kampf  um  die  Regelung  der  Pachtverhältnisse;  Kampf  um  Ver- 
besserung der  Arbeitsbedingungen;  Verweigerung  der  Steuer- 
zahlung; Zerstörung  von  Gutshöfen  usw. 

Wie  verhielt  sich  die  Regierung  zu  der  Bauernbewegung? 
Auf  Grund  der  Ausnahmegesetze  machten  die  Generalgouver- 
neure und  die  Gouverneure  »Zwangsmaßregeln«  bekannt,  in 
welchen  es  hieß,  daß  die  Schuldigen  bei  einem  Ueberfall  auf  die 
Gutshöfe,  beim  Besitzergreifen  des  den  Gutsbesitzern  zugehören- 
den Landes,  bei  der  von  verschiedenen  Gewalttaten  oder  Dro- 
hungen begleiteten  Ankündigung  von  Forderungen,  bei  der 
Widersetzlichkeit  des  Volkes  gegen  die  Verwaltung,  das  Militär 
und  die  Polizei  dem  Kriegsgericht  zur  Aburteilung  nach  Kriegs- 
gesetzen übergeben  würden.  Den  an  die  Orte  der  Aufstände 
kommandierten  Generalen  war  die  weitestreichende  Vollmacht 
erteilt,  ebenso  das  Recht,  sich  auf  das  Kriegs-Feldgericht  zu 
berufen.  »Arretiert  weniger,  erschießt  desto  mehr«  —  riet  Vize- 
gouverneur von  Tambowsk  Bogdanowitsch  dem  Kreisrichter 
Lamanski.  »Laßt  das  Reden,  zeigt  ihnen  die  Tat  —  schießt! 
Je  mehr  jeder  getötet  hat,  desto  größer  wird  sein  Verdienst  vor 
der  Obrigkeit  sein.  Macht,  daß  sie  noch  an  euch  denken  sollen!« 
befahl  der  Kreisrichter  Lamanski  den  Schutzleuten  und  Polizei- 
beamten. »Wenn  die  Landverbände  oder  auch  nur  einige  ihrer 
Mitglieder  sich  unterstehen,  irgendwelche  Drohungen  zu  ver- 
wirklichen (nach  der  Entfernung  der  Truppen  Unruhen  zu  stif- 
ten), so  werden  alle  Mitglieder  des  Verbandes  und  all  ihr  Hab 
und  Gut  auf  meinen  Befehl  hin  der  Vernichtung  preisgegeben«, 
erklärte  der  Generaladjutant  Dubacow,  der  bekannte  Ruhe- 
stifter des  Moskauer  Aufstandes.  »Es  soll  Befehl  zur  unverzüg- 
lichen Unschädlichmachung  der  Rebellen  durch  Waffengewalt 
gegeben  werden;  im  Falle  ihrer  Widersetzlichkeit  sind  ihre  W'oh- 
nungen  anzustecken.  Im  Augenblicke  ist  es  unbedingt  nötig, 
die  Eigenmächtigkeit  ein  für  allemal  auszurotten.  Verhaftungen 
können  jetzt  zu  nichts  führen:  Hunderte  und  Tausende  von 
Menschen  richten  zu  lassen,  ist  unmöglich«  —  behauptete  der 
Minister  des  Innern,  Durnowo,  in  einem  Gespräch  mit  dem  Kiewer 
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Gcneralgouverneur.  »Diejenigen  Ortschaften  und  Dörfer,  deren 
Einwohner  sich  irgendwelche  Gewalttaten  den  Privatbesitzungen 
gegenüber  erlauben,  werden  auf  Befehl  der  Reglerungsverwaltung 
beschossen,  was  die  Zerstörung  der  Häuser  sowie  Feuersbrünste 
zur  Folge  hat«  —  erklärte  der  Generalgouverneur  von  Bachmut 
(Gouvernement  Jekaterinoslaw).  »Mögt  ihr  lieber  zugrunde  gehen, 
als  daß  ihr  selber  und  eure  Kinder  Aufrührer  und  Räuber  seid«  — 
versuchte  der  Generalgouverneur  Dawidow  die  Bauern  zu  über- 
zeugen. —  Hierbei  muß  bemerkt  werden,  daß  Wort  und  Tat 
sich  deckten.  Auf  einige  der  bezeichnendsten  Erscheinungen 
aus  der  Tätigkeit  der  Ruhestiftenden  w^ollen  wir  näher  eingehen. 
Der  weiter  oben  ei-wähnte  Kreisrichter  Lamanski  tat  sich  auf 
folgende  Weise  hervor:  Ein  Maschinist  ließ  beim  Vorübergehen 
am  Gemeindevorstand,  während  der  körperlichen  Bestrafung 
eines  Bauern  unter  Lamanskis  Leitung,  die  Bemerkung  fallen: 
»Die  Körperstrafen  sind  im  vorigen  Jahre  durch  das  Allerhöchste 
Manifest  abgeschafft  worden.«  Da  verfügte  der  Kreisrichter: 
»Zeigt  ihm,  ob  sie  abgeschafft  sind  oder  nicht.«  Der  Maschinist 
Inußte  sich  der  schonungslos  ausgeführten  Exekution  unter- 
ziehen: er  bekam  150  Schläge  mit  der  Giunmiknute  und  starb 
auf  dem  Wege  zur  Station  (>>Cin  otetschestwa«  Nr.  230).  Die 
Strafexpeditionen  zogen  von  einem  Dorf  ins  andere,  die  schutz- 
losen Bauern  in  Furcht  und  Schrecken  versetzend.  »So  kam 
eine  solche  Kolonne  —  schreibt  der  »Nord-Bote«  —  zum  Beispiel 
in  den  Bezirk  Lubetzk  und  berief  eine  Versammlung;  der  Landrat 
richtete  an  die  Bauern  unter  Drohung  von  »exemplarischen  Maß- 
regeln« die  Forderung,  die  Steuern  unverzüglich  zu  bezahlen. 
Darauf  wird  Besitz  vom  Eigentum  der  Bauern  ergriffen,  es  wird 
dagegen  protestiert,  man  hört  das  Sausen  der  Nagaikas,  die 
Schläge  von  Flintenkolben  .  .  .  Der  Sieg  war  auf  Seiten  der 
Regierungspartei. « 

»Wjatski  Krei«  beschreibt  eine  solche  Szene  folgendermaßen: 
»Die  Polizei  machte  sich  an  die  Aufnahme  des  Inventars.  Die 
Bauern  wurden  aufsässig.  Auf  Befehl  der  Polizeibeamten  stellten 
sich  die  Soldaten  in  Reih'  und  Glied,  zogen  Revolver  heraus 
und  richteten  sie  gegen  die  Menge.  Einige  der  Bauern  sprachen, 
auf  die  Brust  deutend:  »Schießt  ruhig,  wir  müssen  sowieso 
sterben  —  jetzt  oder  im  Frühjahr  vor  Hunger.«  Indessen,  die 
Revolver  erschreckten  die  Menge  und  sie  wich  allmählich  zurück. 
In  einer   Ortschaft   des   Kreises  Cusdals  zo^  der  Landrat  die 


l8  PaulOlberg, 

Bauern  zur  Rechenschaft  wegen  Unterlassung  der  Bezahlung 
ihrer  Steuern.  Ein  Bauer  wagte  es,  dem  Ortsvorsteher  zu  wider- 
sprechen. Da  ließ  dieser  eine  Flut  von  Schimpfreden  auf  ihn 
herabregnen  und  nannte  ihn  einen  Hund.  Der  Bauer  fühlte  sich 
tief  gekränkt.  »Ich  war«  —  erklärte  er  —  »im  Kriege  und  habe 
das  Vaterland  verteidigt.  Können  denn  Hunde  das  Vaterland 
verteidigen?«  Sämtliche  anwesenden  Bauern  warfen  sich  auf 
den  Beleidiger  und  schlugen  ihn.  »Geschlagen  haben  wir  ihn 
nur  wenig«,  erzählte  später  einer  der  Teilnehmer,  »aber  an  der 
Kehle  haben  wir  ihn  gepackt.  Das  mußte  er  sich  gefallen  lassen. 
Wir  sind  doch  auch  Menschen.«  Die  friedenstiftende  Tätigkeit 
der  Regierung  —  Hinrichtungen,  Massenerschießungen,  alle 
Arten  von  Gewalttaten  —  nahm  einen  unheimlichen  Charak- 
ter an. 

»Rings  um  uns  her  wird  Blut  vergossen,  alles  ist  ein  Raub 
der  Flammen,  wir  schießen,  erschlagen,  stechen«,  schrieb  einer 
der  Offiziere,  welcher  an  der  Unterdrückung  der  Bauernunruhen 
teilgenommen  hatte. 


V.  Die  Agrarmaßnahmen  des  Kabinetts  Stolypin. 

Durch  die  revolutionäre  Bewegung  war  die  russische  Regie- 
rung gezwungen,  sich  mit  der  Bauernfrage  zu  befassen.  Endlich, 
als  die  Bauern  sich  daran  machten,  auf  eigne  Faust  eine  Lösung 
der  Agrarfrage  zu  erreichen,  kam  das  Kabinett  Stolypin  zu  der 
weisen  Erkenntnis,  daß  mit  Repressalien  allein  die  Unzufrieden- 
heit der  Bauernschaft  nicht  beseitigt  werden  könnte.  So  nahm 
sie  denn  ihre  Zuflucht  zur  Agrargesetzgebung. 

Die  Agrarmaßnahmen  des  Ministeriums  Stolypin  liefen  in 
erster  Linie  darauf  hinaus,  daß  aus  den  verkäuflichen 
Privatländereien  nebst  den  Kabinetts-  und  Domänen- 
gütern ein  Staatsländerfonds  gebildet  und  aus  diesem  Vorrat 
solchen  Bauern  Land  verkauft  wurde,  die  den  Wunsch  und 
die  erforderlichen  Mittel  hatten,  ihren  Landbesitz  zu  vergrößern 
oder  die  Form  der  Landbenutzung  zu  verbessern.  Alle  zur  Mobili- 
sierung Fondsbildung  und  sonstigen  zum  Verkauf  der  Ländereien 
notwendigen  Maßnahmen  wurden  von  der  Bauernagrarbank 
getroffen,  die  überhaupt  ^ie  wichtigste  Rolle  in  der  Agrarpolitik 
Stolypins  spielte. 
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Ein  zweiter  Punkt  der  von  der  Regierung  in  Angriff  genom- 
menen Agrarreform  war  die  Regulierung  und  Förderung  der 
Uebersiedlungen  auf  »freie«  Länder  in  Sibirien  und  im  Uralgebiet. 

Auf  dem  Gebiet  des  Bauernrechtes  war  am  9.  November 
1906  ein  Ukas  von  bahnbrechender  Bedeutung  erlassen  worden, 
der  jedem  Familienältesten  das  Recht  gab,  von  der  Dorfgemeinde 
einen  entsprechenden  Teil  des  im  Gemeinbesitz  des  »Mir«,  d.  h. 
der  Dorfgemeinde  befindlichen  Landes  für  sich  als  Privateigentum 
zu  fordern.  Der  Ukas  berechtigte  somit  jedes  selbständige  Glied 
der  Dorfgemeinde,  aus  der  Gemeinschaft  auszuscheiden. 

Eine  weitere  bedeutsame  Neuerung  in  der  Bauerngesetz- 
gebung war  der  Ukas  vom  5.  Oktober  1906,  der  einen  vollkom- 
menen Umsturz  der  früheren  Ordnung  bedeutete,  nach  welcher 
eine  Teilung  des  Familienbesitzes  und  ein  Wohnortswechsel  in  den 
Dörfern  nur  mit  Einwilligung  der  Dorfgesellschaft  vorgenommen 
werden  konnten.  Die  Bauern  wurden  hierdurch  den  anderen 
Ständen  rechtlich  gleichgestellt.  Derselbe  Ukas  erweiterte  das 
Wahlrecht  der  Bauern  zu  den  Semstwos,  den  Provinzialland- 
tagen,  freilich  nicht  sehr  erheblich;  nebenbei  enthielt  der  Ukas 
eine  sehr  geringfügige  Beschränkung  der  souveränen  Gewalt 
der  Landräte,  dieser  despotischen  Machthaber  auf  dem  Lande; 
und  gewährte  den  Bauern  das  Recht,  als  Mönche  (!)  in  Klöster 
zu  gehen  und  Lehranstalten  zu  besuchen,  ohne  aus  der  Gemeinde 
auszuscheiden. 

In  bezug  auf  den  Staatsdienst  wurden  die  Bauern  nunmehr 
auch  den  höheren  Ständen  gleichgestellt,  wobei  sie  ebenfalls, 
ohne  aus  der  Gemeinde  auszuscheiden,  Aemter  im  Staatsdienst 
bekleiden  durften;  auch  der  Uebertritt  in  eine  andere  Dorf- 
gemeinde war  ohne ,  spezielle  Genehmigung  der  bisherigen  Hei- 
matsgemeinde ermöglicht. 

Die  »Durchführung«  der  Regierungspolitik  (an  Ort  und 
Stelle)  in  den  Gemeinden  war  besonders  zu  diesem  Zwecke  ein- 
gesetzten sogenannten  »Landordnungskommissionen«  anvertraut, 
die  aus  folgenden  obligatorischen  Mitgliedern  bestanden :  3  Bauern- 
deputierte, 3  Vertreter  der  Semstwos  oder  Provinziallandtage 
(die  Semstwos  wurden  vom  Adel  beherrscht),  6  Staatsbeamte 
und  der  lokale  Adelsmarschall  als  Vorsitzender.  In  den  Kom- 
missionen bildeten  mithin  die  Beamten  und  der  landbesitzende 
Adel  die  erdrückende  Majorität  (10  Stimmen  gegctn  3  Vertreter 
des  Bauernstandes). 
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Bei  der  hervorragenden  Bedeutung  der  Bauernagrarbank 
für  die  Agrarpolitik  der  Regierung  dürfte  es  vorerst  von  Interesse 
sein,  über  den  Charakter  und  die  Rolle  dieser  Bank  einige  Be- 
merkungen vorauszuschicken. 

Ihre  Gründung  (1882)  wurde  von  der  Regierung  damit 
motiviert,  daß  erstens  diese  Maßregel  geeignet  sei,  »phantasti- 
schen Träumen  von  einer  zweiten,  ergänzenden  Landverteilung 
an  die  Bauern,  die  bis  heute  in  den  Köpfen  der  Dorfbevölkerung 
spukten«,  ein  Ende  zu  machen,  und  zweitens  »den  mittleren 
und  Großgrundbesitzern  eine  vorteilhafte  Liquidation  ihrer 
Güter  zu  erleichtern«^).  Im  Jahre  1895  wurde  die  Bank  refor- 
miert. Während  der  Debatten  im  Reichsrat  kam  die  Anschauung 
zur  Geltung,  die  Aufgabe  der  Bauernbank  sei  nicht  sowohl  eine 
Versorgung  der  ärmsten  Bauerngemeinden  mit  Land  als  die 
»Schöpfung  einer  Klasse  kleiner  Grundbesitzer,  wie  sie  überall 
als  Quelle  wirtschaftlichen  Wohlstandes  und  wichtige  Stütze 
der  bürgerlichen  Ordnung  aufblühe«  (»Die  Agrarfrage  in  Ziffern«, 
S.  8y).  Diese  Auffassung  wurde  auch  vom  Reichsrat  gebilligt; 
bei  dieser  Gelegenheit  sprach  sich  dieser  direkt  in  dem  Sinne 
aus,  es  könnten  aus  dieser  Maßregel  (der  Tätigkeit  der  neuen 
Bank  —  Bodenankauf  und  Bodenverkauf)  »auch  für  viele  Grund- 
besitzer aus  dem  Adelsstand  Vorteile  ersprießen«,  ferner  »könnte 
die  neue  Banktätigkeit  besonders  weitgehende  Bedeutung  in  den 
westlichen  Provinzen  und  im  Weichselgebiet  erlangen,  wo  die 
örtlichen  Regierungsbeamten  mehrfach  an  die  Bank  Gesuche 
gerichtet  hatten,  Landgütei  aufzukaufen,  um  auf  diesem  Wege 
das  russische  Element  in  der  Landesbevölkerung  zu  verstärken  «2). 

Die  offiziell  anerkannte  Aufgabe  der  »Bauernbank«  lief  also 
darauf  hinaus,  statt  den  Bauern  den  Großgrundbesitzern  alle  aus 
der  Ländermobilisation  entspringenden  Vorteile  zuzuwenden, 
ihnen  möglichst  vorteilhafte  Liquidationsbedingungen  zu  schaffen 
und  dann  auch  durch  Schöpfung  einzelner  begüterter  Klein- 
bauern mit  Privatlandbesitz  und  Stärkung  des  russischen  Ele- 
mentes in  den  Grenzländern  eine  weitere  Festigung  der  »Ordnung« 
im  Lande  zu  erzielen.  Das  war  auch  tatsächlich  die  Richtung, 
in  der  sich  die  ganze  Tätigkeit  der  Bank  seither  bewegte. 

Die  Organisation  und  Tendenz  der  Bauernbank,  einer  ganz 
im  Interesse  des  Adels  und  der  Bureaukratie  geschaffenen  und 

1)    Sammelbericht   über    die    Jahre    1883 — 1904,    S.   25. 
*)   Sammelbericht   über   die    Jahre    1883 — 1904,    S.    68. 
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geleiteten  Institution,  stand  somit  in  völligem  Gegensatz  zu  den 
Bedürfnissen  desjenigen  Standes,  mit  dem  die  Bank  im  Grunde 
nichts  als  den  Namen  gemein  hatte.  Die  Bedingungen  für  Kredit 
und  Bodenkauf  waren  derartig,  daß  unter  der  ganzen  unermeß- 
lichen krcdit-  und  landbedürftigen  Bauernbevölkerung  nur  wenige 
verhältnismäßig  wohlhabende  Elemente  die  Möglichkeit  hatten, 
von  den  Diensten  der  Bank  Gebrauch  zu  machen.  Einige  Zahlen 
zur  Bestätigung.  In  den  Jahren  1883 — 1904  inklusive  waren  im 
ganzen  vor  Käufern  aus  dem  Bauernstand  8,2  Millionen  Deßja- 
tinen  (i  Deßjatine  =  109^  ar)  Land  angekauft  worden  (die 
Bankvorschüsse  dazu  betrugen  487  Millionen  Rubel),  darunter 
aber  kaum  20  %  (1,5  Millionen  Deßjatinen)  von  armen  Bauern; 
die  übrigen  80  %  wurden  von  relativ  wohlhabenden  Bauern 
erstanden.  Ein  solches  Ergebnis  der  22  jährigen  Tätigkeit  der 
Bank  muß  als  geradezu  kläglich  bezeichnet  werden,  insbesondere 
im  Vergleich  zu  den  Operationen  der  Adels-Agrarbank,  die  im 
Laufe  von  2  Jahren  an  Darlehen  einen  Betrag  von  441  713  300 
Rubel  auszahlte  und  gegen  Kaution  138  444,78  Deßjatinen  Land 
zur  Verfügung  stellte. 

Wie  in  den  vorrevolutionären  Jahren  verfolgte  auch  in  den 
Jahren  1905/06  die  Bauernbank  ihre  wirtschaftlich  und  politisch 
reaktionären  Ziele.  Als  die  Sturmflut  der  russischen  Revolution 
die  feudalen  Privilegien  mitsamt  ihren  Trägern  fortzuspülen 
drohte,  trat  die  Regierung  in  altgewohnter  Weise  für  die  Groß- 
grundbesitzer ein  und  machte  aus  der  Bank  einen  Rettungsanker 
für  die  bedrohten  treuen  Untertanen.  Gleichzeitig  sollte  die 
Tätigkeit  der  Bank  einen  Ersatz  für  die  von  den  Volksvertretern 
der  ersten  und  zweiten  Duma  geforderte  Lösung  der  Agrarfrage 
bieten  und  die  geforderte  zwangsweise  Enteignung  des  Groß- 
grundbesitzes, mit  oder  ohne  »gerechtsame  Vergütung«,  über- 
flüssig machen. 

Ende  1905,  in  unmittelbarem  Anschluß  und  augenschein- 
lichem ursächlichen  Zusammenhang  mit  der  Agrarbewegung, 
begann  eine  äußerst  lebhafte  Liquidation  der  Gutsherrenländer. 
Vom  3.  November  1905  bis  zum  i.  April  1907  betrug  die  Summe 
der  durch  die  Bank  den  Bauern  zum  Kauf  angebotenen  Länder 
über  12  Millionen  Deßjatinen  (12  175  520)  oder  11,9  %  des  ge- 
samten, in  Privatbesitz  befindlichen  Landes.  Besonders  groß- 
artig gestaltete  sich  die  Liquidationsbewegung  in  denjenigen 
Provinzen,  wo  auch  die  Agrarbewegung  am  intensivsten  war 
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(in  den  Gouvernements  Simbirsk,  Saratow,  Pensa).  In  diesen 
Gouvernements  nahm  die  Mobilisation  der  Gutsherrenländer  die 
Dimensionen  einer  gänzlichen  Liquidation  des  Großgrundbesitzes 
an.  Unter  solchen  Umständen  hielt  es  die  Regierung,  wie  ge- 
sagt, für  ihre  Pflicht,  zugunsten  des  Großgrundbesitzes  einzu- 
schreiten. Im  November  1905,  als  die  Agrarbewegung  ihren 
Höhepunkt  erreicht  hatte,  erschien  ein  Ukas,  der  eine  wesentliche 
Erweiterung  des  Tätigkeitsfeldes  der  Bauernbank  vorschrieb. 
Demgemäß  entfaltete  die  Bank  in  der  Zeit  vom  November  1905 
bis  zur  Mitte  des  Jahres  1907  wo  die  Agrarbewegung  bereits 
abgeschwächt  war,  eine  außerordentlich  lebhafte  Tätigkeit.  Vom 
3.  November  1905  bis  i.  Oktober  1908  sind  im  ganzen  5  561  482 
Deßjatinen  im  Werte  von  608  685  132  Rubel  zum  Ankauf  durch 
die  Bauernbank  zugelassen  worden.  Dieser  energischen  Tätigkeit 
der  Bauernbank  war  es  zuzuschreiben,  daß  die  Landpreise  nicht 
sanken  und  so  die  andernfalls  unausbleiblichen  Folgen  der  Agrar- 
bewegung im  Sinne  einer  Ermäßigung  der  Landpreise  zunichte 
gemacht  wurden.  Als  größter  Käufer  diktierte  die  Bank  dem 
Bodenmarkt  die  Preise.  In  welcher  Weise  die  Bank  auf  die 
Liquidationsbewegung  des  Großgrundbesitzes  reagierte,  ist  aus 
folgenden  charakteristischen  Beispielen  ersichtlich,  die  die  Preise 
zeigen,  welche  die  Bank  einzelnen  Landverkäufern  aus  dem 
Großgrundbesitz  für  die  Deßjatine  zahlte. 

Taxationssumme  der  Bank 


Besitzer 

.   OitFchaften 

in  den 

Jahren 

Differenz 

1906 

1904 

Rubel 

Rubel 

Rubel 

Popandopulo 

Gouv. 

Wolhynien 

225 

125 

100 

Orlowski 

Podolien 

234 

181 

53 

Rimski-Korsakow 

Podolien 

210 

119 

91 

Gorjainow 

Tambow 

213 

133 

80 

Fürst  Wolkonski 

Tambow 

194 

162 

32 

Putilow 

Rjasan 

191 

148 

43') 

Aus  diesen  Ziffern  geht  hervor,  daß  die  Bank  im  Jahre  1906 
noch  weit  höhere  Preise  zahlte  als  1904,  vor  der  Agrarbewegung, 
obgleich  bereits  1904  die  Preise  stark  heraufgeschraubt  waren. 
Die  enge  Klassenpolitik  der  Regierung  und  der  von  ihr  inspirier- 
ten Bauernbank  geht  aus  diesen  Angaben  in  ganz  unzwei- 
deutiger Weise  hervor. 

Bauernbank  und  Landordnungskommissionen,  die  gemein- 
sam über  den  Länderfonds  verfügten,  betrieben  aus  allen  Kräften 

^)   ■>Obrasowanie«,   1907,  Nr.   2,    S.  69. 
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den  Verkauf  an  wohlhabende  Bauern  und  an  Dorfwucherer,  die 
sogenannten  »Bauernfresser«,  also  diejenigen  Elemente,  die  sich 
als  Stütze  der  politischen  Reaktion  bewährt  hatten,  zum  großen 
Nachteil  der  wirklich  bedürftigen  Bauernschaft.  Die  »Sammel- 
berichte« der  Bank  vom  Jahre  1906  zeigen,  daß  nur  etwa  50 
bis  60  %  der  von  der  Bank  aufgekauften  Ländereien  in  die  Hände 
der  landarmen  Bauern  kommen,  alles  übrige  Land  fällt  anderen 
Kategorien  von  Käufern  zu.  Der  Verkauf  des  Länderfonds  ging 
sehr  langsam  von  statten.  Vom  3.  November  1905  bis  zum  i.  Ok- 
tober 1908  sind  von  Bauern  durch  die  Bank,  dank  den  Vor- 
schüssen der  Bank,  2  529  319  Deßjatmen  und  Bankgüter  im 
Betrag  von  645  287  Deßjatinen  —  in  Summa  3  174  606  Deßja- 
tinen  —  erstanden  worden.  Dieses  Quantum  übersteigt  nur  sehr 
wenig  die  vor  der  Periode  gesteigerter  Tätigkeit  der  Bank  durch 
deren  Vermittlung  alljährlich  an  die  Bauern  verkaufte  Land- 
menge (in  den  Jahren  1899 — 1904  betrug  der  durchschnittliche 
jährliche  Zuwachs  848000  Deßjatinen). 

Der  ungeheure  Mangel  an  Grund  und  Boden  zwang  nämlich 
die  Bauern  in  den  Jahren  1905/06,  die  Hilfe  der  Agrarbank  in 
Anspruch  zu  nehmen.  In  hohem  Maße  trug  dazu  der  Umstand 
bei,  daß  die  Bedingungen  für  die  Kreditgewährung  von  der  Re- 
gierung erleichtert  wurden,  indem  diese  festsetzte,  daß  die  Bank 
den  Käufern  Vorschüsse  bis  zu  90  %  des  Wertbetrages  des  er; 
worbenen  Landes  gewähren  durfte.  Auch  in  den  Jahren  nach 
der  Revolution  war  daher  die  Nachfrage  seitens  der  bäuerlichen 
Eigentümer  nach  den  Bankgütern  sowie  nach  von  der  Bank 
gewährten  Krediten  zum  Erwerb  von  Grundstücken  aus  privater 
Hand  ziemlich  groß,  wie  aus  folgender  Tabelle  ersichtlich  ist: 


Q  den  Jahren 

Zahl 

der  bäuerlichen  Eigentümer 

1908 

313  647 

1909 

250  997 

1910 

205  791 

1911 

154  548 

Die  Bank  war  aber  nicht  in  der  Lage,  den  an  sie  gestellten 
Anforderungen  in  befriedigendem  Maße  nachzukommen.  Mit 
Hilfe  der  Bank  wurden  an  Käufen  abgeschlossen: 


In  den  Jahren 

Bäuerliche  Eigentümer 

1908 

189  473 

1909 

197  567 

1910 

208  421 

1911 

161  150 
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Der  Länderfonds,  über  den  die  Regierung  verfügte,  betrug 
am  I.  Januar  1908  etwa  14  Millionen  Deßjatinen.  Dieser  an  sich 
sehr  bedeutende  Vorrat  machte  aber  nur  27  %  der  nach  den 
Angaben  des  Ministeriums  zur  Beseitigung  der  Landnot  erforder- 
lichen Landmenge  aus.  Dazu  kam  noch,  daß  der  Vorrat  äußerst 
ungleichmäßig  und  keineswegs  im  Verhältnis  zu  den  Bedürfnissen 
der  Bevölkerung  über  die  Provinzen  verteilt  war;  die  meisten 
vorrätigen  Ländereien  lagen  gerade  in  jenen  Gouvernements, 
wo  der  Landmangel  relativ  weniger  fühlbar  war.  Eine  weitere 
Ausdehnung  des  Fonds,  etwa  bis  auf  30  Millionen  Deßjatinen, 
war  aber  bei  den  gegei)enen  Verhältnissen  un- 
möglich, da  seine  Ansammlung  streng  an  die  Bedingung  frei- 
willigen Länderverkaufs  gebunden  war ;  auf  diesem  Wege  konnte 
die  Regierung  unmöglich  einen  für  die  Bedürfnisse  der  ganzen 
Bevölkerung  ausreichenden  Vorrat  in  ihre  Hände  bekommen. 
Massenhaftes  Angebot  von  Land  war,  wie  bereits  erwähnt,  eine 
Folge  der  Agrarbewegung  und  nur  durch  diese  ermöglicht.  Mitte 
1907  waren  die  Bauernaufstände  überall  eingedämmt,  in  vielen 
Gegenden  völlig  erdrückt,  und  die  Panik  unter  den  Gutsbesitzern 
hatte  sich  gelegt.  Die  reaktionäre  dritte  Duma  hatte  auch  sehr 
dazu  beigetragen,  den  gesunkenen  Mut  der  Gutsbesitzer  wieder 
aufzurichten.  Die  Landadeligen  waren  nämlich  der  Ansicht, 
daß  die  ihrer  Meinung  nach  viel  zu  »liberalen«  Agrarmaßregeln 
Stolypins  ihnen  sehr  geschadet  hatten;  von  der  dritten  Duma, 
in  der  sie  ja  tatsächlich  die  leitende  Rolle  spielten,  erhofften  die 
Landjunker,  daß  sie  die  Agrarfrage  ins  »rechte  Geleise«  bringen, 
oder  mit  anderen  Worten,  über  sämtliche  eingeleiteten  Maß- 
nahmen gegen  die  bisherige  Ausbeutung  der  Bauern  durch  den 
Landadel  hinwegschreiten  und  die  Agrarfrage  einfach  von  der 
Tagesordnung  streichen  würde. 

Ein  wichtiger,  vielleicht  sogar  entscheidender  Umstand, 
durch  den  die  Regierung  verhindert  wurde,  den  Länderfonds 
wesentlich  zu  vergrößern,  war  ihr  Geldmangel,  oder  rich- 
tiger gesagt,  die  Verweigerung  der  Mittel  durch  den  Staat.  In 
einem  offizieller.  Rundschreiben  an  die  lokalen  Landordnungs- 
kommissionen hieß  es  wie  folgt :  »Jede  Verzögerung  beim  Verkauf 
der  im  Besitz  der  Bauernbank  befindlichen  Länder  war  sowohl 
vom  finanziellen  Standpunkt  als  im  Interesse  der  bevorstehenden 
Regulierung  der  Agrarverhältnisse  in  gleicher  Weise  unerwünscht. 
Die  Einnahmen  der  Bank  von  ihren  in  Pacht  gegebenen  Gütern 
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reichten  kaum  zur  Deckung  der  laufenden  Zahlungen  für  ihre 
eigenen  Verpfhchtungen  aus.«  Die  Einnahmen  der  Bank  waren 
also  derartig,  daß  sie  nicht  einmal  ihre  Zinszahlungen  deckten, 
von  einem  weiteren  Anwachsen  des  Länderfonds  konnte  unter 
solchen  Umständen  mithin  keine  Rede  sein. 

Ein  weiteres  Mittel  zur  Lösung  der  Agrarfrage  sollte  die 
Uebersiedelung  darstellen.  Vor  dem  Jahre  1905  war  die  koloni- 
satorische Tätigkeit  der  russischen  Regierung  eine  ganz  regellose. 
Im  Jahre  1906  begannen  die  Staatsbehörden  sehr  lebhaft  für 
eine  Uebersiedelung  der  Bauern  aus  den  inneren  Gouvernements 
auf  »freien  Boden«  zu  agitieren.  Diese  Agitation  hatte  bedeuten- 
den Erfolg.  Die  Zahl  der  nach  Sibirien  und  dem  Ural  Ueber- 
gesiedelten  betrug: 

im  Jahre  1905  33  062 

,,    ,,  1906  200  794 

„  1907  619  904 

,,    ,,  1908  665  000 

In  den  Jahren  1909/10  betrug  die  Zahl  der  Uebergesiedelten 
443  000  jährlich.  Im  Jahre  191 1  fing  die  Zahl  der  Uebergesiedelten 
an  zu  sinken  und  sank  bis  auf  146  000. 

Eine  so  kolossale  Ziffer  wie  die  von  1908  ist  für  Rußland 
etwas  Unerhörtes;  bis  zum  Jahre  1905  hatte  das  Maximum  (im 
Jahre  1899)  223  209  Menschen  betragen.  Man  sollte  meinen,  daß 
ein  derartiger  Aufschwung  der  Uebersiedlungsbewegung  der 
Regierung  die  größte  Freude  bereitet  hätte.  Es  kam  aber  anders: 
schon  im  Mai  1907  war  sie  genötigt,  eine  Schwenkung  zu  machen 
und  durch  eine  Verordnung  des  leitenden  Hauptes  der  Land- 
ordnungsbehörden Maßregeln  vorzuschreiben,  die  der  Völker- 
wanderung Halt  gebieten  sollten  *).  Es  stellte  sich  nämlich  heraus, 
daß  der  Bodenvorrat  für  die  Hunderttausende  von  Uebergesiedel- 
ten nicht  ausreichte:  Die  Kolonisten  fanden  kein  Unterkommen 
und  gerieten  in  eine  sehr  bedauernswürdige  Lage.  Die  koloni- 
satorische Tätigkeit  der  Regierung  hat  also  den  landarmen 
Bauern  wenig  Segen  gebracht. 

Von  größter  Bedeutung  für  die  Entwicklung  der  Agrar- 
verhältnisse und  die  weiteren  Schicksale  der  russischen  Bauern- 
schaft war  das  Gesetz  vom  9.  November  1906,  das  den  Bauern 
das  Recht  verlieh,  die  Ausscheidung  aus  der  Dorfgemeinde  zu 

*)  Im  April  1908  wurde  diese  Vorschrift  durch  ein  Rundschreiben  noch- 
mals bestätigt. 
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verlangen.  Ohne  auf  die  Einzelheiten  dieses  Gesetzes  näher  ein- 
zugehen, können  wir  an  dieser  Stelle  nur  ganz  allgemein  auf 
seine  Motive  und  seine  Resultate  hinweisen. 

In  ihren  revolutionären  Aktionen  traten  die  Bauern  vielfach 
als  einheitliche  Körperschaft  —  als  Dorfgemeinde  oder  »Mir«  — 
auf;  der  »Mir«  wandte  sich  an  den  Gutsherrn  mit  der  Forderung, 
seine  Domänen  zu  verlassen  und  das  Land  dem  »Mir«  zu  über- 
geben; im  Namen  des  »Mir«  ergriffen  die  Bauern  vom  Inventar, 
Kornvorrat  usw.  des  Gutsherrn  Besitz.  Gegen  diesen  Ansturm 
der  Bauerngemeinden  in  geschlossenen  Reihen  waren  die  üblichen 
Exekutionen  machtlos;  um  den  Widerstand  der  kompakten 
Masse  zu  überwinden,  mußte  ein  Mittel  gefunden  werden,  das 
geeignet  war,  innerhalb  des  »Mir«  Zwietracht  zu  erzeugen  und 
ihn  in  mehrere  feindliche  Lager  zu  spalten.  Dieser  gegenrevolutio- 
näre Gedanke  war  nun  auch  der  Hauptzweck  des  Ukas  vom 
9.  November.  Man  erwartete,  jeder  aus  der  Gemeinde  aus- 
scheidende Bauer  würde  einen  Teil  des  Gemeindelandes  für  sich 
als  Privatbesitz  in  Anspruch  nehmen,  wobei  Mißhelligkeiten  und 
Feindseligkeiten  nicht  ausbleiben  konnten. 

Außerdem  bezweckte  der  Ukas  ein  Anwachsen  der  gesonder- 
ten Bauernhöfe  und  Gesindewirtschaften.  In  der  Tat  waren 
durch  die  alte  Gesetzgebung  ökonomisch  sehr  ungleichartige 
Elemente  fest  an  die  Gemeinde  gebunden  und  die  Bauern  wurden 
vielfach  durch  den  Kollektivbesitz  in  ihrer  wirtschaftlichen 
Selbsttätigkeit  außerordentlich  gehemmt;  die  wohlhabenderen 
Glieder  des  »Mir«  waren  meist  außerstande ,  ihre  Wirt- 
schaft weiter  auszubauen.  Diese  Hindernisse  wurden  durch  den 
Ukas  beseitigt;  die  begüterten  und  unternehmenden  Elemente 
der  Dorfbevölkerung  erhielten  die  Möglichkeit,  Kraft  zu  ge- 
winnen. 

Die  Zugehörigkeit  zur  Gemeinde  war  niemals  eine  frei- 
willige, ein  zwangloser  Zustand  der  gesamten  Bauernschaft  ge- 
wesen; daher  konnte  ein  Gesetz,  das  den  Austritt  aus  ihr  er- 
leichterte, von  manchem  Bauern  als  wohltätige  Befreiung  vom 
Joche  einer  rückständigen  Gesetzgebung  aufgefaßt  werden.  Das 
Gesetz  trug  somit  an  sich  einen  unverkennbar  fortschrittlichen 
Charakter.  Aber  die  Art  seiner  Handhabung  durch  die  Regierung 
machte  die  Lage  der  Bauern  nicht  leichter.  Denn  bei  seiner 
Durchführung  wurden  die  lokalen  Verhältnisse  völlig  außer  acht 
gelassen,  die  Gemeinde  wurde  an  Orten  zerstört,  wo  sie  noch  im 
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Boden  wurzelte  und  die  Bevölkerung  ohne  sie  nicht  existieren 
konnte. 

Nicht  selten  verweigerte  die  Gemeinde  ihre  Einwilligung 
und  dann  wurde  die  Ausscheidung  nach  Ablauf  des  gesetzlichen 
(monatlichen)  Termins  zwangsweise  unter  Beihilfe  des  Landrats 
durchgesetzt.  Diese  gewaltsame  Vernichtung  der  Bauerngemeinde 
richtete  nicht  geringeren  wirtschaftlichen  Schaden  an,  als  es 
früher  durch  ihre  zwangsweise  Aufrechterhaltung  geschehen  war. 
Immerhin  versuchte  ein  Teil  der  Bauern  durch  Ausscheiden  aus 
der  Dorfgemeinde  und  Gründung  gesonderter  Bauernhöfe  seinem 
Mangel  an  Land  abzuhelfen.  Um  Austritt  aus  der  Dorfgemeinde 
hatten  nachgesucht 

In  den   Jahren  Bauernhöfe 

1907  208  000 

1908  840  000 

1909  650  000 

1910  349  000 

1911  237  000 

Um  die  Gründung  gesonderter  Bauernhöfe  waren  einge- 
kommen : 

In  den   Jahren  Bauernhöfe 

1907  81  000 

1908  194  000 

1909  343  000 

1910  345  000 

1911  351  000 

Ende  1912  waren  aus  der  Dorfgemeinde  etwa  2  Millionen 
Bauernhöfe  ausgeschieden;  gesonderte  Bauernhöfe  und  Ge- 
meindewirtschaften richteten  etwa  523  400  Bauernhöfe  mit  einer 
Bodenfläche  von  5  300  000  Deßjatinen  ein. 

Was  die  Tätigkeit  der  zum  Zwecke  einer  Durchführung  der 
Agrarmaßregeln  in  den  Gemeinden  eingesetzten  Landordnungs- 
kommissionen betrifft,  so  ist  festzustellen,  daß  sie  häufig  von  den 
Bauern  boykottiert  wurden.  »Um  für  200 — 250  Rubel  pro 
Deßjatine  Land  zu  erwerben,  brauchen  wir  keine  Kommissionen, 
das  verstehen  wir  selber«  —  mit  solchen  Worten  motivierten  die 
Bauern  den  Boykott.  »Wir  haben  es  mit  den  Kommissionen 
versucht  und  Land  gekauft,  aber  uns  mit  diesem  Kaufe  eine  Last 
auf  den  Hals  geladen,  unter  der  wir  zusammenbrechen;  jetzt 
mag  die  Duma  beschließen,  wie  es  mit  dem  Lande  werden  soll, 
die  Duma  ist  unsere  letzte  Zuflucht«  (»N.  S.  Obosrenie«,  Nr.  2, 

1906,  S.  58). 
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Welche  Ziele  sich  die  Landordnungskommissionen  setzten 
und  auch  faktisch  anstrebten,  erhellt  am  besten  aus  einer  Rede 
des  Vorsitzenden  der  Kommission  in  Jekaterinoslaw,  Geheimrats 
Rittich.  Seine  Auffassung  von  der  künftigen  Tätigkeit  der  Kom- 
mission lief  darauf  hinaus,  daß  der  Schwerpunkt  ihrer  Aufgabe 
nicht  sowohl  darin  liege,  den  Großgrundbesitzern  und  der  Krone 
Land  abzukaufen  und  die  Bauern  damit  zu  versorgen,  als  viel- 
mehr darin,  die  Wirtschaft  der  Bauern  auf  dem  bereits  in  ihrem 
Besitz  befindlichen  Boden  zu  regulieren,  für  seine  bessere  Ver- 
teilung unter  die  Glieder  der  Dorfgemeinden  und  für  bessere 
Bearbeitung  Sorge  zu  tragen,  wozu  der  Uebergang  vom  ge- 
meinschaftlichen zum  Privatbesitz  in  Form  einzelner  kleiner 
Bauernhöfe  gefördert  werden  müsse  (»Narodny  Trud<(,  Nr.  8, 
1906,  S.  41).  ».  .  .  Die  Majorität  der  (ersten)  Duma«  ■ —  äußerte 
sich  der  Vorsitzende  der  Kommission  in  Borissow  —  »hat  sich, 
durch  allerlei  sozialistische  Utopien  irregeführt,  für  Expropriation 
des  Privatgrundbesitzes  als  einzig  radikale  Lösung  der  Agrar- 
frage ausgesprochen.  Ein  derartiges  Mittel,  das  unsere  ganze, 
auf  dem  Privateigentum  basierende  wirtschaftliche  Ordnung  zu 
erschüttern  droht,  koniite  nicht  durchgeführt  werden«  (daselbst). 

Diesen  in  den  zitierten  Reden  so  scharf  betonten  Standpunkt 
des  Großgrundbesitzes  teilten  sämtliche  Kommissionen;  er  war 
die  eigentliche  Richtschnur  ihrer  Tätigkeit.  Eine  der  wesentlich- 
sten Kundgebungen  der  schließlich  organisierten  Kommissionen 
bestand  in  energischem  Protest  gegen  die  Bauernbank,  die  für 
den  adeligen  Grundbesitz  viel  zu  niedrige  Preise  zahle  (!),  Bei 
der  Ausnutzung  des  Länderfonds  war  ihr  Bestreben  dahin  ge- 
richtet, an  Stelle  des  Gemeinbesitzes  der  Bauerngemeinde  neu 
entstandene  einzelne  Bauernhöfe  durch  begüterte  Bauern  zu 
setzen.  Die  Politik  der  Kommissionen  war  also  im  großen  und 
ganzen  die  gleiche  wie  die  der  Bauernbank,  nur  daß  die  Kom- 
missionen noch  energischer  für  die  Interessen  der  Großgrund- 
besitzer eintraten  als  die  Bank. 

Einkäufe  durch  die  Agrarbank,  Uebersiedelung  nach  Sibirien 
und  dem  Uralgebiet,  Ausscheiden  aus  der  Dorfgemeinde,  Grün- 
dung gesonderter  Bauernhöfe  und  Gesindewirtschaften  —  das 
alles  waren  Mittel,  durch  die  die  Bauernschaft  das  Bedürfnis 
nach  Grund  und  Boden  zu  befriedigen  strebte.  Die  Agrarmaß- 
nahmen  des  Kabinetts  Stolypin  hatten  aber  nur  in  geringem 
Grade  die  Landnot  der  Bauern  behoben.    Selbst  der  jährliche 
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Zuwachs   der   ländlichen   Bevölkerung   wurde   nicht   mit    Land 
versorgt. 

Auch  das  neuerteilte  Recht,  ohne  die  Einwilligung  der  Dorf- 
gemeinde den  Wohnort  zu  wechseln,  wie  auch  das  Recht, 
Aemter  im  Staatsdienst  zu  bekleiden,  ohne  dabei  aus  der  Gemeinde, 
austreten  zu  müssen,  konnte  nur  für  sehr  wenige,  und  zwar  nur 
die  bemittelten  Glieder  der  Gemeinde,  einige  Bedeutung  ge- 
winnen. Die  erdrückende  Majorität  der  Bauernschaft  Wieb  nach 
wie  vor  der  recht-  und  schutzloseste  von  allen  vStänden  des 
Staates. 

Von  den  sonstigen  Maßnahmen  des  Ministeriums  Stolypin 
auf  dem  Gebiet  des  Bauernrechtes  hat  trotz  der  großen  prin- 
zipiellen Bedeutung  einzelner  Schritte  keine  einen  wesentlichen 
Einfluß  auf  die  soziale  Lage  des  Bauernstandes  ausgeübt. 

Obige  Ausführungen  über  die  Agrarpolitik  der  Regierung 
Stolypin  könnte  man  in  kurzen  Worten  wie  folgt  zusammen- 
fassen: Durch  die  revolutionäre  Bewegung  in  die  Enge  getrieben, 
schritt  die  Regierung  zu  Agrarreformen,  sie  beschränkte  sich 
aber  dabei  auf  ein  Kautschuk-Programm  und  auf  Zugeständnisse, 
die  nur  dahin  zielten,  die  meuternde  Landbevölkerung  einiger- 
maßen zu  beschwichtigen.  Geleitet  vom  Standpunkte  der  In- 
teressen der  Großgrundbesitzer  konnte  die  Agrarpolitik  Stolypins 
der  Masse  der  Bauernschaft  keine  realen  Vorteile  bieten.  Ferner 
verfolgten  die  Agrarmaßnahmen  politisch  konservative  Ziele, 
indem  sie  eine  Spaltung  und  gegenseitige  Verfeindung  der  Bauern- 
schaft herbeiführten  und  die  wohlhabenden  »bäuerlichen  Guts- 
besitzer« als  Stütze  der  reaktionären  Regierungspolitik  zu  ge- 
winnen suchten. 

Die  Agrarfrage  blieb  daher  in  ihrem  grundsätzlichen  Teil 
nach  der  Herrschaft  Stolypins  für  die  wirtschaftliche  und  kul- 
turelle Entwicklung  Rußlands  ungelöst. 

i^L  Die  Bauernschaft  nach  der  März-Revolution  des  Jahres  19 17. 

Es  ergab  sich  also,  daß  die  Maßnahmen  des  Kabinetts 
Stolypin  den  Wohlstand  der  Bauernschaft  nicht  heben  konnten. 
In  den  Kriegsjahren  verschlechterte  sich  die  Bauernwirtschaft 
Rußlands  ungemein.  Der  Krieg  hatte  ihr  die  besten  Arbeiter 
geraubt,  sowie  einen  bedeutenden  Teil  des  Zucht-  und  Zugviehs; 
auch  die  Wiederherstellung  des  Arbeitsinventars  wurde  dadurch 
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gehemmt  und  die  Möglichkeit  unterbunden,  in  genügendem  Maße 
Saatkorn  zu  erhalten.  Vor  dem  Ausbruch  der  Revolution  im 
Jahre  191 7  harrte  also  die  für  Rußland  so  hochwichtige  Agrar- 
frage noch  ihrer  Lösung.  Um  so  bezeichnender  ist,  daß  die 
provisorische  Regierung  des  Fürsten  Lwow  sich  nach  dem  Sturz 
des  alten  Regimes  fast  volle  2  Monate  hindurch  mit  der  Agrar- 
frage überhaupt  nicht  befaßte.  Weder  im  Manifest  vom  12.  März 
(27.  Februar  d.  a.  St.),  in  dem  die  Richtlinien  der  Politik  der 
ersten  revolutionären  Regierung  proklamiert  wurden,  noch  in 
dem  programmatischen  Appell  an  das  russische  Volk  vom  19. 
März  1917  findet  man  einen  Hinweis  auf  die  Bauernfrage.  Ebenso 
vermißt  man  diese  Frage  in  der  ersten  Kundgebung  des  Zentralen 
Vollzugsausschusses  der  Petersburger  A.-  und  S.-Räte.  Selbst- 
verständlich mußte  diese  Gleichgültigkeit  der  Bauernschaft  An- 
laß zu  der  Auffassung  geben,  daß  die  Regierung  an  der  Lage  der 
ländlichen  Bevölkerung  kein  Interesse  nehme,  was  begreiflicher- 
weise Beunruhigung  hervorrufen  mußte. 

Die  umfangreiche  revolutionäre  Bewegung  in  den  Städten, 
der  restlose  Zusammenbruch  des  autokratischen  Regimes,  die 
Rückkehr  der  Soldaten  von  der  aufgelösten  Front  —  das  alles 
begann  auf  dem  flachen  Lande  Widerhall  zu  finden.  Eigentlich 
brachen  Bauernaufstände  unmittelbar  nach  der  Februarrevolution 
in  verschiedenen  Teilen  Rußlands  aus.  Immerhin  trugen  sie 
damals  einen  sehr  begrenzten  und,  wenn  man, sich  so  ausdrücken 
darf,  milden  Charakter.  So  konnte  z.  B.  das  liberale  Blatt 
»Rußkoje  Sslowo«  vom  9.  April  1917  berichten:  »Die  Ausschrei- 
tungen der  Agrarbewegung  sind  nicht  erheblich  und  tragen  keinen 
zerstörenden  und  bedrohlichen  Charakter«;  .  .  .  »es  gibt  keine 
Erbitterung,  keine  Grausamkeit,  keine  sinnlose  Zerstörung,  keine 
Verzweiflung,  die  zur  Beunruhigung  einer  Volksmasse  führen, 
die  unendlich  betrogen  wurde  und  die  das  Vertrauen  verloren 
hat,  daß  ihre  Bedürfnisse  Befriedigung  finden  werden.«  »Zwar«, 
fügt  das  Blatt  hinzu,  »kennzeichnet  sich  die  Bewegung  durch 
eigenmächtige  Besitzergreifungen,  aber  diese  Handlungen  werden 
begangen  in  der  Hoffnung  und  in  dem  Glauben,  daß  sie  nachträg- 
lich legitimiert  werden  dürften«. 

Diese  sogenannte  friedliche  Bauernbewegung  war  nur  vo'n 
ganz  kurzer  Dauer.  Im  April,  und  besonders  im  Mai  1917,  nahm 
sie  sehr  extreme  Formen  an,  die  in  Zerstörungen  der  großen 
Güter  und   Vernichtung  wertvollen   Inventars   zum  Ausdruck 
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kamen.  In  hohem  Maße  trugen  dazu  die  früheren  Soldaten  bei: 
in  der  Angst,  daß  sie  bei  Beschlagnahme  und  Verteilung  des 
Landes  während  ihrer  Abwesenheit  benachteiligt  werden  könnten, 
verließen  sie  eigenmächtig  die  Schützengräben  und  eilten  ins 
Dorf,  um  Grund  und  Boden  an  sich  zu  bringen.  Diese  Soldaten- 
masse brachte  in  das  flache  Land  nicht  nur  die  unruhige  Front- 
stimmung einer  aufgelösten  Armee  mit,  sondern  auch  Waffen: 
sie  war  daher  auch  imstande,  ihre  Forderungen  durchzusetzen. 
Es  muß  auch  darauf  hingewiesen  werden,  daß  die  ungeheure 
Kriegsmüdigkeit  und  besonders  die  eigentümliche  Auffassung 
der  Soldatenmasse  vom  Patriotismus  in  hohem  Maße  mit  das 
Verlassen  der  Front  bewirkten.  Als  die  sinnlose  Kadaverdisziplin 
nach  der  Revolution  zusammenbrach,  offenbarte  sich  in  der 
Armee  besonders  stark  das  Fehlen  der  Vorstellung  vom  Lande 
als  einem  Ganzen.  In  dieser  Hinsicht  ist  die  Antwort  einer 
Gruppe  von  Soldaten  klassisch,  die  im  Juli  1917  während  der 
deutschen  Offensive  im  Süden  Rußlands  von  der  Front  in  die 
Heimat  flüchtete.  Als  ^in  Kommissar  sie  mit  dem  Hinweise 
darauf  zurückhalten  wollte,  daß  die  Deutschen  Moskau  besetzen 
würden,  erwiderten  die  Soldaten:  »Und  was  geht  uns  das  an? 
Wir  sind  ja  aus  dem  Gouvernement  Tamboff.«  Die  Geschicke 
des  Landes  waren  dem  Soldaten  ganz  gleichgültig ;  er  dachte^nur 
an  seine  Sonderinteressen. 

Dieser  gefährliche  Partikularismus  oder,  richtiger  gesagt, 
Egoismus,  sowie  die  Stimmung  der  Volksmassen  überhaupt 
waren  der  bolschewistischen  Partei,  wie  allen  anderen  Parteien 
natürlich  gut  bekannt.  Nichtsdestoweniger  betriebe.n  damals  die 
Bolschewisten  eine  lebhafte  Propaganda  für  die  unverzügliche 
Verteilung  des  Grundbesitzes  unter  die  Bauern.  So  z.  B.  trat 
Lenin  in  seiner  Rede  auf  dem  Reichskongreß  der  Bauernräte, 
der  am  22.  Mai  1917  stattfand,  für  »organisierte  Besitzergreifungen« 
ein,  was  unter  den  damaligen  Verhältnissen  nichts  anderes  zu 
bedeuten  hatte  als  eine  eigenmächtige,  spontane  Verteilung  des 
Landes.  Solche  Aufforderungen,  die  hauptsächlich  aus  politischen 
Gründen  als  Agitationsmittel  gegen  die  provisorischen  Regie- 
rungen zu  betrachten  waren,  konnten  das  instinktive  Streben  der 
Bauernmassen  nur  ermuntern. 

Es  muß  zugegeben  werden,  daß  die  Haltung  der  provisori- 
schen Regierungen  gegenüber  der  Agrarfrage  den  besten  Anlaß 
zu  einer  Agitation  gegen  sie  gab.   Man  konnte  glauben,  daß  die 
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Regierung  des  Fürsten  Lwow,  sowie  die  Regierung  Kerenskys 
in  vollem  Verständnis  für  den  Ernst  der  Lage  für  die  schleunige 
Durchführung  der  Agrarreform  eintreten  würden.  Leider  bewahr- 
heitete sich  diese  Vermutung  nicht.  Im  Gegenteü:  die  Verord- 
nungen der  genannten  Kabinette  in  bezug  auf  die  Agrarfrage 
erschienen  unverzeihlich  spät;  der  erste  Erlaß  (über  die  Bildung 
von  Agrarkomitees)  wurde  erst  am  21.  April  des  Jahres  1917 
veröffentlicht;  die  Gründungsversammlung  der  Agrarzentral- 
leitung,  die  zur  Vorbereitung  der  Reform  berufen  wurde,  fand 
am  ig.  Mai  1917  statt,  also  mehr  als  3  Monate  nach  dem  Sturz 
des  alten  Regimes  und  einen  Monat  nach  der  Bekanntgabe  des 
erwähnten  Erlasses.  Die  Organisation  und  die  Arbeiten  der 
Agrarkomitees  zogen  sich  sehr  in  die  Länge.  Die  leitenden  und 
schöpferischen  Kräfte  des  Komitees,  nämlich  die  bureaukratischen 
Beamten  und  die  adeligen  Semstwoabgeordneten,  zeigten  keinen 
besonderen  Eifer,  die  Agrarreform  vorzubereiten,  geschweige 
denn  sie  zu  beschleunigen.  Die  Bauern  wiederum,  die  inzwischen 
ihren  Glauben  an  den  ehrlichen  Willen  der  Regierung  verloren 
hatten,  zogen  es  vor,  die  Agrarfrage  »mit  eigenen  Mitteln«  zu 
lösen,  indem  sie  ohne  weiteres  den  Grund  und  Boden  der  Guts- 
besitzer in  Besitz  nahmen. 

VIL^Die   Stellungnahme  der  provisorischen  Regierungen  zu  der 

Agrarreform. 

Sowohl  die  Regierung  Lwows,  wie  auch  das  Kabinett  Kerens- 
ky  waren  der  Auffassung,  daß  die  Lösung  der  Agrarfrage  nur 
durch  die  verfassunggebende  Versammlung  erfolgen  dürfe.  Auf 
diesem  Standpunkt  standen  damals  übrigens  alle  sozialistischen 
Parteien  Rußlands.  Dementsprechend  beschränkten  sich  die 
Maßnahmen  der  genannten  Regierungen  auf  dem  Agrargebiet 
fast  ausschließlich  auf  organisatorische  Vorbereitungen  für  die 
Reform  und  auf  die  Sammlung  und  Sichtung  des  nötigen  Ma- 
terials. Der  bereits  erwähnte  Erlaß  vom  21.  April  1917  ordnete 
die  Bildung  der  örtlichen  Agrarkomitees  an  »für  die  Vorbereitung 
der  Agrarreform  und  für  die  Ausarbeitung  dringender  vorüber- 
gehender Maßnahmen,  die  notwendig  sind,  bis  die  Lösung  der 
Agrarfrage  durch  die  Konstituante  erfolgt  sein  wird.« 

Die  Komitees  setzten  sich  zusammen  teils  aus  gewählten 
Vertretern  der  ländlichen  Bevölkerung,  teils  aus  Beamten,  die 
von  den  Regierungsbehörden  bestimmt  wurden.    Sie  waren  also 
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nicht  auf  demokratischer  Grundlage  errichtet.    Diesen  Umstand 
betonte  seinerzeit  die  soziahstische  Presse,  die  die  Befürchtung 
zum  Ausdruck  brachte,  daß  solche  Komitees  die  Interessen  der 
Bauernschaft   sehr  wenig  berücksichtigen  würden.     Die  vorer- 
wähnte passive   Haltung  der   Komitees  gegenüber  der  Agrar- 
reform   rechtfertigte    dieses    Mißtrauen    in    hohem   Maße.     Die 
provisorische  Regierung  versuchte  die  Organisation  der  Komitees 
mit  der  Begründung  zu  rechtfertigen,  daß  für  deren  Bildung 
auf  rein  demokratischer   Grundlage  der  nötige  Apparat  sowie 
die  gesamten   organisatorischen   Voraussetzungen   fehlten.     Die 
geplante  demokratische  Kommunalverwaltung  befand  sich  noch 
im  Stadium  der  Vorbereitungen;  im  Lande  bestanden  noch  die 
alten   Semstwos,  die  städtischen   Selbstverwaltungen  usw.    Da 
die    Regierung    die    Vorbereitungen    zur    Reform    nicht    länger 
hinausschieben  wollte  (sie  konnte  es  auch  nicht  aus  politischen 
Gründen),   war   sie   gezwungen,   die  gerade   vorhandenen   Ein- 
richtungen zu  benutzen,  nämlich  die  Behörden  und  die  Kom- 
munen des  alten  Regimes.    Es  muß  dabei  aber  auch  festgestellt 
werden,  daß  die  Zusammensetzung  der  Komitees  den  Grund- 
sätzen der  von  der  ersten  revolutionären  Regierung  geplanten 
Agrarreform  entsprach.    Die  Regierung  glaubte,  daß  die  Lösung 
der  Agrarfrage  auf  der  Grundlage  einer  gegenseitigen  friedlichen 
Verständigung  zwischen  den  Bauern  und  den  Gutsbesitzern  ge- 
regelt werden  könnte.    Ferner  war  sie  bestrebt,  zu  erreichen, 
daß   die   Enteignung  des    Großgrundbesitzes  gegen   eine   ange- 
messene Entschädigung  erfolgen  sollte;  das  Ministerium  Lwow 
wünschte  daher,  daß  in  der  Organisation  zur  Vorbereitung  der 
Reform  der  Großgrundbesitz  vertreten  sein  sollte.    So  erklärt  es 
sich,  daß  die  alten  Semstwos  und  das  Beamtentum  eine  so  starke 
Vertretung  besaßen. 

Die  Agrarzentralleitung  begann  ihre  Tätigkeit  (19.  Mai  1917) 
unler  dem  erschütternden  Eindruck  der  Nachrichten  über  die 
stetig  anwachsenden  Bauernaufstände.  Aus  dem  Reiche  liefen 
im  Ministerium  für  Landwirtschaft  zahlreiche  Klagen  über  Aus- 
schreitungen der  Bauern  ein.  Der  Vertreter  des  Ministeriums, 
Chruschtschow,  der  in  einer  Sitzung  der  Agrarzentralleitung 
über  die  Lage  auf  dem  flachen  Lande  Bericht  erstattete,  be- 
zeichnete sie  als  bedrohlich  und  empfahl,  alle  zulässigen  Maß- 
nahmen zu  ergreifen,  um  eine  Lösung  der  Agrarfrage  durch  die 
Konstituante  herbeizuführen. 
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Nach  ausführlichen  Verhandlungen  nahm  die  Agrarzentral- 
leitung  eine  Resolution  »über  die  Agrarunruhen«  an,  in  der  es 
hieß,  daß  die  dringendsten  Aufgaben  des  Augenblicks  wären: 

1.  die  schleunigste  Organisierung  örtlicher  Agrarkomitees, 
mit  zugehörigen  Vermittlungs-  und  Schiedskammern; 

2.  die  Entsendung  Bevollmächtigter  der  Zentralleitung  an 
Ort  und  Stelle  zur  Beruhigung  der  Bauern  und  zwecks  Her- 
stellung der  Ordnung; 

3.  eine  umfassende  Verbreitung  einer  genauen  Darstellung 
der  Agrarfrage; 

4.  der  Erlaß  verfassungsmäßiger  Bestimmungen: 

a)  zwecks  Regelung  der  gegenseitigen  Beziehungen  zwischen 
Gutsbesitzern  und  Bauern,  sowie  der  Bedingungen  des  Pacht- 
zinses, des  Rechtes  der  Wald-  und  Weidenbenutzung  usw.; 

b)  zur  Beruhigung  der  Bauern:  Verbot  des  Verkaufs,  der 
Verpfändung  und  langfristigen  Verpachtung  von  Grundstücken. 

Diese  Maßnahmen  sollten  vom  Standpunkt  der  allgemeinen 
Staatsaufgaben  und  nicht  von  dem  der  Interessen  der  einen  oder 
der  andern  Gruppe  oder  einzelner  Personen  durchgeführt  werden. 

Was  die  Stellungnahm©  der  Agrarzentralleitung  zur  Agrar- 
reform im  allgemeinen  betrifft,  so  bestand  die  Ansicht,  daß  ent- 
sprechend den  Grundbedürfnissen  der  russischen  Volkswirtschaft, 
sowie  in  Uebereinstimmung  mit  den  wiederholt  ausgesprochenen 
Wünschen  des  Bauerntums  und  im  Einklang  mit  den  Programmen 
aller  demokratischen  Parteien  der  Grund  und  Boden  für  die 
Landwirtschaft  auf  die  werktätige  ländliche  Bevölkerung  über- 
gehen müsse.  Es  sollte  der  Reform  ebenso  wie  den  oben  ange- 
führten vorübergehenden  Vorbereitungsmaßregeln  ein  allgemeiner 
Staatsplan  zugrunde  gelegt  werden;  dabei  sollten  in  erster  Linie 
die  Interessen  des  gesamten  Volkes  und  nicht  die  Interessen  und 
Wünsche  einzelner  Bevölkerungsgruppen  oder  Ortschaften  Be- 
rücksichtigung finden. 

In  diesen  Grundsätzen  vermißt  man  die  Bedingungen,  zu 
denen  die  Bauern  das  Land  als  Eigentum  erhalten  sollten,  nämlich, 
ob  es  gegen  oder  ohne  Entschädigung  geschehen  sollte.  Dabei 
bildete  diese  Frage  damals  den  Schwerpunkt  der  Reform.  Daß 
die  Enteignung  des  Großgrundbesitzes  vollzogen  werden  müsse, 
darüber  waren  sich  nicht  nur  die  gesamten  sozialistischen  Par- 
teien vollständig  einig,  sondern  auch  die  russischen  Liberalen, 
und  zwar  erkannte  die  Partei  der  konstitutionellen  Demokraten 
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(die  Kadetten)  das  Prinzip  der  zwangsweisen  Enteignung  des 
Landes  an.  Während  jedoch  die  soziahstischen  Parteien  für  eine 
unentgeltliche  Uebergabe  eintraten,  standen  die  Kadetten  ent- 
schieden auf  dem  Standpunkt,  daß  die  Enteignung  nur  gegen 
Entschädigung  erfolgen  könne.  Diese  Auffassung  der  Kadetten- 
partei teilten  die  Regierung  des  Fürsten  Lwow  und  die  bürger- 
lichen Minister  des  Koalitionskabinetts  Kerensky.  Die  Ent- 
scheidung über  diesen  Streitpunkt  sollte,  wie  überhaupt  die 
Lösung  der  gesamten  Agrarfrage,  durch  die  künftige  Konstituante 
erfolgen.  Die  Geschichte  durchkreuzte  aber  diese  Erwartungen. 
Im  >November  191 7  kam  die  Sowjetregierung  ans  Ruder.  Die 
verfassunggebende  Versammlung  wurde  am  Tage  ihrer  Ein- 
berufung sogleich  wieder  aufgelöst.  Die  Lösung  der  Agrarfrage 
ging  auf. die  bolschewistische  Regierung  über. 


Vin.  Die  Agrarmaßnahmen  der  Sowjetregierung. 

a)    Das  Dekret  vom  8.   November   1917  über  die 
Grundlagen    der    Agrarreform. 

Die  erste  Maßnahme  der  Sowjetregierung  auf  dem  Gebiet 
der  Agrarpolitik  war  das  Dekret  über  den  Landbesitz  vom  8.  No- 
vember 1919.    Das  Dekret  lautete  wie  folgt: 

I.  Das  Eigentumsrecht  der  Gutsbesitzer  an  Grund  und 
Boden  wird  unverzüglich  ohne  Gewährung  einer  Entschädigung 
aufgehoben. 

IL  Die  Güter  der  Grundbesitzer  sowie  alle  Ländereien  der 
Domänenverwaltung,  der  Klöster  und  Kirchen,  einschließlich 
des  gesamten  lebenden  und  toten  Inventars,  der  Gebäude  und 
allen  Zubehörs  gehen  bis  zur  Einberufung  der  Konstituante  in 
die  Verwaltung  der  Gemeindekomitees  und  der  Kreisräte  über, 

lll.  Beschädigung  des  zu  konfiszierenden  Eigentums,  das 
von  nun  ab  dem  ganzen  Volke  gehört,  wird  als  schweres  Ver- 
brechen angesehen  und  von  den  Revolutionsgerichten  bestraft. 
Die  Kreisräte  der  Bauerndeputierten  ergreifen  alle  notwendigen 
Maßregeln  zur  Wahrung  der  strengsten  Ordnung  bei  der  Konfis- 
kation der  Güter.  Es  liegt  ihnen  ob,  zu  bestimmen,  welche  Län- 
dereien und  bis  zu  welchem  Umfange  sie  der  Konfiskation  unter- 
liegen. Sie  sind  ferner  verpflichtet  zur  Aufstellung  eines  genauen 
Verzeichnisses  des  gesamten,   der   Konfiskation  unterliegenden 
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Besitzes  sowie  zur  strengsten  Bewachung  des  ganzen,  auf  das 
Volk  übergehenden  Grundbesitzes  mit  allen  Gebäuden,  Geräten, 
allem  Vieh,  sämtlichen  Vorräten  an  Erzeugnissen  usw. 

IV.  Der  Landbesitz  der  gemeinen  Kosaken  und  Bauern  wird 
nicht  konfisziert. 

b)   Die  Instruktion  betreffend   »Land«, 

Das  Dekret  wurde  begleitet  von  einer  amtlichen  Instruktion, 
die  bis  zur  endgültigen  Entscheidung  der  Konstituante  als  Richt- 
schnur für  die  Agrarreform  gv;l  ten  sollte.  Die  wichtigsten  ^Be- 
stimmungen der  Instruktion  waren  folgende:  Jeder  private  Land- 
besitz ist  für  immer  aufgehoben;  das  Land  kann  nicht  verkauft, 
nicht  gekauft,  nicht  verpfändet  oder  auf  irgendeine  andere  Weise 
enteignet  werden.  Das  gesamte  Land  wird  ohne  Entschädigung 
enteignet  und  zum  Eigentum  des  ganzen  Volkes  erklärt.  Das 
gesamte  Land  bildet  nach  seiner  Enteignung  einen  dem  ganzen 
Volke  gehörenden  Sparfonds.  Seine  Verteilung  unter  die  Werk- 
tätigen wird  von  den  Orts-  und  von  den  Gauselbstverwaltungen 
besorgt.  Das  Nutzungsrecht  am  Grund  und  Boden  erhalten  ohne 
Unterschied  des  Geschlechts  alle  Bürger  des  russischen  Staates, 
die  das  Land  mit  eigener  Kraft,  mit  Hilfe  ihrer  Familienmitglieder 
oder  in  Genossenschaften  bearbeiten  wollen,  jedoch  nur,  solange 
sie  imstande  sind,  dies  zu  tun.    Lohnarbeit  ist  nicht  gestattet. 

Die  Nutzung  dc^  Landes  muß  nach  einem  ausgleichenden 
Prinzip  vor  sich  gehen,  d.  h.  das  Land  wird  unter  Berücksich- 
tigung der  örtlichen  Verhältnisse  unter  die  Werktätigen  gemäß 
der  Arbeits-  und  Verbrauchsnorm  verteilt. 

Die  Formen  der  Bewirtschaftung  des  Landes  müssen  voll- 
ständig frei  sein;  je  nach  Beschluß  der  einzelnen  Dörfer  und 
Siedlungen  kann  die  Bildung  von  Höfen,  Einzelwirtschaften, 
Gemeinde-  und  Artelwirtschaften  zugelassen  werden. 

c)    Das   Grundgesetz  über   die   Sozialisierung 

desBodens. 

Am  37!  Januar  igi8  wurde  von  der  Sowjetregierung  das 
Grundgesetz  über  die  sogenannte  Sozialisierung  des  Landes  er- 
lassen. Es  erübrigt  sich,  das  gesamte  Grundgesetz  wiederzugeben, 
denn  erstens  enthält  es  nichts  anderes  als  die  Grundsätze  der 
erwähnten    Instruktion,    die    oben    bereits    behandelt    ist,    und 
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zweitens  deshalb,  weil  den  meisten  Bestimmungen  des  Gesetzes 
beschieden  war,  nur  fromme  Wünsche  zu  bleiben;  sie  sind  von 
Interesse  nur  insofern,   als  sie  beweisen,  daß  jegliches   Gesetz 
zwecklos  ist,  wenn  die  entsprechenden  sozialen  und  wirtschaft- 
lichen Bedingungen  für  seine  Verwirklichung  nicht  vorhanden 
sind.    So  z.  B.  blieben  die  umfassenden  Richtlinien  des  Grund- 
gesetzes über  das  Recht,  die  Art  und  Weise  der  Bewirtschaftung, 
die  Verteilungsnormen  usw.  usw.  auf  dem  Papier.    Es  sei  daher 
nur  die  Forderung  des  Gesetzes  erwähnt,  die  den  Schwerpunkt 
der  Agrarreform   bildet,    nämlich   die  Bestätigung  des   Grund- 
gesetzes, daß  die  Verteilung  des  konfiszierten  Landes  unter  die 
Arbeitenden  auf  einer  ausgleichenden  Arbeitsgrundlage  durch- 
geführt werden  müsse,  und  zwar  in  der  Weise,  daß  die  Verbrauchs- 
und die  Arbeitsnorm  sich  nach  dem  im  betreffenden  Gau  historisch 
herausgebildeten  System  der  Landbenutzung  richten  und  nicht 
die  Arbeitsfähigkeit  der  vorhanden'en  Kräfte  der  einzelnen  Wirt- 
schaften übersteigen  und  zu  gleicher  Zeit  der  Familie  des  Acker- 
bauers die  Möglichkeit  einer  gesicherten  Existenz  geben  sollen. 
Die  Agrarreform  sollte  also  auf  einer  Grundlage,  die  in  Ruß- 
land als  »Sozialisierung«  des  Landes  bezeichnet  wurde,  durchge- 
führt werden.  Diese  Sozialisierung  bedeutete  tatsächlich  die  glatte 
Verteilung   des  Herrenlandes  auf  individueller  Grundlage  unter 
die  Bauern.     Sie   hat   also  nichts  gemein  mit   einer  Vergesell- 
schaftung (durch  den  Staat,  die  Kommune  oder  die  Genossen- 
schaft)  wie  es  die  wirtschaftliche  Literatur  unter  Sozialisierung 
versteht.     Das  gesamte  »Sozialisierungsgesetz«  wurde   von   der 
Sowjetregierung    dem    Programm    der    Sozialrevolutionäre   ent- 
nommen.   Dieser  Umstand  ist  sehr  bezeichnend:    er   dokumen- 
tiert besonders  klar,  wie  prinzipienlos  die  Tätigkeit  der  Bolsche- 
wisten  war.    In  den  letzten  beiden  Jahrzehnten  änderte  Lenin 
zu  wiederholten  Malen  seine  Auffassung  über  die  programmatische 
Lösung  der  Agrarfrage  in  Rußland;  aber  in  einer  Hinsicht  blieb 
er  als  Sozialdemokrat  seinen  Ueberzeugungen  treu :  er  lehnte  die 
»Sozialisierung«  des  Landes  entschieden  ab.   Er  betrachtete  diese 
stets  als  eine  kleinbürgerliche  soziale  Utopie,  als  ein  opportunisti- 
sches  Bestreben,    den    Sozialismus   teilweise   und   im   Interesse 
einer  verhältnismäßig  geringen  Bauernschicht  einzuführen.    Da- 
gegen behauptete  der  Führer  der  bolschewistischen  Partei,  es  sei 
die  Aufgabe  der  Sozialdemokratie,  eine  konsequente  und  rest- 
lose   Verwirklichung    des    sozialistischen    Programms    durchzu- 
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setzen.  Noch  in  einem  Aufsatz  vom  21.  August  1917,  »Die 
Bauern  und  die  Arbeiter«,  der  also  nur  4  Monate  vor  der  bolsche- 
wistischen Revolution  im  Blatt  »Der  Arbeiter«  veröffentlicht 
worden  war,  forderte  Lenin  seine  Partei  auf,  sich  nicht  mehr 
nur  auf  die  Aufdeckung  der  kleinbürgerlichen  Illusionen  von 
der  »Sozialisierung  des  Bodens«,  »der  ausgleichenden  Eoden- 
benutzung«,  »des  Verbots  der  Lohnarbeit«  usw.  zu  beschränken, 
sondern  ein  konkretes  Programm  auf  der  Grundlage  des  Sozialis- 
mus aufzustellen.  Er  versäumte  aber  nicht,  seine  sozialdemo- 
kratischen Prinzipien  aufzugeben  und  die  »kleinbürgerlichen 
Illusionen«  zu  billigen,  sobald  er  es  aus  engen  parteipolitischen 
Motiven  für  nötig  fand:  Um  die  Herrschaft  zu  behalten,  suchten 
die  Bolschewisten  die  Sozialrevolutionäre  der  Linken  mit  den 
hinter  ihnen  stehenden  Bauern  zu  gewinnen.  Das  war  damals 
die  einzige  Partei,  die  als  Verbündete  für  die  Sowjetregierung 
in  Betracht  kam.  Letztere  akzeptierte  ohne  weiteres  »das  Soziali- 
sierungsgesetz«  und  erlangte  dadurch  die  Unterstützung  der 
Sozialrevolutionäre. 

IX.  Die  »Sozialisierung«  in  der  Praxis. 

Das  Sozialisierungsgesetz  vom  27.  Januar  19 18  vollendete 
die  erste  Periode  der  Agrargesetzgebung  der  Sowjetregierung. 
Nach  der  Veröffentlichung  dieses  Gesetzes  hielt  die  Regierung 
ihre  Aufgabe  gegenüber  der  Bauernschaft  für  erledigt.  Im 
Grunde  genommen  bekamen  die  Bauern  von  nun  ab  die  völlige 
Freiheit,  das  Land  der  Gutsbesitzer  an  sich  zu  nehmen,  und 
die  ländliche  Bevölkerung  zögerte  auch  nicht,  ihren  viel  jährigen 
Traum  zu  verwirklichen.  Es  begann  die  Verteilung  des  Grund- 
besitzes, die  einen  ganz  spontanen  Charakter  trug.  Nur  bis  zu 
einem  geringen  Grade  wurde  organisatorisch  vorgegangen.  Bei 
der  Aufteilung  des  Landes  wurden  die  großen  Güter  mit  ihrer 
hohen  Kultur  und  intensiven  Bewirtschaftung  nicht  geschont. 
Wenn  man  bedenkt,  wie  äußerst  verschiedenartig  die  landwirt- 
schaftlichen Verhältnisse  Rußlands  sind,  so  kann  man  sich  vor- 
stellen, daß  eine  solche  Durchführung  der  »Sozialisierung«  unge- 
heuren Schaden  anrichten  mußte.  Sie  war  weder  für  die  Volks- 
wirtschaft in  ihrer  Gesamtheit,  noch  für  die  städtischen  Ver- 
braucher günstig.  Die  Auflösung  der  großen  Güter  hat  die  Pro- 
duktivität der  Landwirtschaft  herabgesetzt  und  das  Marktangebot 
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ihrer  Erzeugnisse  erheblich  verringert;  die  Lebensmittelkrise  in 
den  Städten  ist  dadurch  verschärft  worden. 

Das  verteilte  Land  gelangte  durchaus  nicht  immer  in  die 
Hände  der  Bauern,  die  es  wirklich  brauchten,  oder  die  in  der 
Lage  waren,  es  zu  bewirtschaften.  Nur  einzelne,  hauptsächlich 
wohlhabende  Bauerngruppen  zogen  aus  der  unorganisierten  Ver- 
teilung des  Grund  und  Bodens  ihren  Vorteil. 

Die  Staatsgewalt  verhielt  sich  diesen  bäuerlichen  Bourgeois- 
gegenüber  vollständig  passiv.  Die  schönen  Richtlinien  sowie  die 
im  Gesetz  enthaltenen  strengen  Strafandrohungen  blieben  völlig 
wirkungslos.  Der  Regierung  fehlte  es  an  dem  nötigen  Apparat, 
sie  war  außerstande,  die  Durchführung  d^er  Agrarmaßnahmen  zu 
organisieren,  denn  sie  erfreute  sich  damals  nicht  des  Vertrauens 
des  Volkes.  Die  neuen  demokratischen  Semstwos  und  sonstigen 
demokratischen  Kommunaleinrichtungen,  die  vor  der  bolsche- 
wistischen Revolution  gewählt  worden  waren,  wurden  von  der 
Sowjetmacht  aufgelöst,  und  im  Lande  herrschte  der  Bürgerkrieg. 
Es  ist  bezeichnend,  daß  die  landwirtschaftlichen  Sowjets,  die  in 
dieser  Zeit  entstanden  und  denen  die  »gerechte  Verteilung  des 
Gnind  und  Bodens«  oblag,  sich  hauptsächlich  aus  den  »soliden«, 
d.  h.  wohlhabenden  Bauern,  Wucherern  und  früheren  Gemeinde- 
beamten zusammensetzten.  Es  ist  leicht  zu  begreifen,  in  wessen 
Interesse  solche  Sowjets  ihre  Tätigkeit  ausübten.  Denn  nicht 
nur  die  Politiker  der  großen  europäischen  Städte,  auch  der 
Muschik  des  russischen  Dorfes  versteht  die  politische  Konjunktur 
auszunutzen. 

Daß  die  Verteilung  des  Landes  in  spontaner  Weise  vor  sich 
ging,  wurde  von  den  Sowjetbehörden  selbst  zugegeben.  So  z.  B. 
schrieb  das  amtliche  Organ  des  Volkskommissariats  für  Land- 
wirtschaft (»Wjestnik  Narodnago  Kommissariata  Semledelija«) 
u.  a.  folgendes:  »Aus  den  dem  Volkskommissariat  für  Ackerbau 
zum  Dezemberkongreß  der  landwirtschaftlichen  Abteilungen  zu- 
gegangenen Berichten  ist  ersichtlich,  daß  das,  was  in  den  ein- 
zelnen Ortschaften  für  die  Durchführung  der  Reform  geschah, 
noch  sehr  weit  von  dem  Ideal  entfernt  war,  das  dem  Gesetze- 
vom  27.  Januar  zugrunde  liegt.  Es  fehlten  nicht  nur  Normen 
für  die  Gaue,  sondern  auch  solche  für  die  Gouvernements.  Ort- 
schaften, in  denen  das  Land  auf  Grund  von  für  den  betreffenden 
Kreis  geltenden  Normen  zur  Verteilung  gelangte,  sind  auch  nur 
glückliche  Ausnahmen.    In  der  Regel  herrscht  die  Norm  für  Ge- 


40  PaulOlberg, 

meinden  vor,  wobei  das  Land  in  primitiver  Weise  unter  die 
Gemeinden  eines  Kreises  verteilt  wurde.  Alle  Finessen  der  Zu- 
teilung von  Land  an  die  einzelnen  Wirtschaften  wurden  freilich 
nicht  in  Betracht  gezogen,  so  wie  das  Gesetz  es  verlangte.  Man 
verteilte  nach  der  Anzahl  der  Esser  oder  Seelen.«  .  .  .  »Die 
Gemengelage  wurde  in  manchen  Ortschaften  nicht  nur  nicht  be- 
seitigt, sondern  vermehrt«  (Wjestnik  Nr.  i,  1919,  S.  8). 

Die  nachteiligen  Folgeerscheinungen  der  »Sozialisierung« 
machten  sich  bald  bemerkbar.  Ende  1918  erklärten  die  Agrar- 
politiker der  Sowjets,  daß  die  vollzogene  »Sozialisier ung«  nichts 
gemein  hätte  mit  dem  Sozialismus,  daß  sie  eine  Hemmung  so- 
wohl für  die  wirtschaftliche,  wie  für  die  revolutionäre  Entwick- 
lung des  Landes  bedeute,  daß  die  armen  Bauern  benachteiligt 
seien  usw. 

Meschterjakoff,  einer  der  bedeutendsten  Agrarpolitiker 
Sowjetrußlands,  fällt  in  einer  Abhandlung  »Ein  halbes  Jahr 
kommunaler  Aufbau«  (Organisation  des  Volkskommissariats  für 
Ackerbau  und  der  landwirtschaftlichen  Abteilungen,  S.  69)  über 
die  wirtschaftliche  Bedeutung  der  »Sozialisierung«  das  folgende 
vernichtende  Urteil: 

»Wenn  somit  das  »Ausgleichsystem«  voll  und  ganz  zur 
Durchführung  gelangen  und  das  Sozialisierungsgesetz  voll  ver- 
wirklicht werden  sollte  —  auch  dann  würde  Sowjetrußland  bei 
weitem  keine  richtige  Regelung  der  Ackerbau  Wirtschaft  erreicht, 
die  Produktivität  der  landwirtschaftlichen  x\rbeit  nur  wenig  ge- 
steigert und  sich  nicht  um  einen  Schritt  dem 
Sozialismus   genähert   haben.« 

Und  das  vorerwähnte  amtliche  Organ  »Wjestnik«  stellt  fest: 

»Das  jAusgleichsystem'  bei  der  Bodenverteilung  im  Ein- 
klang mit  der  Arbeits-  und  Konsumentennorm  und  die  auf  diesem 
Wege  erfolgende  Verpflanzung  des  landwirtschaftlichen  Klein- 
betriebes fördern  das  Streben  der  Bauern  nach  Eigenbesitz, 
veranlassen  sie,  sich  mit  den  erzielten  Errungenschaften  zufrieden 
zu  geben,  ohne  von  innen  heraus  neue  revolutionäre  Energie  zu 
wecken,  die  sie  auf  die  nächste  Stufe  drängen  könnte,  und  ent- 
wickeln der  Revolution  feindliche  soziale  Kräfte 

Alle  negativen  Seiten  des  »Ausgieichsystems«  traten  sofort 
bei  den  ersten  Schritten  seiner  Verwirklichung  zutage.  Die  ganze 
Idiotie  und  Beschränktheit  der  kleinbürgerlichen  Ideologie  ist 
jetzt  allen  klar  und  in  erster  Linie  dem  Kleinbürgertum  selbst. 
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Die  Stellung,  die  der  Marxismus  in  der  Agrarfrage  einnimmt,  ist 
wieder  einmal  glänzend  gerechtfertigt.« 

Aber  diesen  marxistischen  Standpunkt  hatten  einige  Monate 
vorher  die  Bolschewiki  selbst  verlassen,  indem  sie  das  Agrar- 
programm  der  Sozialrevolutionäre  billigten. 

Was  die  Stellungnahme  des  Bauern  zu  der  Sozialisierungs- 
frage  betrifft,  so  faßt  der  »Wjestnik«  die  Erfahrungen  der  Bauern- 
schaft folgendermaßen  zusammen: 

»Die  Sozialisierung  hat  uns  den  Weg  gesperrt!« 

»Die  Sozialisierung  hat  die  gesamte  landwirtschaftliche  Pro- 
duktion in  eine  Sackgasse  getrieben.« 

»Die  Sozialisierung  liegt  wie  ein  Stein  im  Wege!« 

So  äußern  sich  die  Bauern  selbst  über  das  Kind  der  Sozial- 
revolutionäre (S.  8). 

Die  Praxis  brachte  die  Sowjetbeamten  zu  der  Ueberzeugung, 
daß  die  »Sozialisierung«  hauptsächlich  der  mittleren,  kräftig  da- 
stehenden Bauernschaft  vorteilhaft  sei.  »In  deren  Kreisen  konnte 
man  nämlich  mehr  als  in  anderen  Anhänger  einer  gleichmäßigen 
Verteilung  des  Landes  finden«  (»Wjestnik«  S.  9).  Also  der  mitt^, 
lere  Bauer,  der,  wie  bekannt,  sozialpolitisch  immer  konservativ 
gesinnt  ist,  zog  seinen  Nutzen  aus  den  Agrarmaßnahmen  der 
Sowj  etregierung. 

Trotz  dieser  nachteiligen  Ergebnisse,  die  amtlich  festgestellt 
worden  sind,  versuchen  die  Bolschewisten  immer  noch,  ihre  Zu- 
stimmung zum  Sozialisierungsgesetz  zu  rechtfertigen,  und  zwar 
mit  der  Begründung,  daß  das  Gesetz  zwei  Tendenzen,  eine  revo- 
lutionäre und  eine  reaktionäre,  enthalte.  So  behauptet  der 
Wjestnik  folgendes:  »Das  Gesetz  vom  27.  Januar  war  ein  revo- 
lutionärer Akt,  soweit  es  das  Grundziel  erreichte:  die  gewalt- 
same Besitzergreifung  des  Bodens  und  seine  erstm.alige  Auf- 
teüung  zur  Verankerung  dieser  Besitzergreifung«  (S.  7). 

Eine  solche  Unterscheidung  revolutionärer  und  reaktionärer 
Tendenzen  im  Sozialisierungsgesetz  kann  man  nicht  als  zutreffend 
gelten  lassen.  Die  Nutzung  des  Landes  nach  dem  Prinzip  des 
sogenannten  Ausgleichs  hat  durchaus  nicht  die  Enteignung  oder 
Konfiskation  des  Grundbesitzes  zur  Bedingung.  Diese  Maßnahme 
kann  sich  auch  unter  anderen  Formen  des  Landbesitzes  voll- 
ziehen. So  wäre  es  auch  in  Rußland  gewesen,  wenn  man  dort 
die  Agrarreform  auf  der  Grundlage  des  sozialdemokratischen 
Programms  gut  vorbereitet  und  durchgeführt  hätte.     So  aber 
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waren  beide  Teile  des  Gesetzes,  die  revolutionäre  Konfiskation 
des  Bodens  und  seine  reaktionäre  Befestigung  durch  gleichmäßige 
Verteilung,  organisch  miteinander  verbunden  worden.  Es  konnte 
den  Bolschewisten  natürlich  nicht  verborgen  bleiben,  daß  die 
Durchführung  der  Reform  gleichzeitig  nach  beiden  Richtungen 
erfolgen  würde.  Die  spätere  Aufhebung  der  »Reform«  in  irgend- 
einer Form  würde  allerdings  einen  gewaltigen  Widerstand  der 
Bauernschaft  hervorgerufen  haben. 

Man  darf  selbstverständlich  auf  keinen  Fall  die  außer- 
ordentlich wichtige  sozialpolitische  sowie  wirtschafthche  Bedeu- 
tung der  Konfiskation  des  Großgrundbesitzes  verkennen:  sie 
führte  nämlich  den  endgültigen  Zusami;nenbruch  des  russischen 
Feudalismus,  der  gewaltigsten  Stütze  des  Zarismus,  herbei.  „In- 
folge der  Konfiskation  gingen  in  22  Gouvernements  Sowjet- 
rußlands von  dem  gesamten  Bodenfonds  von  16  Millionen  Deß- 
jatinen  12  Millionen  Deßjatinen,  also  81  %  des  gesamten  Fonds, 
in  die  Hände  der  Bauernschaft  über.  Hierdurch  sollte  der  Land- 
hunger der  Bauern  befriedigt  und  der  Knoten  der  russischen 
Agrarfrage  gelöst  werden.  Aber  "die  planlose  »Sozialisierung« 
vergeudete  ungeheure  Produktivkräfte  und  trug  —  in  Verbindung 
mit  anderen  ungünstigen  Faktoren  (Mangel  an  Geräten  usw.)  — 
wesentlich  zur  Verschärfung  der  Krise  bei,  in  der  sich  die  Land- 
wirtschaft seit  den  Kriegs] ahren  befindet. 

X.   Die    Organisation   der   Lebensmittelexpeditionen  und   der 

Dorfarmen. 

Die  katastrophale  Lebensmittelkrise  in  den  Städten  veran- 
laßte  die  Sowjetregierung  im  Mai  1918,  sich  energisch  mit  den 
Verhältnissen  auf  dem  flachen  Lande  zu  befassen.  Die  Staats- 
gewalt war  bestrebt,  die  hungernde  Arbeiterschaft  der  Städte  und 
besonders  die  Rote  Armee  mit  Nahrungsmitteln  zu  versorgen. 
Das  war  für  sie  damals  eine  politische  Notwendigkeit,  da  die 
Unzufriedenheit  der  proletarischen  Massen  beschwichtigt  werden 
mußte.  Indes  weigerten  sich  die  Bauern,  ihre  Produkte  an  die 
städtische  Bevölkerung  gegen  entwertetes  Papiergeld  zu  liefern; 
statt  dessen  verlangten  sie  Fabrikerzeugnisse,  an  denen  auf  dem 
flachen  Lande  ein  großer  Mangel  herrschte.  Die  Städte  waren 
aber  nicht  in  der  Lage,  den  Bedürfnissen  der  Bauern  zu  ent- 
sprechen.   Die  Industrie  war  mit  Ausnahme  einiger  Munitions- 
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fabriken  und  Werke  lahmgelegt;  die  planlose  Nationalisierung 
und  die  schlechte  Leitung  brachten  die  Fabriken  zum  Stillstand. 
Unter  solchen  Verhältnissen  litt  die  städtische  Bevölkerung  selbst 
unter  dem  Mangel  an  Gegenständen  des  täglichen  Bedarfs,  wie 
Kleidung,  Wäsche,  Schuhe,  Seife,  Petroleum  usw.  usw.  Diese 
wirtschaftlichen  Gegensätze  oder,  richtiger  gesagt,  die  beider- 
seitige Not  schufen  eine  Kluft  zwischen  Stadt  und  Dorf;  das 
war  an  sich  ganz  begreiflich,  jedoch  ist  es  sehr  bezeichnend,  daß 
die  Bauern,  die  damals  das  Land  bereits  unter  sich  aufgeteilt 
hatten,  für  das  schwere  Schicksal  der  Städte  überhaupt  kein 
Interesse  bekundeten. 

Welche  Aufgaben  stellte  sich  die  Regierung  in  dieser 
Zeit? 

Ein  Dekret  der  Sowjetregierung  ordnete  die  Bildung  von 
Arbeiterformationen  in  Fabriken  und  sonstigen  großen  Betrieben 
an,  die  auf  das  flache  Land  entsandt  werden  sollten,  um  Lebens- 
mittel von  den  wohlhabenden  Bauern  entweder  zu  kaufen  oder 
mit  Gewalt  zu  beschaffen.  Da  die  Zahl  der  wohlhabenden  Bauern 
sehr  gering  ist,  führte  diese  Maßregel  logischerweise  zu  einem 
Kampf  zwischen  den  Arbeitern  und  den  Mittel-  und  Kleinbauern. 
Im  allgemeinen  stellten  sich  die  Bauern  den  Arbeiterformationen 
mißtrauisch  gegenüber.  Nur  in  einzelnen  Fällen  hatten  diß  Ar- 
beiter das  Glück,  Lebensmittel  aufzutreiben,  und  zwar  haupt- 
sächlich dann,  wenn  sie  den  Bauern  städtische  Erzeugnisse  an- 
bieten konnten.  Im  großen  und  ganzen  scheiterte  die  Aufgabe 
der  Arbeiterabordnungen  an  dem  Widerstand  der  Bauern- 
bevölkerung. 

Durch  das  Dekret  vom  24.  Juni  1918  ordnete  die  Sowjet- 
regierung  allerorts  die  Gründung  von  »Komitees  der  Dorfarmen 
in  Gemeinden  und  Dörfern«  an,  dv^nen  folgende  umfassende  Be- 
fugnisse verliehen  wurden: 

1.  Verteilung  von  Brot,  Gegenständen  des  täglichen  Bedarfs 
und  landwirtschaftlichen  Geräten; 

2.  Unterstützung  der  örtlichen  Verpflegungsorgane  (amtliche 
Institution)  bei  der  Enteignung  der  Getreideüberschüsse  aus  den 
Beständen  der  Dorfwucherer  und  reichen  Bauern. 

Das  Wahlrecht  für  die  Komitees  der  Dorfarmen  erhielten 

»alle   eingeborenen   wie   zugewanderten   Bewohner   der   Dörfer, 

mit  Ausnahme  der  offenkundigen  Dorfwucherer  und  der  Reichen, 

solcher   Besitzer,   die   Ueberschüsse   an    Getreide   und   anderen 
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Nahrungsmitteln  hatten,  Inhaber  industrieller  Unternehmungen 
und  Personen,  die  Lohnarbeiter^  beschäftigten«. 

Als  Ueberschuß  erklärt  wurde  der  über  12  kg  pro  Kopf 
im  Monat  hinausgehende  Besitz  an  Brot.  Das  mußte  dem  russi- 
schen Bauern  als  eine  sehr  geringe  oder,  richtiger,  als  Hunger- 
ration erscheinen.  Es  war  nur  natürlich,  daß  in  den  Getreide 
produzierenden  Gebieten  jeder  Bauer  einen  Ueberschuß  an 
Brot  besaß.  Auf  diese  Weise  wurde  die  gesamte  Bauernschaft 
dieser  Gebiete  von  der  Beteiligung  an  den  sogenannten  Komitees 
der  Dorf  armen  ausgeschaltet.  Nur  eine  ganz  geringe  Minder- 
heit besitzloser  Bauern  und  Landarbeiter  erhielt  das  Recht, 
über  die  wichtigsten  Interessen  der  Bauernschaft  zu  verfügen. 
Die  Folge  war,  daß  auf  dem  flachen  Lande  zwei  feindliche  Lager 
entstanden.  Der  Bürgerkrieg  mit  allen  seinen  nachteiligen 
Begleiterscheinungen  brach  aus.  Die  Lage  der  Landwirtschaft 
verschlechterte  sich  in  hohem  Grade. 

Gestützt  auf  das  Bewußtsein  ihrer  Macht,  stemmten  sich 
die  Bauern  mit  aller  Kraft  gegen  diesen  Kurs  der  Agrarpolitik. 
Eine  Flut  von  Bauernaufständen  ergoß  sich  über  ganz  Sowjet- 
rußlano  Leider  brachte  die  amtliche  Presse  keine  einigermaßen 
ausführlichen  Berichte  über  die  Aufstände.  (Eine  inoffizielle 
Presse  besteht  bekanntlich  in  Sowjetrußland  nicht.)  Man  kann 
deshalb  keine  genauen  Angaben  über  diese  Bewegung  machen. 
Die  bolschewistischen  Zeitungen  beschränkten  sich  in  der  Haupt- 
sache auf  nachträgliche  Feststellungen  der  Untetdrückung  der 
Bauernaufstände  in  dem  einen  oder  dem  anderen  Gouvernement. 
Trotz  der  Kargheit  der  Nachrichten  in  den  Sowjetzeitungen 
ging  aus  ihnen  doch  mit  aller  Deutlichkeit  hervor,  daß  die  Zu- 
stände auf  dem  flachen  Lande  damals  äußerst  traurig  und  un- 
haltbar waren.  Zur  Illustration  der  Lage  sei  hier  nur  ein  Bei- 
spiel, das  bolschewistischen  Blättern  entnommen  ist,  angeführt: 
»Im  Bezirk  Perm«,  berichtet  der  »Ural- Arbeit  er«  vom  12.  August 
1918,  »vollzieht  sich  die  Organisation  der  Dorfarmen  folgender- 
maßen: Ein  von  der  Front  zurückgekehrter  Soldat  und  Genosse 
oder  ein  ins  Dorf  geratener  Fabrikarbeiter  schildert  den  Bauern 
ihre  wenig  beneidenswerte  Lage  und  zeigt  ihnen  Mittel  und 
Wege  der  Erlösung.  Allmählich  werden  die  Armen  aufgeklärt 
und  beginnen  mit  lebhafter  Sympathie  die  Agitation  der  partei- 
genössischen  Soldaten  und  Arbeiter  zu  begrüßen.  Die  Zahl 
der  Sympathisierenden  wächst.    Zunächst  versammeln  sich  viel- 
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leicht  25 — 30  Personen.  Später  wird  eine  Organisationsversamm- 
lung der  neuen  Partei  einberufen  und  es  wird  eine  Parteizelle 
gegründet.  Die  Organisation  setzt  sich  in  Verbindung  mit  dem 
Bezirkskomitee  der  Partei  (Kommunisten),  und  zu  gleicher  Zeit 
erhält  d  i  e  P  a  r  t  e  i  z  e  1  le  vom  Bezirksvollzugsaus- 
schuß der  Räte  Waffen  für  alle  ihre  Mit- 
glieder. Die  junge  Organisation  befestigt  sich  und  unter- 
nimmt die  Umgestaltung  der  bisherigen  aus  Dorfv^oicherern 
zusammengesetzten  Gemeinderäte  (die  Gemeinderäte  wurden 
einfach  aufgelöst),  während  die  Gewalt  vorübergehend  auf  die 
junge  Organisation  der  Kommunisten  (Bolschewisten)  übergeht.« 

Diese  merkwürdige  Organisationsmethode,  sowie  die  Maß- 
nahmen der  neugebildeten  Sowjets  überhaupt,  führten  in  vielen 
Ortschaften  zu  blutigen  Zusammenstößen. 

Obgleich  die  Bauernaufstände  überall  durch  besondere  Straf- 
expeditionen unterdrückt  wurden  oder  vielleicht  gerade  des- 
wegen gelang  es  der  Regierung  nicht,  »Ruhe  und  Ordnung« 
wieder  herzustellen  und  die  Verwirklichung  der  Organisation 
der  Arbeiterformationen  zur  Beschaffung  von  Lebensmitteln 
und  der  Dorfarmen  fortzusetzen.  Im  Gegenteil,  die  schroffe 
und  geschlossene  Haltung  der  Bauernschaft  zwang  die  Regie- 
rung, im  November  1918  zu  kapitulieren:  Die  Organisation 
der  Dorfarmen  wurde  aufgegeben,  der  Kreuzzug  der  Arbeiter 
nach  Lebensmitteln  eingestellt.  Im  vollen  Gegensatz  zu  der 
früheren  Ernährungspolitik  erhöhte  die  Regierung  sogar  die 
Höchstpreise  für  landwirtschaftliche  Produkte.  Das  Lieblings- 
objekt der  Sowjetpolitiker  wurde  von  nun  an  der  mittlere  Bauer, 
für  den  Lenin  selbst  besonders  eifrig  eintrat. 

XI.  Die  genossenschaftlichen  Wirtschatten. 

Das  vorherrschende  Moment  der  neuesten  Agrarmaßnahmen 
der  Sowjetregierung  wird  gekennzeichnet  durch  die  Bildung 
genossenschaftlicher  Wirtschaften  —  sogenannter  Kommunen, 
Arteis  und  Sowjetwirtschaften.  Am  2.  November  1918  wurde 
ein  Dekret  erlassen  betreffend  die  Gründung  eines  Fonds  von 
I  .Milliarde  Rubel  zur  Unterstützung  der  Landwirtschaft.  Am 
22.  Februar  1919  erschienen  Bestimmungen  über  die  Gewährung 
von  Darlehen  und  Unterstützungsgcldern  aus  dem  genannten 
Fonds   zu   Zwecken   der  Förderung  der  Landwirtschaft    »unter 
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der  Bedingung  des  Ueberganges  von  der  Einzelbewirtschaftung 
zur  gemeinschaftlichen  Bearbeitung  des  Bodens  und  Einbringung 
der  Ernte«. .  Der  ganze  Bestand  an  Agronomen  wurde  heran- 
gezogen. Die  früheren  öffentlichen  Institutionen  (Semstwos, 
landwirtschaftliche  Gesellschaften)  zur  Unterstützung  der  Land- 
wirtschaft wurden  durch  eine  staatliche  Behörde  ersetzt.  Die 
Rätemacht  schuf  in  den  Agronomen  einen  bedeutenden  Stab 
von  Vollstreckern  ihrer  Pläne.  Das  Entstehen  von  Gemein- 
bewirtschaftungen soll  auch  durch  das  beim  Volkskommissariat 
für  Ackerbau  gebildete  Komitee  für  Landwirtschaft  gefördert 
werden. 

Die  Gesetzgebung  verkündete  feierlichst  die  Bildung  der 
genossenschaftlichen  Wirtschaften  wie  folgt:  »Um  die  Aus- 
beutung des  Menschen  durch  den  Menschen  endgültig  zu  unter- 
binden«, so  hieß  es  im  Dekret  vom  lo.  Februar  1919,  »um  die 
Landwirtschaft  auf  den  Grundlagen  des  Sozialismus  unter  An- 
wendung aller  Errungenschaften  der  Wissenschaft  und  Technik 
zu  organisieren,  um  ferner  das  werktätige  Volk  im  Geiste  des 
Sozialismus  zu  erziehen  sowie  das  Proletariat  und  die  Dorf- 
armen in  ihrem  Kampf  gegen  den  Kapitalismus  zu  vereinigen, 
ist  der  Uebergang  von  der  privaten  Form  des  Landbesitzes 
zur  genossenschaftlichen  notwendig  .  .  .  Daher  muß  der 
Reform  des  Landbesitzes  das  Bestreben  zugrunde  gelegt 
werden,  eine  einheitliche  Produkt ionsgrundlage  zu  schaffen, 
die  der  Sowjetrepublik  eine  Höchstmenge  von  landwirtschaft- 
lichen Erzeugnissen  bei  einem  Mindesteinsatz  von  Arbeitskraft 
gewährt.« 

Eine  amtliche  Instruktion  verlangte,  daß  die  Kommunen 
zur  Erreichung  ihrer  Ziele  einen  unversöhnlichen  Kampf  gegen 
das  Kapital  führten,  selbst  unter  Aufbietung  bewaffneter  Ab- 
wehr aller  gegenrevolutionären  Versuche  der  Gutsbesitzer,  Kapi- 
talisten und  Dorfwucherer  gegenüber.  Sie  hätten  unverrückbar 
die  Rechte  und  Interessen  des  Proletariats  und  der  Dorfarmen 
zu  wahren;  dabei  müßten  sie  in  voller  Uebereinstimmung  mit 
den  Sowjetbehörden  handeln. 

»Jedes  Mitglied  der  Kommune  muß  in  ihr  die  Arbeit  aus- 
führen, zu  der  es  besonders  befähigt  ist ;  es  muß  alle  seine  Kräfte 
und  Fähigkeiten  dem  Dienste  der  Kommune  widmen,  denn 
der,  der  nicht  arbeitet,  soll  auch  nicht  die  Güter  des  Lebens 
genießen:   jeder  nach  seinen  Kräften,  jedem  nach  seinen  Be- 
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dürfnissen.«  Zunächst  einige  Worte  über  die  politische  Seite 
dieser  Gesetzgebung.  Es  ist  ganz  merkwürdig,  daß  eine  solche 
Bestimmung,  wie  die  der  »bewaffneten  Abwehr  gegenüber  allen 
gegenrevolutionären  Versuchen«,  die  eigentlich  zu  den  Obliegen- 
heiten einer  entsprechenden  politischen  Organisation  gehören 
sollte,  in  das  Gesetz  für  die  Bildung  einer  wirtschaftlichen  In- 
stitution eingeschaltet  werden  konnte.  Diese  Forderung  sowie 
die  sozialistischen  Prinzipien  des  Gesetzes  sind  ausschließlich 
auf  die  starke  Neigung  der  Sowjetgesetzgeber  zu  revolutionärer 
und  sozialistischer  Phraseologie  zurückzuführen.  Läßt  man  diese 
Phraseologie  fort,  so  bleibt  als  einziger  praktischer  Gedanke 
des  Gesetzes  der  einer  genossenschaftlichen  Bearbeitung  des 
Bodens  und  der  Nutznießung  des  Inventars. 

Die  gemeinschaftliche  Bearbeitung  des  Bodens  ist  in  Ruß- 
land nichts  Neues  und  die  Maßnahme  der  Sowjetregierung  be- 
wegt sich  in  dieser  Hinsicht  durchaus  in  den  landläufigen  Bahnen. 
Art  eis  gab  es  in  Rußland  schon  seit  dem  XIV.  Jahrhundert  und  eine 
lebhafte  Propaganda  für  diese  trat  unter  dem  Eindruck  der  Bauern- 
befreiung bereits  in  den  60  er  Jahren  ein,  wenn  auch  ohne  Erfolg. 
Längst  bekannt  ist  ebenso  das  Gemeindeeigentum  (»Obschtina«, 
»Mir«)  der  russischen  Bauern.  Bekanntlich  behaupteten  in  den 
80er  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  russische  sozialistische 
Organisationen  sowie  einzelne  Schriftsteller,  daß  die  Dorf- 
gemeinde eine  eigenartige  russische  Erscheinung  kommunisti- 
scher Art  sei;  sie  vertraten  den  Standpunkt,  daß  die  Gemeinde 
die  sichere  Grundlage  und  die  Gewähr  schnellster  Verwirk- 
lichung des  Sozialismus  in  Rußland  untei  Ueberspringung  des 
Kapitalismus  bilde.  Die  russischen  Marxisten,  in  erster  Linie 
ein  Plechanow,  haben  in  glänzender  Weise  die  Unrichtigkeit 
dieser  Auffassung  nachgewiesen.  In  den  letzten  Jahren  konnte 
man  in  Rußland  selten  einen  Intellektuellen  finden,  der  noch 
bereit  war,  die  »traditionellen  sozialistischen  Grundsätze«  der 
Dorfgemeinde  zu  verteidigen.  Dagegen  stößt  man  noch  häufig 
in  den  westeuropäischen  Ländern  auf  diese  Ansicht.  Es  wird 
daher  von  Interesse  sein,  einige  autoritative  Zeugnisse  über 
diese  Frage,  nämlich  die  von  Friedrich  Engels  und  Karl  Kautsky, 
anzuführen.  Engels'  Standpunkt  geht  aus  seiner  Polemik  gegen 
den  russischen  Sozialisten  Tkatschoff  hervor;  letzterer  behaup- 
tete: »Unser  (russisches)  Volk  ist  in  seiner  großen  Mehrheit  .  .  . 
von  den  Prinzipien  des  Gemeinguts  durchdrungen;  es  ist,  wenn 
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man  sich  so  ausdrücken  darf,  instinktiv,  traditioneil  Kommunist. 
Die  Idee  des  Kollektiv-Eigentums  ist  so  tief  verwachsen  mit 
der  ganzen  Weltanschauung  (wir  werden  gleich  sehen,  wie  weit 
die  Welt  des  russischen  Bauern  reicht)  des  russischen  Volkes, 
daß  jetzt,  wo  die  Regierung  zu  begreifen  anfängt,  daß  diese 
Idee  mit  den  Prinzipien  einer  »wohlgeordneten«  Gesellschaft 
nicht  vereinbar  ist,  und  im  Namen  dieser  Prinzipien  die  Idee 
des  individuellen  Eigentums  in  das  Volksbewußt  sein  und  Volks- 
leben einprägen  will,  sie  dies  nur  mit  Hilfe  der  Bajonette  und 
der  Knute  erreichen  kann.  Daraus  erhellt,  daß  unser  Volk, 
ungeachtet  seiner  Unwissenheit,  viel  näher  zum  Sozialismus 
steht  als  die  Völker  des  westlichen  Europas,  obwohl  diese  ge- 
bildeter sind«  (zitiert  nach  »Soziales  aus  Rußland«,  Volksstaat 

1875). 

Darauf  erwiderte  Engels,  daß  die  Artel  die  ein- 
fachste Form  freier  Kooperationen  wäre, 
wie  sie  in  der  Jagd  bei  Jägervölkern  vorkommt  .  .  .  »Die  Artel 
ist  eine  naturwüchsig  entstandene  und  daher  noch  sehr  un- 
entwickelte Kooperativ- Gesellschaft  und  als  solche  keineswegs 
ausschließlich  russisch  oder  gar  slawisch.  Solche  Gesellschaften 
bilden  sich  überall,  wo  das  Bedürfnis  dazu  besteht  .  .  .  Das 
Vorwiegen  dieser  Form  in  Rußland  beweist  allerdings  das  Vor- 
handensein eines  starken  Assoziationstriebes  im  russischen  Volk, 
beweist  aber  noch  lange  nicht  dessen  Befähigung,  mit  Hilfe 
dieses  Triebes  ohne  weiteres  aus  der  Artel  in  die  sozialistische 
Gesellschaftsordnung  überzuspringen.«   (»Soziales  aus  Rußland.«) 

Ueber  die  Dorfgemeinde  schrieb  Engels: 

»In  der  Wirklichkeit  ist  das  Gemeindeeigentum  an  Grund 
und  Boden  eine  Einrichtung,  die  wir  auf  einer  niedrigen  Ent- 
wicklungsstufe bei  allen  indogermanischen  Völkern  von  Indien 
bis  Island  finden,  und  sogar  bei  den  unter  indischem  Einfluß 
sich  entwickelnden  Malaien  z.  B.  auf  Java  ... 

In  Großrußland  dagegen  (d.  h.  dem  eigentlichen  Rußland) 
hat  es  sich  bis  heute  erhalten  und  liefert  damit  zunächst  den 
Beweis,  daß  die  ländliche  Produktion  und  die  ihr  entsprechen- 
den ländlichen  Gesellschaf tszustände  sich  hier  noch  auf  einer 
sehr  unentwickelten  Stufe  befinden,  was 
auch  wirklich  der  Fall  ist.  Der  russische  Bauer  lebt  und  webt 
nur  in  seiner  Gemeinde;  die  ganze  übrige  Welt  existiert  nur 
insoweit  für  ihn,  als  sie  sich  in  diese  seine  Gemeinde  einmischt. 
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So  sehr  ist  dies  der  Fall,  daß  im  Russischen  dasselbe  Wort, 
mir,  einerseits  ,die  Welt'  bedeutet,  andererseits  aber  ,Bauern- 
gemeinde*.  Ves'  mir,  die  ganze  Welt,  bedeutet  für  den  Bauer 
die  Versammlung  der  Gemeindemitglieder.  Wenn  also  Herr 
Tkatschoff  von  der  ,W  e  1 1  anschauung*  der  russischen  Bauern 
spricht,  so  hat  er  das  russische  m  i  r  offenbar  falsch  übersetzt. 
Eine  solche  vollständige  Isolierung  der  einzelnen  Gemeinden 
voneinander,  die  im  ganzen  Lande  zwar  gleiche,  aber  das  grade 
Gegenteil  von  gemeinsamen  Interessen  schafft,  ist  die  natur- 
wüchsige Grundlage  für  den  orientalischen  Despo- 
tismus, und  von  Indien  bis  Rußland  hat  diese  Gesellschafts- 
form, wo  sie  vorherrschte,  ihn  stets  produziert,  stets  in  ihm 
ihre  Ergänzung  gefunden.  Nicht  bloß  der  russische  Staat  im 
allgemeinen,  sondern  sogar  seine  spezifische  Form,  der  Zaren- 
despotismus,  statt  in  der  Luft  zu  hängen,  ist  notwendiges  und 
logisches  Produkt  der  russischen  GeseUschaftszustände,  mit 
denen  sie  nach  Herrn  Tkatschoff  , nichts  Gemeinschaftliches 
hat' !  Die  Fortentwicklung  Rußlands  in  bürgerlicher 
Richtung  würde  das  Gemeinde-Eigentum  auch  hier  nach  und 
nach  vernichten,  ohne  daß  die  russische  Regierung  mit  , Bajo- 
netten und  Knute'  einzuschreiten  braucht.  Und  dies  um  so 
mehr,  als  das  Gemeindeland  in  Rußland  nicht  von  den  Bauern  ge- 
meinsam bebaut  und  erst  dasProdukt  geteilt  wird,  wie  dies  in  einigen 
Gegenden  von  Indien  noch  der  Fall  ist;  im  Gegenteil,  das  Land 
wird  von  Zeit  zu  Zeit  unter  die  einzelnen  Familienhäupter 
verteüt  und  jeder  bebaut  seinen  Anteil  für  sich.  Es  ist  daher 
eine  sehr  große  Verschiedenhei'^  des  Wohlstandes  unter  den 
Gemeindemi tgiiedern  möglich,  und  sie  besteht  auch  in  Wirk- 
lichkeit. Fast  überall  gibt  es  darunter  einige  reiche  Bauern 
—  hie  und  da  Millionäre  — ,  die  die  Wucherer  spielen  und  die 
Masse  der  Bauern  aussaugen.  Niemand  weiß  dies  besser  als 
Herr  Tkatschoff.  Während  er  den  deutschen  Arbeitern  auf- 
bindet, den  russischen  Bauern,  diesen  instinktiven,  traditionellen 
Kommunisten,  könne  die  ,Idee  des  Kollektiveigentums'  nur 
mit  Knute  und  Bajonett  ausgetrieben  werden,  erzählt  er  in 
seiner  russischen  Broschüre  S.  15:  ,In  der  Mitte  der  Bauern 
arbeitet  sich  eine  Klasse  von  Wucherern  (Kulakov),  von 
Aufkäufern  und  Anp  ächtern  bäuerlicher  und  adliger 
Ländereien  heraus  —  eine  Bauernaristokratie.'  Es  sind  das 
dieselben  Sorten  Blutsauger,  die  wir  oben  näher  geschildert  .  .  . 


CO  Paul  Olberg, 

Es  ist  also  reines  Geflunker,  wenn  Herr  Tkatschoff  sagt, 
die  russischen  Bauern,  obwohl  , Eigentümer',  stehen  , näher 
zum  Sozialismus*  als  die  eigentumslosen  Arbeiter  Westeuropas. 
Ganz  im  Gegenteil.« 

Diese  Charakteristik  wird  nicht  im  geringsten  durch  den 
vorerwähnten  Umstand  abgeschwächt,  daß  die  Dorfgemeinde 
im  revolutionären  Kampf  der  Bauern  in  den  Jahren  1905/06 
als  Kitt  gedient  hat.  Die  Bauern  schweißte  damals  die  allgemeine 
soziale  und  politische  Unterjochung  für  den  solidarischen  Be- 
freiungskampf zusammen.  Die  Triebfeder  war  damals  die  für 
alle  Mitglieder  der  Gemeinde  gleiche  Rechtlosigkeit  nach  Art 
der  Rechtlosigkeit  der  Soldaten  in  der  Kaserne  etw^a.  In  dem- 
selben Maße,  wie  das  Kasernenregime  und  die  Empörung  der 
Soldaten  keine  sozialistschen  Elemente  in  sich  barg,  hatte  auch 
das  gemeinsame  Vorgehen  der  Bauern  der  Dorfgemeinde  nichts 
mit  Sozialismus  zu  tun. 

Karl  Kautsky,  der  sich  dauernd  mit  den  russischen  Pro- 
blemen beschäftigt  hat  und  mit  den  Agrarverhältnissen  in 
Rußland  gut  vertraut  ist,  machte  in  seinen  Abhandlungen  in 
den  Jahren  1905/07  über  die  russische  Dorfgemeinde  folgende 
Ausführungen : 

»Der  Kommunismus  des  russischen  Dorfes  liegt  gänzlich 
zu  Boden  und  er  bedeutet  keineswegs  die  Gemeinschaft  der 
Produktion.  Auch  ist  es  unmöglich,  die  moderne  Warenproduk- 
tion auf  der  Grundlage  der  Dorfgemeinde  in  eine  höhere  Pro- 
duktionsweise überzuführen.  Dazu  ist  mindestens  der  Rahmen 
des  Großstaates  notwendig,  zur  Produktion  auf  nationaler  Grund- 
lage sind  aber  die  Produzenten  der  russischen  Landwirtschaft 
keineswegs  befähigt«  (»Triebkräfte  und  Aussichten  der  russischen 
Revolution.«   »Neue  Zeit«  Nr.  10,  1906/07,  S.  332  bis  333). 

»Er  (der  russische  Dorfkommunismus)  ist  in  solchem  Ver- 
fall begriffen  und  hat  nicht  die  Kraft  gehabt,  zu  hindern,  daß 
sich  unter  den  Dorfbewohnern  landlose  Proletarier  hier  und 
Wucherer  dort  bildeten,  daß  sich  kapitalistische  Ausbeutungs- 
verhältnisse der  mannigfachsten  und  scheußlichsten  Art  ent- 
wickelten. So  ist  der  Dorfkommunismus  heute  nirgends  mehr 
in  Rußland  eine  wirksame  Schranke  gegen  das  Eindringen  des 
kapitahstischen  Betriebs  in  die  Landwirtschaft«  (»Triebkräfte 
und  Aussichten  der  russischen  Revolution.«  »Neue  Zeit«,  Nr.  9, 
1906/07,  S.  286). 
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In  einer  anderen  Abhandlung  über  die  Aufgaben  der  russi- 
schen Revolution  1905/06  führte  Kautsky  aus: 

»Aber  man  muß  sich  dabei  hüten,  von  den  Bauern  mehr 
zu  erwarten,  als  sie  leisten  können,  und  zu  glauben,  sie  seien 
imstande,  in  der  Landwirtschaft  den  Sozialismus  zu  verwirk- 
lichen, für  den  in  der  Großindustrie  die  Stunde  noch  nicht  ge- 
komm.en  ist.  Alle  derartigen  Erwartungen  können  nur  Ent- 
täuschungen und  sogar  Gefahren  für  die  Revolution  nach  sich 
ziehen.  Woraus  soll  denn  dieser  bäuerliche  russische  Sozialismus 
entstehen?  Aus  dem  Dorfkommunismus?  Aber  selbst  vor 
einem  Menschenalter,  als  dieser  Kommunismus  noch  in  voller 
Kraft  stand,  war  er  als  Uebergang  zu  einer  sozialistischen  Pro- 
duktionsweise nur  denkbar,  wenn  der  Sozialismus  vorher  in 
den  höher  entwickelten  Ländern  schon  gesiegt  hätte.  Auch 
Marx  nahm  in  seinem  bekannten  Ausspruch  darüber  nicht  an, 
daß  vom  russischen  Dorfkommunismus  der  erste  Schritt  zur 
Durchführung  des  modernen  Sozialismus  ausgehen  werde  .  .  . 
Seitdem  hat  dieses  Gemeindeeigentum  eine  solche  rasche  Auf- 
lösung erlitten,  daß  von  ihm  als  einer  ernsthaften  Basis  zur 
Neuorganisation  der  russischen  Landwirtschaft,  soweit  meine 
Kenntnisse  reichen,  nicht  mehr  die  Rede  sein  kann«  (»Die  Agrar- 
frage in  Rußland«.    »Neue  Zeit«,  Nr.  13,  1905/06,  S.  414). 

Die  Stellung  der  Bauernschaft  gegenüber  den  Maßregeln 
der  Sowjetregiening,  die  Bauernbewegung  in  den  Revolutions- 
jahren 1905/06  und  1917/19,  sowie  die  gesamte  Entwicklung 
der  Landwirtschaft  Rußlands  in  den  letzten  Jahrzehnten  be- 
stätigen vollständig  die  Ausführungen  von  Engels  und  Kautsky. 
So  z.  B.  erblickten  die  Bauern  im  »Grundgesetz  über  die  Soziali- 
sierung des  Bodens«  vom  Januar  1918,  wonach  jedes  Privat- 
eigentum, an  Land,  Bodenschätzen,  Wäldern  und  den  Natur- 
kräften »für  immer  aufgehoben  werde«,  nichts  anderes,  als  die 
Abschaffung  des  Großgrundbesitzes,  die 
Aufforderung,  diesen  unter  sich  zu  ver- 
teilen. Das  geht  ganz  klar  aus  der  durchaus  feindlichen 
Stellungnahme  der  Bauern  zum  Dekret  vom  10.  Februar  1919 
hervor,  nach  dem  »das  gesamte  Land,  in  wessen  Besitz  es  sich 
auch  befinde,  als  Staatsfonds  zu  betrachten  sei,  und  jeder  Privat- 
besitz an  Land  als  Uebergangsform  gelte«.  Das  mittlere  Bauern- 
tum erblickte  in  diesem  Erlaß  eine  Bedrohung  seines  Eigen- 
tums, einen  Angriff  auf   seinen   Landteil  und  kämpfte  gegen 
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die  Verwirklichung  dieses  Dekrets.  Und  wenn  das  Gesetz  auch 
looomal  wiederholen  würde,  daß  das  Privateigentum  an  Grund 
und  Boden  »für  immer«  aufgehoben  sei  und  das  Land  »dem 
ganzen  Volke«  gehören  sollte,  würde  die  russische  Bauernschaft 
ihre  Grundstücke  doch  als  Privateigentum  betrachten,  und  es 
gibt  keine  Kraft,  die  imstande  wäre,  dem  Bauern  das  Land 
zu  entreißen. 

In  welchem  Maße  fremd  die  Bauernmasse  den  Prinzipien 
des  Kollektivismus  gegenübersteht,  erhellt  u.  a.  aus  der  Massen- 
flucht der  Soldaten  von  der  Front  nach  dem  Dorf,  von  der 
bereits  die  Rede  war.  In  dieser  Flucht  kam  nicht  nur  die  Kriegs- 
müdigkeit, sondern  auch  das  Mißtrauen  des  bäuerlichen  Sol- 
daten zu  seinen  Dorfgenossen  zum  Ausdruck,  die  bei  der  Auf- 
teilung des  Großgrundbesitzes  seine  Interessen  unberücksichtigt 
lassen  könnten.  Und  diese  Furcht  war  durchaus  begründet: 
bei  der  Aufteilung  des  Bodens  bemühte  sich  jeder  Bauer,  »zwecks 
Abrundung  seines  Grundstücks«  recht  viel  Land  sich  anzueignen. 

Die  landwirtschaftliche  Entwicklung  Rußlands  in  den  Vor- 
kriegsjahren vollzog  sich  in  der  Richtung  einer  Individuali- 
sierung der  Bauernschaft!  Der  Uebergang  von  Gemeindewirt- 
schaften zu  Einzelwirtschaften,  die  Aufhebung  der  periodischen 
Verteilung  des  Landes  zwischen  den  einzelnen  Familienhäuptern, 
die  Bildung  der  Bauernhöfe  —  das  waren  die  Kennzeichen  der 
Entwicklung;  es  begann  «ine  intensivere  Bewirtschaftung,  es 
vollzog  sich  der  Uebergang  von  der  Kornkultur,  die  nur  für 
den  eigenen  Bedarf  erzeugte,  zu  Kulturen,  die  für  den  Markt 
bestimmt  waren  —  zum  Gemüsebau  und  zur  Milchwirtschaft, 
zum  Flachsbau,  zur  Schweine-  und  Geflügelzucht  usw.  Von 
der  Naturalwirtschaft  ging  der  Bauer  immer  mehr  zur  Waren- 
produktion und  Geldwirtschaft  über.  Auch  in  der  Zukunft 
ist  die  Wiederherstellung  und  die  Entwicklung  der  Landwirt- 
schaft Rußlands  in  diesen  Bahnen  denkbar;  die  genossenschaft- 
liche Bearbeitung  des  Grund  und  Bodens,  wie  sie  der  Staat 
durch  Kommunen  und  Art  eis  betreibt,  wird  diesen  natürlichen 
Lauf  der  Entwicklung  des  Wirtschaftslebens  Rußlands  schwer- 
lich beeinflussen  können. 

Auch  vorausgesetzt,  daß  dem  Sowjetprojekt  der  Bildung 
der  Kommunen  ein  richtiger  Gedanke  zugrunde  liegt,  nämlich, 
daß  vom  Standpunkt  der  Produktivität  Großbetriebe  vorteil- 
hafter als  Kleinbetriebe  sind,  so  kann  doch  diese  komplizierte 
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Aufgabe  —  die  Gründung  der  Großbetriebe  —  nicht  durch 
Vorschriften  der  Zeiiktralgewalt  gelöst  werden,  um  so  weniger, 
als  die  zuständigen  Behörden  sich  als  unfähig  erwiesen. 

Die  Leiter  der  Agrarpolitik  der  Sowjetregierung  geben 
übrigens  selber  zu,  daß  »das  Bauerntum  nicht  sozialistisch  ge- 
sinnt sei«,  und  daß  es  nur  »unter  äußerem  Druck  zum  Kommunis- 
mus übergehen  kann«  (»Wjestnik  des  Volkskommissariats  für 
Ackerbau«,  Nr.  i,  1919,  S.  7,  10).  Und  die  »Kommunen«  werden 
leider  auch  zwangsweise  gegründet. 

Um  das  Entstehen  von  Kommunen  und  Arteis  zu  beschleu- 
nigen und  eine  entsprechende  Nachahmung  unter  der  Bauern- 
bevölkerung zu  erzielen,  begann  die  Räteregierung,  gemäß 
Dekret  des  Volkskommissariats  für  Ackerbau  vom  8.  Oktober 
1918,  den  Kommunen  über  die  Arbeits-  und  Verbrauchsnorm 
hinaus  Land  zuzuweisen.  Wenn  vorher  auch  nur  ein  Schatten 
von  Sozialismus  in  den  »kommunistischen«  A¥irtschaften  zu 
spüren  war,  so  war  er  jetzt  völlig  verschwunden:  »Zuverlässige« 
»Muster «kommunen  erhielten  mehr  Land  zugewiesen,  als  sie 
mit  den  Kräften  der  eigenen  Mitglieder  zu  bearbeiten  vermochten. 
Das  veranlaßte  sie,  Lohnarbeiter  aus  den  Bauern  der  Nachbar- 
gemeinden einzustellen,  d.  h.  die  werktätige  Bevölkerung  aus- 
zubeuten. 

Was  ist  das  Ergebnis  der  außergewöhnlichen  Anstrengungen 
des  Staatsapparates  auf  diesem  Gebiete?  Wozu  bringt  der 
Staat  ungeheure  finanzielle  Opfer? 

Auf  dem  ersten  Kongreß  der  Kommunen  und  Arteis,  der 
im  Dezember  1919  stattfand,  stellte  Herr  Sereda,  einer  der 
Leiter  der  Agrarpolitik  der  Sowjetregierung,  fest  (»Petrograder 
Iswestija«  vom  11.  Dezember  1919),  daß  das  Land  der  gesamten 
genossenschaftlichen  Wirtschaften  (Sowjetwirtschaften,  Kom- 
munen und  Arteis)  5%  des  ganzen  bäuerlichen  Kulturbodens 
nicht  übersteige.  Nach  den  Angaben  derselben  »Iswestija« 
sollten  im  August  191 9  im  Bereich  Sowjetrußlands  im  ganzen 
4931  genossenschaftliche  Wirtschaften  bestanden  haben.  Es 
wäre  äußerst  interessant,  zu  untersuchen,  wie  die  Sowjetbehörden 
die  statistischen  Angaben  über  die  Kommunen  zusammen- 
stellen. Man  dürfte  dabei  nicht  wenige  »tote  Seelen«  entdecken. 
Dafür  sprechen  die  folgenden  Umstände:  Die  oberste  Zentral- 
gewalt verlangt  von  den  Behördenkategorien  schleunigste  Organi- 
sation möglichst  vieler  Kommunen:   doch  stößt  die  Verwirk- 
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lichung  dieses  Verlangens  auf  verschiedene  Schwierigkeiten. 
Um  aber  den  Schein  einer  Befolgung  der  Moskauer  Direktiven 
zu  wahren  und  die  Regierung  zufrieden  zu  stellen,  tragen,  die 
untergeordneten  Ortsbehörden  in  ihre  Berichte  solche  Kom- 
munen und  Arteis  ein,  die  »noch  eine  Sache  der  Zukunft  sind«. 
So  »wachsen  die  Kommunen«. 

Selbst  wenn  man  annimmt,  daß  die  angeführte  Zahl  den 
Tatsachen  entspreche:  muß  dies  nicht  als  ein  klägliches  Er- 
gebnis betrachtet  werden?  Darf  etwa  der  Staat  ungeheure 
Mittel  und  Kräfte  verwenden,  um  einige  Tausend  »Kommunen« 
und  Arteis,  d.  h.  im  Grunde  genommen  Privatwirtschaften, 
zu  bilden?  Ist  die  Verwirklichung  dieser  Aufgabe  nicht  eine 
Verschwendung  der  Produktivkräfte  des  Landes  ? 

Die  Antwort  auf  diese  Fragen  dürfte  aus  obigen  Ausfüh- 
rungen klar  hervorgehen. 

Der  Faktor,  der  die  Bildung  der  »Kommunen«  und  der 
Arteis  unmittelbar  hervorrief,  war  die  erschütternde  Lebens- 
mittelkrise der  Städte.  Die  »Kommunen«  sollten  die  Quelle 
der  Brotbeschaffung  für  die  hungernde  Bevölkerung  bilden. 
Die  amtliche  Instruktion  bestimmte  ganz  kategorische:  »Nach 
Deckung  der  Bedürfnisse  der  Kommune  geht  der  Ueberschuß 
an  rationierten  Produkten  an  die  Verpflegungsorganisationen 
der  Sowjets  über;  der  Ueberschuß  an  nicht  rationierten  land- 
wirtschaftlichen Erzeugnissen  wird  gegen  andere  für  die  Kommune 
notwendige  Produkte  eingetauscht.« 

Diese  Forderung  wurde  nicht  in  die  Praxis  umgesetzt.  Es 
ist  amtlich  festgestellt  worden,  daß  bisher  nur  ein  sehr  kleiner. 
Teil  der  Ueberschüsse  von  den  Kommunen  an  die  Verpflegungs- 
organisationen geliefert  worden  ist,  und  auch  er  nur  unter  Schwie- 
rigkeiten, nämlich  unter  dem  Druck  der  Staatsbehörden.  Ueber- 
haupt  sind  die  Kommunen  der  Ansicht,  daß  ihre  Erzeugnisse 
ganz  und  gar  ihren  eigenen  Mitgliedern  zustehen.  Diese  Haltung 
der  Bauern  beweist,  daß  die  genossenschaftlichen  Prinzipien 
der  Kommunen  ihnen  fremd  geblieben  sind. 

In  seiner  Rede  »Arbeit,  Disziplin  und  Ordnung«  (22.  März 
1918)  gibt  Trotzky  zu,  daß  der  russische  Bauer  von  engen, 
individualistischen  Anschauungen  durchdrungen  ist.  »Er  (der 
Bauer)  ist  bestrebt,  alles,  was  er  kann,  für  sich  zu  nehmen, 
er  denkt  nur  an  sich  und  ist  nicht  geneigt,  mit  dem  allgemeinen 
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Klassenstandpunkt  zu  rechnen.«  Daher  konstatiert  Trotzky 
»die  Ueberfhitung  desorganisatorischer  Stimmungen  und  indi- 
viduahstischer,    anarchistischer    und    räuberischer    Tendenzen«. 

Sehr  bezeichnend  ist  es,  daß  die  Organisation  sowie  die 
Praxis  der  sogenannten  Kommunen  völHg  vom  Willen  der 
staatlichen  Behörden  und  der  Obrigkeit  abhängig  sind.  Jeder 
Schritt  der  Kommunen  wird  laut  Dekret  vom  lo.  Februar 
1919  überwacht,  dagegen  ist  die  Verantwortlichkeit  der  Kom- 
munen gegenüber  dem  Staate  groß.  So  sind  z.  B.  die  Kommunen 
verpflichtet,  für  Aufklärungs-  und  Kulturarbeit  Sorge 
zu  tragen.  Unter  Androhung  einer  Entziehung  der  Subsidien 
sind  sie  angehalten,  dem  landwirtsc.iaftlichen  Kommissariat  über 
ihre  Tätigkeit  Bericht  zu  erstatten,  »die  Mitglieder  der  Arbeits- 
kommunen sind  dem  landwirtschaftlichen  Kommissariat  gegen- 
über für  den  Aufbau  der  Wirtschaft  auf  rationaler  Grundlage 
verantwortlich«.  Solche  »Kommunen«  können  auch  manchem 
Gutsbesitzer  erstrebenswert  erscheinen. 

Eine  Reihe  von  Klauseln  des  Dekrets  vom  10.  Februar 
1919  sind  gegen  die  »wohlhabenden«  Bauern  gerichtet,  die  aber 
praktisch  von  den  durch  das  Gesetz  bevorzugten  mittleren 
Bauern  unmöglich  zu  unterscheiden  sind.  Das  führt  logischer- 
weise zu  zahlreichen  Mißverständnissen  und  Zusammenstößen 
zwischen  den  Bauern,  wodurch  die  Lage  auf  dem  flachen  Lande 
sich  verschärft.  Dieser  Mißstand  fließt  aus  der  Zwiespältigkeit 
des  Gesetzes:  indem  es  mit  der  einen  Hand  dem  Mittelbauern 
große  Konzessionen  macht,  bedroht  es  ihn  mit  der  andern  durch 
sozialistische  Deklarationen  und  versucht,  seine  Anrechte  auf  den 
Boden  zu  beschränken,  also  dem  Bauern  das  Beste  zu  entziehen. 

Ueberhaupt  zieht  sich  wie  ein  roter  Faden  ein  schroffer 
Gegensatz  durch  die  gesamte  Agrarpolitik  der  Sowjetregierung: 
einerseits  werden  feierlichst  sozialistische.  Prinzipien  angekündigt, 
anderseits  sehr  bescheidene  bürgerliche  Maßnahmen  getroffen; 
dementsprechend  dürfen  die  ersteren  als  eine  pompöse  Deko- 
ration zu  einem  armseligen  Gebäude  betrachtet  werden.  Als 
nichts  weiter. 
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Die  alte  und  die  neue  Wirtschaftspolitik 
Sowjetrußlands. 


Die    Grundzüge    und    die    Folgen    der    bolsche- 
wistischen Agrarpolit  i  k. 

Das  Studium  der  Agrarpolitik  Sowjetrußlands  läßt  weder 
bahnbrechende,  schöpferische  Ideen,  noch  rationelle  praktische 
Prinzipien,  geschweige  denn  ein  sozialistisches  Programm  erken- 
nen. Diese  Würdigung  verdient  nicht  nur  das  Gesetz  über  die 
»Sozialisierung«,  auch  die  Dekrete  über  die  »Kommunen«,  Sowjet- 
wirtschaften, Art  eis  usw.  sind  davon  nicht  auszunehmen.  Die 
Aufrechterhaltung  der  Diktatur  der  bolschewistischen  Partei  um 
jeden  Preis  war  für  die  russische  Regierung  das  Leitmotiv  ihrer 
Bauernpolitik. 

Um  zur  Herrschaft  zu  gelangen,  paßten  sich  die  bolschewisti- 
schen Führer  den  Masseninstinkten  an,  und  propagierten  die 
»organisierte  »Besitzergreifung  des  Grund  und  Bodens.  Nach- 
dem sie  einmal  die  Gewalt  an  sich  gerissen  hatten,  billigten  sie 
die  spontane  Verteilung  des  Landes.  Auf  diese  Weise  gewannen 
sie  die  Bauernschaft  für  sich.  Aber  diese  Lösung  der  Agrarfrage, 
des  Kardinalproblems  Rußlands,  sowie  die  »kommunistischen« 
Experimente  in  dem  rückständigen  russischen  Dorfe  hatten  er- 
hebliche Nachteile  für  die  Landwirtschaft,  indem  sie  ihre  pro- 
duktiven Kräfte  auf  das  äußerste  gefährdeten. 

Theoretisch  kann  man  sich  ja  vorstellen,  daß  die  bolsche- 
wistische wie  jede  andere  politische  Partei  die  Herrschaft  auf  dem 
friedlichen  Wege  hätte  erlangen  können.  Die  Voraussetzung  da~i 
für  wäre  allerdings  die  Identität  der  Partei  mit  der  Mehrheit  oder 
den  breiten  Schichten  des  Volkes  und  eine  rationelle  praktische 
Politik  gewesen.  Aber  diese  Eventualität  fiel  von  vornherein 
weg,  da  die  Bolschewisten  1917  nur  einen  ganz  kleinen  Teü  der 
Bevölkerung  vertraten,  was  aus  den  Wahlergebnissen  der  Kon- 
stituante hervorging.  Unter  diesen  Umständen  geriet  die  bolsche- 
wistische Diktaturregierung  in  eine  schiefe  Lage.  Glänzend 
schüderte  Friedrich  Engels  eine  solche  Situation,  in  der  eine 
extreme  Partei  gezwungen  wird,  in  einer  Epoche  die  Regierung 
zu  übernehmen,  wo  die  Bewegung  noch  nicht  reif  ist  für  die 
Herrschaft  der  Klasse,  die  sie  vertritt,  und  für  die  Durchführung 
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dei  Maßregeln.,  die  die  Herrschaft  dieser  Klasse  erfoidert.  Engels 
sagt :  »Ei  (der  Führer  der  Partei)  findet  sich  so  notwendigerweise 
in  einem  unlösbaren  Dilemma ;  was  er  tun  kann,  widerspricht 
seinem  ganzen  bisherigen  Auftreten,  seinen  Prinzipien  und  den 
unmittelbaren  Interessen  seiner  Partei;  und  was  er  tun  soll,  ist 
nicht  durchzuführen.  Er  ist  mit  einem  Wort  gezwimgen,  nicht 
seine  Partei,  seine  Klasse,  sondern  d  i  e  Klasse  zu  ver- 
treten, für  deren  Herrschaft  die  Bewegung  gerade  reif  ist.  Er  muß 
im  Interesse  der  Bewegung  selbst  die  Interessen  einer  ihm  fremden 
Klasse  durchführen,  und  seine  eigene  Klasse  mit  Phrasen  und 
Versprechungen,  mit  der  Beteuerung  abfertigen,  daß  die  Interes- 
sen jener  fremden  Klasse  ihre  eigenen  Interessen  sind.  Wer  in 
diese  schiefe  Stellung  gerät,  ist  unrettbar  verloren«  2). 

Diese  Zeilen  charakterisieren  so  ausgezeichnet  die  Politik 
Lenins,  daß  man  glauben  könnte,  sie  seien  direkt  im  Hinblick 
auf  sie  geschrieben.  Infolge  der  oben  geschilderten  Verhältnisse 
mußte  der  Führer  der  bolschewistischen  Partei  Schritt  für  Schritt 
die  Prinzipien  des  Sozialismus  preisgeben,  eine  ausgesprochene 
antidemokratische  Politik  treiben  mit  der  unendlich  wiederholten 
Phraseologie,  daß  diese  Politik  im  Interesse  der  Arbeiterklasse 
liege.  Nachdem  die  Lenin 'sehe  Regierung  einmal  den  Boden  der 
Demokratie  verlassen  hatte,  blieb  ihr  nichts  anderes  übrig,  als 
konsequert  den  Weg  der  Gewalt  zu  beschreiten.  Zur  Grundlage 
des  bolschewistischen  Regimes  wurde  nicht  nur  die  politische,  son- 
dern auch  die  v/irtschaftliche  Diktatur.  Die  despotische  Staats- 
gewalt konzentrierte  in  ihre  Hände  die  Produktion  und  Kon- 
sumtion des  Landes.  Diese  Herrschaftsmethode  aber  mußte  auf 
dem  wirtschaftlichen  Gebiete  noch  eher  zur  Katastrophe  führen, 
als  auf  dem  politischen  Denn  die  utopische  Aufgabe  der  Sowjet- 
gewalt, das  Wirtschaftsleben  des  Riesenreiches,  von  oben  zu 
leiten,  stand  in  scharfem  Widerspruch  zu  den  sozialökonomischen 
Verhältnissen. 

Daß  Gewaltmethoden  für  die  Wirtschaftspolitik  Sowjet- 
rußlands ausschlaggebend  waren,  erklärte  mit  seltener  Offenheit 
der  frühere  Vorsitzende  des  Obersten  Wirtschaftsrats  der  Sowjet- 
republik A.  R  y  k  o  f  f  auf  dem  vierten  Kongreß  der  Volkswirt- 
schaftsräte in  folgenden  Worten:  »Wir  hatten  keine  Konkurren- 
ten, wir  litten  keine  Konkurrenten,  wir  beseitigten  sie  stets,  wir 
vernichteten  sie  mit  Hilfe  der  Requisitionen,  Konfiskationen  usw., 

*)   Der  deutsche   Bauernkrieg,   von   Friedrich  Engels,    S.    105/6. 
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selbst  dann,  wenn  die  Konkurrenten  talentvoller  und  vernünftiger 
waren.  Gestützt  auf  die  Macht  der  Staatsgewalt  hatten  wir 
stets  die  Möglichkeit,  sie  vom  Felde  der  wirtschaftlichen  Tätigkeit 
und  des  wirtschaftlichen  Lebens  zu  entfernen.« 

Gewalt  wurde  nicht  nur  gegen  das  Privatkapital,  sondern 
auch  gegen  soziale  Unternehmungen  angewandt,  nämlich  gegen 
die  freien  demokratischen  Genossenschaften,  die  bekanntlich 
eine  bedeutende  Rolle  im  wirtschaftlichen  und  kulturellen  Leben 
Rußlands  spielten.  So  stellte  der  Leiter  der  staatlichen  Genossen- 
schaften, der  Sowjetbeamte  Leshajeff  auf  einem  Genossen- 
schaf tskongreß  frohlockend  fest :  »Mit  Genugtuung  können  wir  kon- 
statieren, daß  nach  dreijährigem  Kampfe  mit  den  alten  (freien 
Genossenschaften)  diese  vollkommen  vernichtet  sind«^). 

»Vollkommen  vernichtet«  —  mit  diesen  Worten  kann  man 
das  Gesamtergebnis  der  Wirtschaftspolitik  Sowjetrußlands  kenn- 
zeichnen. 

Zu  welchen  Ergebnissen  die  Wirtschaftspolitik  der  Sowjet- 
regierung in  der  Landwirtschaft  kam,  werden  wir  später  aus- 
führlich behandeln.  Hier  soll  nur  auf  das  Resultat  der  Moskauer 
Experimente  in  bezug  auf  die  Industrie  hingewiesen  werden. 
So  stellte  »Ekonomitscheskaja  Shisn«  (Nr.  io8,  1921), 
das  offizielle  Organ  der  Sowjetregierung,  fest:  »Die  Aufgabe  der 
Wiederherstellung  unserer  Industrie  verwandelt  sich  in  den  mei- 
sten Fällen  in  die  Aufgabe  ihres  Aufbaues  vom  Nullpunkte  an. 
Eine  gewisse  Ausnahme  bildet  lediglich  eine  sehr  unbedeutende 
und  beschränkte  Anzahl  von  Unternehmungen  und  Industrie- 
zweigen, für  deren  Entwicklung  in  Form  von  staatlichen  Trusts 
es  in  ökonomischer  Hinsicht  vorteilhaft  und  in  staatlicher  Hin- 
sicht zweckmäßig  ist,  staatliche  Kräfte  und  materielle  Werte  auf- 
zuwenden.« 

Der  maßgebende  bolschewistische  Politiker  E.  V  a  r  g  a  be- 
zeichnet die  Folgen  der  Industriepolitik  in  ähnlicher  Weise: 
»Unerträgliche  Fesselung  der  Produktion  durch  die  überall  ein- 
dringende Politik.    Unmöglichkeit  jeder  lokalen  Initiative.    Ver- 


')  Um  sich  einen  Begriff  von  der  russischen  Genossenschaftsbewegung 
vor  dem  bolschewistischen  Umsturz  zu  machen,  seien  hier  einige  Angaben 
angeführt:  191 7  zählte  die  Statistik  25  000  Genossenschaften.  Rechnet  man 
durchschnittlich  600  Mitglieder  auf  eine  Genossenschaft  so  betrug  die  Zahl 
der  Mitglieder  15  Millionen,  zusammen  mit  den  Familienmitgliedern  (auf 
jedes  Genossenschaftsmitglied  5  Personen)  entsprach  die  Zahl  der  Genossen- 
schaftsbevölkerung 75  Millionen,  bei  einer  Gesamtbevölkerung  von  170  Mill. 
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fall  der  Großindustrie.  Rückgang  der  Arbeitsproduktivität  auf 
40 — 30%  der  Friedenszeit.  Rückgang  der  Produktion  von  30 
auf  3%  der  Friedenszeit«*). 

Die  Agrarpolitik  sowohl  wie  die  Wirtschaftspolitik  Sowjet- 
rußlands überhaupt  stützte  sich,  um  mit  Rykoff  zu  sprechen, 
auf  die  Staatsgewalt,  d.  h.  auf  die  Armee  und  die  Beamtenschaft. 
Wie  bereits  angedeutet  wurde,  verurteilte  dieser  verhängnisvolle 
Umstand  die  wirtschaftlichen  Maßnahmen  zum  kläglichen 
Scheitern:  Der  polizeibureaukratische  Apparat  besaß  weder  die 
Fähigkeit,  die  Produktion,  noch  die  Konsumtion  zu  organisieren. 

Unter  den  vielen  wirtschaftlichen  Problemen,  die  von  der 
Sowjetregierung  zu  lösen  waren,  bot  die  Organisation  des  Ver- 
sorgungswesens eine  besonders  komplizierte  und  dringende  Auf- 
gabe. Auch  hier  aber  gaben  für  sie  die  engpolitischen  Gründe  der 
Selbst erhaltung  der  Diktaturwirtschaft  den  Ausschlag.  Um  die 
Zuverlässigkeit  der  Armee  und  der  Beamten  zu  sichern,  mußten 
die  Herrschenden  vor  allen  Dingen  diese  Stützen  des  Sowjet- 
regimes mit  Lebensmitteln  versorgen.  Wie  die  meisten  Zweige 
der  Volkswirtschaft  konzentrierte  die  Staatsgewalt  auch  das 
Lebensmittelwesen  in  ihren  Händen.  Dadurch  wurde  die  städti- 
sche Bevölkerung  von  der  Sowjetgewalt  abhängig.  Das  ist  für 
das  Geschick  des  russischen  Volkes  verhängnisvoll  geworden, 
denn  die  Regierung  nutzte  diese  wirtschaftliche  Versklavung  im 
Interesse  des  Diktaturregimes  aus.  So  wurden  beispielsweise  die 
Arbeiter  bei  Streiks  durch  Entziehung  der  Lebensmittel  zur 
Wiederaufnahme  der  Arbeit  gezwungen.  Genau  so  wurde  verfah- 
ren, wenn  andere  Volksschichten  einen  Protest  gegen  die  Despotie 
des  Kremeis  zu  erheben  wagten. 

Das  Staatsmonopol  auf  einzelne  Getreidearten,  das  schon 
unter  K  e  r  e  n  s  k  i  existierte,  dehnte  die  bolschewistische  Re- 
gierung auf  sämtliche  Erzeugnisse  der  Landwirtschaft  aus.  Je- 
der private  Handel  wurde  strengstens  untersagt.  Man  führte 
ein  Kontingentierungssystem  für  die  landwirtschaftlichen  Pro- 
dukte ein.  Laut  Gesetz  waren  die  Bauern  verpflichtet,  nach 
Deckung  ihres  Bedarfs  im  Umfange  eines  Hungerexistenzmini- 
mums die  Ueberschüsse  dem  Staat  zu  einem  Höchstpreise  von 
50 — 100  Rubel  für  das  Pud  ^)  (im  Jahre  1920)  zu  liefern.  In 
Goldwährung  umgerechnet  bedeutete  dieser  Höchstpreis  nicht 

■*)   »Russische   Korrespondenz«  Nr.    lo/ii    1921.     Berlin. 
^)    I   Pud    =    16.38  kg. 
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mehr  als  1,5  bis  3  Kopeken.  Bei  der  Requisierung  auf  Grund 
der  Ablieferungspflicht  berücksichtigte  man  weder  den  Stand 
der  Bauernwirtschaft,  noch  die  örtlichen  Verhältnisse.  Man  nahm 
dem  Bauern  alle  Produkte,  die  man  nur  erfassen  konnte.  Selbst 
das  Saatgut  schonte  man  nicht.  Gegen  diese  Enteignungspolitik 
nahm  die  Bauernschaft  eine  schroff  ablehnende  Haltung  ein. 
Diese  Stellungnahme  ist  nur  zu  verständlich,  wenn  man  bedenkt, 
daß  der  Bauer,  der  seine  Produkte  dem  Staate  fast  umsonst 
liefern  mußte,  selbst  für  städtische  Erzeugnisse  phantastische 
Preise  zu  zahlen  hätte.  Diesem  Verfahren  konnte  er  sich  um  so 
weniger  unterwerfen,  als  der  Staat  infolge  der  Lahmlegung  der 
Industrie  nicht  in  der  Lage  war,  ihn  auch  nur  mit  den  nötigen 
städtischen  Erzeugnissen  zu  versorgen.  Mit  den  wertlosen  Pa- 
pierrubeln, die  das  flache  Land  überschwemmten,  konnte  der 
Bauer  nichts  anfangen.  Die  bolschewistischen  Politiker  jedoch 
schenkten  diesen  klaren  wirtschaftlichen  Momenten  keine  Beach- 
tung. Sie  beurteilten  die  Haltung  der  Bauern  lediglich  vom  poli- 
zeilichen Standpunkte  aus:  »Wenn  der  Bauer  kein  Brot  geben 
will«,  sagten  sie,  »so  muß  man  es  eben  mit  Gewalt  nehmen«. 
Dieser  Weisheit  entsprechend  handelten  auch  die  Sowjetbehör- 
den. Wie  ob«n  bereits  geschildert  wurde,  suchten  bewaffnete 
Militärexpeditionen  die 'Dörfer  heim.  Wie  man  unter  dem  Zaris- 
mus die  Steuern  von  den  Bauern  mit  der  Peitsche  und  der  Nagaika 
eintrieb,  so  requirierten  jetzt  auch  die  bolschewistischen  Streif- 
kommandos rücksichtslos  alle  Lebensmittel.  So  wurden  auf  dem 
flachen  Lande  immer  unerträglichere  Zustände  geschaffen,  die  die 
Bauern  zur  Verzweiflung  trieben,  und  mit  Naturnotwendigkeit 
Unruhen  hervorrufen  mußten. 

Die  Bauernbewegung  unter  dem  Bolsche- 
wismus. 

Es  wurde  schon  darauf  hingewiesen,  daß  im  ersten  Jahre  der 
Sowjetherrschaft  starke  Unzufriedenheit  auf  dem  flachen  Lande 
entstand.  Sie  kam  in  offenen  Erhebungen  zum  Ausdruck,  die 
seit  1918  zur  gewohnten  Erscheinung  wurden.  Die  Erbitterung 
der  Bauernschaft  hatte  viele  Ursachen:  die  willkürlichen  Requi- 
sitionen ohne  jede  Entschädigungen,  die  »kommunistischen« 
Experimente,  der  Bürgerkrieg  —  diese  Politik  erschöpfte  die 
Bauernwirtschaft  immer  mehr.    Die  Zersetzung  der  Landwirt- 
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Schaft  erreichte  in  den  letzten  Jahren  einen  um  so  höheren  Grad, 
als  der  Bauer  weder  landwirtschaftliche  Mascliuicn  und  Geräte, 
noch  Arbeitsvieh,  noch  Düngemittel  zum  Betriebe  seiner  Wirt- 
schaft bekommen  konnte. 

Man  begegnet  hier  und  da  der  Auffassung,  daß  der  russische 
Bauer  in  den  letzten  drei  Jahren  wohlhabend  geworden  sei.  Diese 
Ansicht  hat  aber  nur  eine  ganz  beschränkte  Berechtigung.  Sie 
stimmt  nämlich  nur  insofern,  als  die  Bauern  viel  wertloses  Papier- 
geld ansammelten,  wenn  sie  auch  nicht  in  dem  entsetzlichen  Um- 
fange wie  die  städtische  Bevölkerung  hungerten.  Und  wenn  auch 
die  Bauern  manche  Gegenstände  der  städtischen  Kultur  erwerben 
konnten,  so  darf  dabei  ein  anderer  Prozeß  nicht  unberücksichtigt 
bleiben,  der  nämlich,  daß  der  bolschewistische  Militarismus,  das 
ungeheure  Beamtentum,  sowie  die  städtische  Bevölkerung  fast 
ausschließlich  auf  Rechnung  der  bäuerlichen  Landwirtschaft 
existierten.  In  den  verelendeten  Städten  waren  ja  die  produkti- 
ven Kräfte  vollständig  lahmgelegt.  Ziehen  wir  ferner  noch  den 
erheblichen  Rückgang  der  Anbaufläche  in  Betracht,  auf  den  wir 
später  näher  eingehen  werden,  so  können  wir  ohne  jede  Ueber- 
treibung  die  Behauptung  aufstellen :  Infolge  der  Para- 
sitenpolitik der  Lenin'schenRegierung  sind 
die  Errungenschaften  der  Revolution  für 
das  Bauerntum  zunichte  gemacht  und  die 
Grundlagen  der  russischen  Landwirtschaft 
auf  das  äußerste  erschüttert  worden.  In  die- 
ser Tatsache  ist  die  Ursache  der  Bauernaufstände  gegen  die 
Sowjetgewalt  zu  suchen. 

In  den  Jahren  1918  bis  1920  trugen  die  Erhebungen  einen 
mehr  oder  weniger  sporadischen  Charakter.  Im  Herbst  1920 
nahmen  sie  einen  großen  Umfang  an.  Die  verzweifelte  Lage  der 
Bauern  verbreitete  die  aufständische  Bewegung  in  mächtigen 
Wellen  in  den  Gouvernements  Tamboff,  Saratoff,  im 
Gebiete  Kuban,  in  einem  Teile  Sibiriens  und  in  der  ganzen 
Ukraine,  nämlich  in  den  Gouvernements  Kiew,  T  s  c  h  e  r  n  i- 
goff,  Wolinsk,  Podolsk,  Cherson,  Poltawa, 
Charkoff  und  Jekaterinoslaw.  Wie  aus  den  amt- 
lichen »streng  vertraulichen«  Berichten  des  «Sonderstabes  zur 
Bekämpfung  der  Erhebungen  der  ukrainischen  Sowjetrepu- 
blik« (Militärbehörden  der  bolschewistischen  politischen  Poli- 
zei)   und    des  »Stabes   der    Roten   Armee   der   Ukrainer   Repu- 
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blik«^)  ZU  ersehen  ist,  kennzeichneten  sich  die  Bauernaufstände  als 
eine  ausgesprochene  Volksbewegung  gegen  das  Sowjetregime.  In 
geschlossenen,  bewaffneten  Formationen  führten  die  Bauern  einen 
zähen  Kampf  gegen  die  rote  Armee.  Sie  setzten  Kommissare  ab 
und  töteten  die,  die  sich  besonders  verhaßt  gemacht  hatten,  sie 
vernichteten  Sowjetbehörden,  trieben  die  Lebensmittelstreif- 
kommandos in  die  Flucht  und  bemächtigten  sich  ganzer  Rayons. 
Gegen  diese  Bewegung,  die  den  glänzenden  Beweis  dafür  er- 
brachte, daß  die  sogenannte  Arbeiter-  und  Bauernregierung  sich 
nicht  auf  die  Bauern  stützt,  wußten  die  Moskauer  Regenten 
nur  ein  Mittel  anzuwenden:  die  brutale  Gewalt.  Die  Art  und 
Weise,  wie  die  Bauernaufstände  unterdrückt  wurden,  stellt  eines 
der  schändlichsten  Kapitel  der  Bolschewistenherrschaft  dar: 
Ganze  Dörfer  und  Ansiedlungen  wurden  dem  Erdboden  gleich 
gemacht;  ohne  Verfahren  und  Gericht  wurden  nicht  nur  einzelne 
Personen  niedergemetzelt,  sondern  fanden  auch  Massenerschie- 
ßungen statt;  wie  in  den  düstersten  Zeiten  der  Barbarei  wurde 
jeder  zehnte  oder  zwölfte  Dorfbewohner  des  aufständischen  Ge- 
bietes niedergeschossen,  so  z.  B.  in  K  u  b  a  n.  Im  Gouvernement 
P  o  1 1  a  V  a  wütete  eine  Strafexpedition,  die  drei  Wochen  lang 
täglich  200  Mann  erschoß  '') .  Durch  solche  Maßregeln  wurden 
in  den  meisten  Ortschaften  die  Bauernaufstände  im  Blute  erstickt» 
Trotzdem,  oder  gerade  deshalb,  gelang  es  der  Moskauer  Re- 
gierung nicht,  Herr  der  Lage  zu  werden.  Auf  die  fort- 
währenden Requisitionen  und  die  andauernde 
Ausbeutungspolitik  antwortete  die  Bauern- 
schaft geschlossen  mit  der  Einschränkung 
der  Anbaufläche.  Sie  bebaute  fortan  nur 
soviel  Land,  um  den  eigenen  Bedarf  zu 
decken.  Einige  Zahlen  mögen  das  veranschaulichen.  Nach 
den  Angaben  des  Wirtschaftsorgans  der  Sowjetregierung  »Eko- 
nomitscheskaja  Shisn«  umfaßte  1916  die  Getreideanbaufläche 
im  europäischen  Rußland  36  Millionen  Desjatinen  (ein  Desjatin 
gleich  1,09  ha),  1919  betrug  sie  nur  11  Millionen  Desjatinen.  Der 
Rückgang  erreichte  also  ganze  70%.  In  den  Jahren  1917  und 
1919  wurde  eine  Untersuchung  der  Bauernwirtschaften  durch- 
geführt.   Das  Ergebnis  für  30  Gouvernements,  das  im  erwähnten 


•)  Veröffentlicht    im    Blatt    der    Partei    der    Sozialrevolutionäre    »Volja 
Rossii«    10.    Mai    1921. 

')   »Volja  Rossii«  Nr.  282,   1921.  t. 


De  alte  und  die  neue  Wirtschaftspolitik  Sowjetrußlands.  g» 

amtlichen  Organ  »Ekonomitscheskaja  Shisn«  veröffentlicht  wurde, 
stellte  die  sehr  beachtenswerte  Tatsache  fest :  Obgleich  das  ganze 
Land  der  Großgiiindbesitzer  unter  die  Bauern  verteilt  worden 
war,  war  doch  die  bäuerliche  Anbaufläche  im  Jahre  1919  gegen 
das  Jahr  1917  bedeutend  zurückgegangen  und  zwar  in  den  Ge- 
treide produzierenden  Gouvernements  um  19,3%,  in  den  konsu- 
mierenden Gebieten  um  35,7%  oder  um  33%  pro  Kopf  der  länd- 
lichen Bevölkerung.    Auf  dem  neunten  Sowjetkongreß,  der  vom 
24.  bis  29.  Dezember  1920  in  Moskau  tagte,  berichtete  Prof. 
T  u  1  a  i  k  o  w  ,  daß  von  den  130  Millionen  Desjatinen  anbau- 
fähiger Fläche  im  Südosten  im  Jahre  1921  kaum  10  Millionen 
Desjatinen  unter  Saaten  standen.  (Es  ist  bezeichnend,  daß  wäh- 
rend der  ganzen  Zeit  des  Krieges  die  Anbaufläche  in  Rußland 
nur  um  6^4%  zurückging.)    Aus  diesen  Zahlen  geht  hervor,  daß 
die  gesamten  Grundstücke  der  früheren  Gutsbesitzer  (etwa  20 
Millionen  Desjatinen)  und  das  eigentliche  Bauernland  im  Um- 
fange von  19  bis  35,7%  von  den  Bauern  unbestellt  blieben.   Der 
Rückgang  der  Anbaufläche  dauerte  1920  fort.   Auf  dem  allrussi- 
schen Kongreß  zur  Durchführung  der  Saatkampagne,  der  am 
5.  März  1921  in  Moskau  tagte,  wurden  Angaben  veröffentlicht, 
die  die  ausgesprochene  Tendenz  der  Bauern,  nur  soviel  Land  zu 
bestellen,  wie  sie  für  ihren  eigenen  Bedarf  nötig  hätten,  bestätig- 
ten.   Bedenkt  man  außerdem,  daß  bereits  wegen  des  oben  ange- 
deuteten Mangels  an  Inventar  —  lebendigem  und  totem  —  und 
Düngemitteln  die  Produktivität  des  Bodens  erheblich  abgenom- 
men hat,  so  kommt  man  zu  dem  Resultat :    Die  russische 
Landwirtschaft    ist    in    einen    katastropha- 
len   Zustand   geraten.    Die  furchtbare  Hungersnot,  die 
ein  von  40  Millionen  Menschen  bewohntes  Gebiet  umfaßt,  also 
ein  Drittel  der  gesamten  Bevölkerung  Sowjetrußlands,  ist  haupt- 
sächlich eine  Folge  dieser  verhängnisvollen  Politik. 

Eine  bolschewistische  Agrarutopie  und  der 
Aufstand   in   Kronstadt. 

Von  verschiedenen  Seiten  wurden  wiederholt  Stimmen  laut, 
die  auf  die  dringende  Notwendigkeit  einer  radikalen  Aenderung 
der  bolschewistischen  Agrarpolitik  aufmerksam  machten.  Aber 
die  Moskauer  Oligarchie,  von  ihrer  absoluten  Gewalt  hj^noti- 
siert,  ließ  alle  Warnungen  unbeachtet.    Sie  setzte  ihre  Arbeit  in 
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den  alten  »bewährten«  Bahnen  fort.  Man  unternahm  sogar  einen 
neuen  ungeheuerhchen  Versuch,  die  Bauernpohtik  im  poHzei- 
bureaukratischen  Sinne  zu  erweitern.  Auf  Vorschlag  des  Volks- 
kommissars für  Landwirtschaft  N.  O  s  i  n  s  k  y  wurde  ein  Ent- 
wurf ausgearbeitet,  wonach  die  Staatsgewalt  zu  bestimmen- habe: 
den  Umfang  der  bäuerlichen  Anbaufläche;  was  der  Bauer 
zu  säen  habe;  wann  das  Feld  zu  bestellen  sei  usw.,  mit  anderen 
Worten:  die  gesamte  landwirtschaftliche  Produktion,  etwa  15 
Millionen  Bauernwirtschaften  sollten  unter  eine  umfassende 
Reglementierung  und  strenge  Kontrolle  des  Staates  gestellt  wer- 
den. Durch  solche  Maßneihmen  hoffte  man  im  Kremel  die  Anbau- 
fläche vergrößern  und  die  Produktivität  heben  zu  kennen.  Diese 
fast  unglaubliche  bureaukratische  Utopie  wurde  »selbst«  von 
Lenin  mit  besonderer  Begeisterung  begrüßt  und  auf  dem 
9.  Kongreß  der  Sowjets,  im  Dezember  1920»  gutgeheißen. 

Als  die  unzähligen  Sov/jetbehörden  mit  den  Vorbereitungen 
zur  Durchführung  dieses  Projektes  beschäftigt  waren,  brachen 
der  Aufstand  in  Kronstadt,  die  Massenstreiks  in  Petersburg  und 
Moskau  aus,  auch  wuchsen  die  Bauernerhebungen  bedrohlich  an. 
Gleich  Kartenhäusern  brachen  die  bureaukratischen  Pläne  des 
Kremeis  unter  dem  Ansturm  der  Volksbewegung  zusammen.  Das 
darbende  Volk  erhob  sich  gegen  das  Versorgungs-,  richtiger  das 
Hungersystem.  Außer  den  pohtischen  Losungen  (Abschaffung 
der  Diktaturgewalt  und  Einführung  demokratischer  Sowjets) 
stellte  es  f  o  1  g  e  n  d  e  w  i  r  t  s  c  h  a  f  1 1  i  c  h  e  Forde- 
rungen: Aufhebung  der  staatlichen  Ver- 
sorgungswirtschaft, Einführung  des  freien 
Handels  und  Wiederherstellung  der  freien 
Genossenschaften. 

Das    neue    russische    Wirtschaftsprogramm. 

Erst  nach  dem  Kronstadter  Aufstande  wurde  es  der  Sowjet- 
regierung endlich  klar,  daß  ihre  Politik  sich  nicht  allein  auf  Gewalt 
und  Phrase  beschränken  könne  und  daß  eine  positive  Politik  ge- 
trieben werden  müsse.  Allerdings  gab  der  Aufstand  nur  den  un- 
mittelbaren Anstoß  zum  Uebergang  zu  der  neuen  Wirtschafts- 
politik. Zu  dem  Abbruch  des  Kasernenkommunismus  drängten 
mit  gewaltiger  Notwendigkeit  die  allgemeinen  ökonomischen  und 
politischen  Verhältnisse  des  Landes.    Zunächst  kam  die  Nivellie- 
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rung  der  russischen  Bauernschaft  in  den  letzten  4  Jahren  in  Be- 
tracht. Lenin  berichtete  darüber  wie  folgt:  »Die  Mittelschicht 
im  Bauerntum  ist  jetzt  viel  zahlreicher  und  ausschlaggebender 
als  früher,  die  Gegensätze  sind  verwischt,  durch  die  Aufteilung 
ist  die  Bodenbenutzung  viel  gleichmäßiger  geworden,  das  Groß- 
bauerntum ist  seiner  Vormachtstellung  verlustig  gegangen  und 
sogar  zum  größten  Teil  enteignet.  In  Rußland  mehr  als  in  der 
Ukraine,  in  Sibirien  in  geringerem  Maße,  aber  im  großen  und 
ganzen  zeigt  uns  die  Statistik  ganz  unzweifelhaft,  daß  das  Dorf 
nivelliert  ist,  d.  h.  der  scharfe  Gegensatz  zwischen  Großbauern 
und  mittellosen  Kleinbauern  ist  ausgeglichen,  alles  ist  gleich- 
mäßiger geworden;  wir  haben  es  jetzt  im  großen  und  ganzen  mit 
einem  mittleren  Bauerntum  zu  tun«^). 

Durchaus  richtig  schilderte  Lenin  die  Nivellierung  der  russi- 
schen Bauernschaft  in  den  letzten  drei  Jahren.  Aber  daß  seine 
Regierung,  die  bestrebt  war,  diesem  Prozeß  entgegenzuwirken, 
gerade  das  Gegenteil  erreichte,  ließ  er  unerwähnt.  Versuchte 
doch  die  Sowjetgewalt,  wie  oben  dargestellt  wurde,  durch  die 
Organisation  der  »Komitees  der  Dorf  armen«  den  Gegensatz 
zwischen  den  Groß-  und  Mittelbauern  einerseits  und  den  besitz- 
losen andererseits  zu  verschärfen  und  den  Bürgerkrieg  auf  dem 
flachen  Lande  zu  züchten.  Mit  Hilfe  der  Komitees,  die  von  der 
Regierung  in  den  verschiedensten  Formen  begünstigt  und  unter- 
stützt ^\1lrden,  bemühte  sich  die  Sowjetgewalt,  Lebensmittel  auf 
dem  flachen  Lande  gewaltsam  aufzutreiben.  Die  »Komitees  der 
Dorfarmen«  benutzten  aber  ihre  Macht  und  ihre  Vorrechte  für 
eine  neue  Aufteilung  des  Landes;  einen  Teil  des  Grund  und  Bo- 
dens der  Groß-  und  Mittelbauern  verteilten  sie  unter  die  Land- 
losen, namentlich  unter  die  »Dorf armen«. 

Die  neu  entstandene  Bauernklasse  nahm  geschlossen  eine 
scharf  ablehnende  Haltung  gegen  die  Ausbeutungspolitik  der 
Sowjetgewalt  ein.  Vor  dieser  Macht  mußte  der  Kremel  kapitu- 
lieren. In  seiner  Rede  auf  dem  10.  Kongreß  der  kommunistischen 
Partei  Rußlands,  der  im  März  1921  in  Moskau  stattfand, 
erklärte  der  Führer  der  Bolschewisten :  »Wir  wissen,  daß  nur  die 
Verständigung  mit  dem  Bauerntum  die  sozialistische  Revolution 
Rußlands  retten  kann,  solange  nicht  die  Revolution  in  andern 
Ländern  zum  Durchbruch  gekommen  ist.  Das  müssen  wir  offen 
auf  allen  unseren  Versammlungen  und  in  unserer  ganzen  Presse 

*)   »Russische  Korrespondenz«  Nr.  3/4,   1921,   S.  221. 
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aussprechen.  Wir  dürfen  uns  nicht  bemühen,  irgend  etwas  zu 
verheimlichen,  sondern  müssen  offen  aussprechen,  daß  das 
Bauerntum  mit  der  Form  der  gesellschafthchen  Verhältnisse,  die 
sich  bei  uns  herausgebildet  hat,  unzufrieden  ist,  daß  es  diese  Form 
nicht  will  und  nicht  so  weiter  existieren  kann.  Das  ist  unbestreit- 
bar. Dieser  Wille  des  Bauerntums  ist  deutlich  zum  Ausdruck  ge- 
kommen ;  es  ist  der  Wille  einer  ungeheuren  Masse  der  werktätigen 
Bevölkerung.  Damit  müssen  wir  rechnen  und  wir  sind  nüchterne 
Politiker  genug,  um  offen  zu  erklären:  das  muß  geprüft  und  ge- 
ändert werden«^). 

Diese  radikale  Frontänderung  kann  man  begreifen,  wenn  man 
sich  die  politische  Lage  Sowjetrußlands  zu  dieser  Zeit  vergegen- 
wärtigt. Solange  der  Republik  die  Gefahr  der  zaristischen  Gegen- 
revolution drohte  und  der  Bürgerkrieg  im  Lande  wütete,  versuchte 
die  Sowjetregierung  die  Hinweise  auf  die  Schädlichkeit  ihrer  Poli- 
tik durch  die  Behauptung  zu  entkräften,  daß  die  Kämpfe  gegen 
die  äußeren  und  »inneren«  Feinde  alle  Kräfte  der  Staatsgewalt  m 
Anspruch  nähmen.  Mit  dem  Vorwande  der  Verteidigung  des 
Vaterlandes  beschönigte  die  Lenin'sche  Regierung  die  Unfähig- 
keit des  Diktaturregimes,  die  inneren  Probleme  des  Landes  zu 
lösen.  Nach  dem  Zusammenbruch  der  Koltschak,  Denikin, 
Wrangel  usw.  und  der  Herstellung  der  »inneren  Ruhe«  konnte 
von  diesem  Argument  kein  Gebrauch  mehr  gemacht  werden.  Der 
unglückliche  Versuch,  durch  die  Militarisierung  der  Arbeit  die 
russische  Wirtschaft  wieder  aufzubauen,  scheiterte,  wie  alle  an- 
deren bolschewistischen  Experimente.  Um  nur  ihre  Diktatur  auf- 
rechterhalten zu  können,  scheuten  sich  die  Regenten  Moskaus 
nicht,  alles  zu  verbrennen,  was  sie  in  den  letzten  vier  Jahren  an- 
gebetet hatten.  Sie  hießen  den  Kapitalismus  nunmehr  voller 
Eifer  willkommen.  In  seiner  Schrift  »Ueber  die  Naturalsteuer« 
der  ersten  zusammenfassenden  Veröffentlichung  der  neuen  Wirt- 
schaftspolitik, versucht  Lenin  folgende  Rechtfertigung  seiner 
kapitalistischen  Weltanschaimng  zu  geben:  »Der  Kapitalismus 
ist  ein  Uebel,  gemessen  am  Sozialismus.  Der  Kapitalismus  ist 
das  Heil  gegenüber  dem  Mittelalter,  gegenüber  der  Kleinproduk- 
tion, gegenüber  dem  mit  der  Zersplitterung  der  Kleinproduzenten 
verbundenen  Bureaukratismus.  Soweit  wir  noch  nicht  imstande 
sind,  den  unmittelbaren  Uebergang  von  der  Kleinproduktion  zum 
Sozialismus  zu  verwirklichen,  ist  der  Kapitalismus  im  gewissen 
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Maße  unvermeidlich  als  elementares  Erzeugnis  der  Kleinproduk- 
tion und  des  Austausches.  In  dem  gleichen  Maße  müssen  wir 
auch  den  Kapitalismus  (insbesondere  indem  wir  ihn  in  das  Bett 
des  Staatskapitalismus  leiten)  als  Mittelglied  zwischen  der  Klein- 
produktion und  dem  Sozialismus  als  Mittel,  Weg  und  Methode 
zur  Erhebung  der  produktiven  Kräfte  ausnutzen«  (R.  K.  5. 
1921.    S.  223). 

Diese  ganz  elementaren  Grundsätze  der  politischen  Oeko- 
nomie,  die  jedem  Studenten  des  ersten  Semesters  bekannt  sein 
müßten,  gibt  der  »Führer  der  Weltrevolution«  für  Offenbarungen 
aus. 

In  bezug  auf  Rußland  macht  Lenin  in  derselben  Schrift 
folgende  »überraschende«  Entdeckung:  »Seht  euch  die  Karte  der 
russischen  sozialistischen  föderativen  Räterepublik  an.  Im  Nor- 
den von  W  o  1  o  g  d  a  ,  im  Südosten  von  R  o  s  t  o  w  ,  von 
S  a  r  a  t  o  w  und  am  D  o  n  im  Süden  von  Orenburg  und 
Omsk,  im  Norden  von  T  o  m  s  k  finden  sich  unermeßliche 
Flächen,  auf  denen  Dutzende  gev/altiger  Kulturstaaten  Raum 
hätten.  Auf  all  diesen  Flächen  herrschen  patriarchalische  Ver- 
hältnisse, Halbwildheit  und  wahre  Wildheit.  Und  die  Bauern 
in  den  entfernten  Winkeln  des  ganzen  übrigen  Rußlands?  Wie 
steht  es  überall  dort,  wo  Dörfer  durch  Dutzende  von  Kilometern 
Weges,  richtiger  Wegelosigkeit,  von  den  Eisenbahnen,  d.  h.  ma- 
teriellen Verbindungen  mit  der  Kultur,  vom  Kapitalismus,  von 
der  Großindustrie,  von  der  großen  Stadt  getrennt  sind  ?  Herrscht 
an  allen  diesen  Plätzen  nicht  auch  das  patriarchalische  Verhält- 
nis, die  Teilnahmslosigkeit,  die  Halbwildheit  vor  ?  (R.  K.  S.  296.) 

In  einleuchtender  Form  und  überzeugender  als  Lenin  haben 
in  den  letzten  4  Jahren  die  russischen  Sozialdemokraten  und  die 
besten  Köpfe  des  westeuropäischen  Sozialismus,  sowie  bekannte 
unvoreingenommene  bürgerliche  Schriftsteller  wiederholt  die 
Beweise  dafür  erbracht,  daß  im  rückständigen  Agrarrußland  die 
Voraussetzungen  und  die  Bedingungen  für  die  Verwirklichung 
des  Sozialismus  nicht  vorhanden  seien.  Für  diese  Auffassung 
sind  sie  als  »Renegaten,  Verräter  und  Lakaien  der  Bourgeoisie« 
von  keinem  anderen  als  Lenin  selbst  gebrandmarkt  worden. 
Noch  zwei  Monate  vor  Einführung  des  freien  Handels  in  Sowjet- 
rußland, worauf  wir  später  eingehen  werden,  schrieb  der  Chef  der 
russischen  Regierung:  »Der  freie  Handel  bedeutet  die  Rückkehr 
^um  Kapitalismus.  Wir  stehen  aber  im  Kriege  mit  dem  Kapitalis- 
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mus.  Wer  den  freien  Handel  verlangt,  ist  ein  Staatsverbrecher 
und  Hochverräter!«  Als  aber  sein  Schiff  zu  sinken  begann, 
zögerte  der  Führer  des  Bolschewismus  keinen  Augenblick,  für 
seine  politischen  Zwecke  zu  den  Argumenten  der  Gegner  Zuflucht 
zu  nehmen  und  ihre  Pläne,  wenn  auch  in  äußerst  entstellter  Form 
zu  verwirklichen.  Dabei  werden  die  geistigen  Urheber  dieser 
Pläne  nach  wie  vor  für  ihr  Eintreten  für  einen  rationell  wirtschaft- 
lichen Wiederaufbau  Rußlands  brutal  verfolgt. 

Lenin  gibt  nun  offen  zu,  daß  die  wichtigste  Voraussetzung 
für  den  Sozialismus,  nämlich  eine  moderne  Arbeiterschaft,  gegen- 
wärtig in  Rußland  nicht  mehr  existiere.  In  seiner  Rede  auf  dem 
Kongreß  zur  Organisation  für  politische  Aufklärung,  der  Ende 
Oktober  1921  in  Moskau  stattfand,  führte  er  aus:  »Es  steht 
fest,  daß,  wenn  der  Kapitalismus  gewinnen  wird,  mit  ihm  zu- 
gleich der  industrielle  Aufbau  wachsen,  d.  h.  das  Proletariat  ver- 
stärken wird.  Die  Kapitalisten  werden  zwar  von  unserer  Politik 
ihren  Gewinn  ziehen,  doch  werden  sie  gleichzeitig  das  indu- 
strielle Proletariat  schaffen,  das  bei  uns  infolge  des  Krieges  der 
furchtbaren  Vernichtung  und  Deklassierung  aus  seiner  Klassen- 
bahn entgleiste  und  als  Proletariat  zu  existieren  aufhörte.  Als 
Proletariat  wird  die  Klasse  bezeichnet,  welche  mit  der  Pro- 
duktion von  Güterwerten  in  den  Unternehmungen  der  großen 
kapitalistischen  Industrie  beschäftigt  ist.  Sofern  die  große  kapi- 
talistische Industrie  vernichtet  ist,  sofern  die  Fabriken  und  Be- 
triebe stillgelegt  sind,  ist  auch  das  Proletariat  verschwunden» 
Zwar  wird  seine  Existenz  noch  formell  anerkannt,  aber  sie  wurzelt 
nicht  in  der  Wirtschaft. 

Wenn  der  Kapitalismus  wieder  hergestellt  sein  wird,  wird 
auch  die  Proletarierklasse  wieder  hergestellt  sein,  die  ja  mit  der 
Produktion  der  Güterwerte,  die  für  die  Gesellschaft  notwendig 
sind,  beschäftigt  ist.« 

Und  Lenin  schildert  die  folgende  trübe  Perspektive  Ruß- 
lands, die  der  Aufmerksamkeit  der  westeuropäischen  Arbeiter- 
schaft besonders  zu  empfehlen  ist:  »Neben Euch  werdet  ihr  die 
Kapitalisten  finden  und  auch  ausländische  Kapitalisten  und 
Konzessionäre,  die  hunderte  Prozente  Gewinn  herausschlagen 
und  sich  bei  Euch  bereichern  werden.  Mögen  sie  sich  bereichern  t: 
Ihr  sollt  aber  bei  ihnen  wirtschaften  lernen,  und  erst  dann 
werdet  Ihr  imstande  sein,  die  kommunistische  Republik  aufzu- 
bauen.« 
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Wie  lange  diese  »Lehrzeit«  dauern  kann,  darüber  sagt  Lenin 
kein  Wort.  Jedenfalls  muß  sie  soviel  Zeit  in  Anspruch  nehmen, 
bis  Rußland  das  kapitalistische  Entwicklungsstadium  durch- 
gemacht hat.  Das  geht  ganz  klar  aus  Lenins  Betrachtungen  her- 
vor, obgleich  sie  in  seine  übliche  kommunistische  Phraseologie 
gekleidet  sind. 

Für  den  Wiederaufbau  des  Kapitalismus  appelliert  Lenin 
an  das  individuelle  Interesse.  In  seiner  bereits  zitierten  Rede  auf 
dem  Kongreß  der  Organisation  für  politische  Aufklärung  unter- 
strich er  besonders  stark  diesen  Gedanken.  Er  sagte:  »Nicht  un- 
mittelbar durch  die  Begeisterung,  sondern  mit  Hilfe  des  persön- 
lichen Interesses,  der  persönhchen  Interessiertheit,  mit  Hilfe  der 
wirtschaftlichen  Berechnung  baut  zuerst  eine  feste  Brücke,  die 
im  Lande  der  Kleinbauern  über  den  Staatskapitalismus  zum 
Sozialismus  führt.  Anders  könnt  ihr  nicht  zum  Kommunismus 
gelangen,  anders  könnt  ihr  nicht  Millionen  und  aber  Millionen 
Menschen  zum  Kommunismus  führen.  So  sprach  zu  uns  das 
Leben.  Dies  sagte  uns  der  objektive  Entwicklungsprozeß  der 
Revolution.« 

Die  hier  wiedergegebenen  Erwägungen  bedeuten  nichts  an- 
deres, als  den  vollständigen  Bankerott  des  Moskauer  Kommunis- 
mus. Von  nun  an  hieß  es  für  die  Sowjetregierung:  »Vorwärts  und 
aufwärts  zum  Kapitalismus.« 

Der  bolschewistische  Kapitalismus. 

Der  ausschlaggebende  Faktor  beim  Uebergang  zum  Kapitalis- 
mus war  für  die  Sowjetregierung  der  Schiffbruch  ihrer  Bauern- 
politik. Daher  kündigte  sie  als  erste  und  dringendste  Aufgabe 
des  »neuen  Kurses«  eine  »Verständigung  mit  dem  Bauerntum«  an. 
Bevor  wir  auf  die  wirtschaftliche  Bedeutung  dieser  programmati- 
schen Erklärung  eingehen,  soll  sie  zuerst  vom  politischen  Stand- 
punkte aus  ganz  kurz  gewürdigt  werden.  Die  bolschewistische 
Staatsgewalt,  die  stets  behauptete,  eine  Bauernregierung  zu  sein, 
und  die  im  Namen  der  Bauern  auftrat,  erklärte  plötzlich,  daß 
für  sie  eine  Verständigung  mit  der  Bauernschaft  eine  Lebens- 
frage sei.  Dies  Geständnis  sprach  aber  nur  das  aus,  was  wirklich 
war,  nämlich,  daß  zwischen  der  Bauernschaft  und  der  Sowjet- 
regierung ein  Abgrund  klaffte.  Es  wurde  bereits  oben  gezeigt, 
wie  der  bolschewistische  Staat  die  Bauernschaft  wirtschaftlich 
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ausbeutete.  Hinzu  kam,  daß  der  Bauer  auch  politisch  arg  ent- 
rechtet war.  In  dieser  Hinsicht  war  seine  Lage  noch  schHmmer 
als  die  der  Arbeiter;  denn  die  letzteren  konnten  wenigstens  als 
Beamte  in  den  verschiedenen  Sowjeteinrichtungen  eine  gewisse, 
wenn  auch  untergeordnete  Rolle  im  Staatsapparat  spielen.  Die 
Bauern  aber  blieben  nach  der  Sprengung  der  verfassunggebenden 
Versammlung  und  der  tatsächlichen  Annullierung  der  Rechte 
der  Sowjets  ohne  jegliche  Vertretung  in  den  Staatsorganen. 
Mehr  als  drei  Jahre  lang  wollte  Lenin  jedoch  nicht  einsehen, 
daß  ein  solches  Regime  sich  nicht  zu  halten  vermag. 

Um  die  geplante  »Verständigung«  zustande  zu  bringen,, 
wurde  am  21.  März  1921  ein  Dekret  erlassen  über  die  Ersetzung^ 
des  Kontingentierungssystems  für  landwirtschaftliche  Produkte 
durch  eine  Naturalsteuer.  Die  wesentlichsten  Momente  des  Ge- 
setzes sind  diese:  das  Getreidemonopol  wird  abgeschafft.  Der 
Bauer  ist  nicht  mehr  verpflichtet,  dem  Staate  alle  Ueberschüsse 
seiner  Produktion,  die  ihm  nach  Deckung  seines  eigenen  Bedarfs 
verbleiben,  abzuliefern.  Von  nun  an  hat  der  Bauer  dem  Staate 
nur  einen  bestimmten  Teil  seiner  Produkte  abzutreten,  im  übrigen 
darf  er  über  seine  Produkte  frei  verfügen ;  er  darf  sie  also  als  Ware 
auf  dem  Markte  verkaufen,  austauschen  usw. 

Als  natürliche  Folge  der  Reform  des  Getreidemonopols  und 
der  Naturalsteuer  ist  das  Dekret  vom  24.  Mai  1921  zu  betrachten, 
das  den  freien  Handel  wieder  einführte.  Damit  dem  Bauer  er- 
möglicht wurde,  über  den  Ueberschuß  seiner  Produkte  zu  verfü- 
gen und  auf  diese  Weise  Lebensmittel  für  die  Städte  zu  gewinnen,, 
mußte  man  den  freien  Warenaustausch  gesetzlich   anerkennen. 

Ferner  umfaßt  die  neue  Wirtschaftspolitik  das  Genossen- 
schaftswesen, die  Klein-  und  Hausindustrie,  deren  Wieder- 
herstellung und  Entwicklung  durch  das  Dekret  vom  17.  Mai  1921 
gefördert  werden  soll.  Wie  bereits  oben  erwähnt  wurde,  hatte  die 
Sowjetregierung  die  freien  Genossenschaften  aufgelöst  und  ihr 
Eigentum  konfisziert.  Unter  dem  Diktaturregime  waren  aber 
die  Genossenschaften  wie  die  sonstigen  wirtschaftlichen  Organi- 
sationen des  Landes,  zusammengebrochen.  Als  die  Verelendung 
der  Städte  einen  katastrophalen  Charakter  angenommen  hatte,. 
empfand  man  die  Zerstörung  der  demokratischen  Genossen- 
schaften besonders  schwer.  Dieser  Umstand  veranlaßte  die 
Sowjetregierung,  die  Genossenschaften  allmählich  zu  entstaat- 
iichen,  um  ihre  Tätigkeit  wieder  rationeller  und  wirksamer  zu 
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machen.  Damit  sollte  gleichzeitig  in  gewissem  Grade  die  ökono- 
mische Selbständigkeit  der  Bauernschaft  wieder  hergestellt 
werden. 

Am  5.  Juli  1921  dekretierte  der  Rat  der  Volkskommissare 
einen  Erlaß  über  die  Verpachtung  der  staatlichen  Fabriken, 
Werke,  Wäldereien,  Ländereien  usw.  an  Genossenschaften  und 
Privatkapitalisten.  Den  Ausländern  wurde  ebenso  v/ie  den  russi- 
schen Staatsangehörigen  das  Pachtrecht  zuerkannt. 

Von  wesentlicher  Bedeutung  ist  das  Dekret  vom  21.  August 
1921,  laut  dem  das  Prinzip  des  Privateigentums  vollständig  an- 
erkannt wird,  und  zwar  nicht  nur  für  mobiles,  sondern  auch  für 
immobiles  Eigentum. 

Wiederhergestellt  ist  das  Recht  des  Kapitalbesitzes.  Jeder 
darf  in  unbeschränkten  Beträgen  Geld  besitzen.  In  diesem  Zu- 
sammenhang ist  auch  auf  die  Wiedereinführung  des  Sparkassen- 
wesens hinzuweisen. 

Zwecks  Förderung  des  Handelsverkehrs  sind  wieder  die 
Institutionen  des  kapitalistischen  Bankwesens  und  der  Aktien- 
gesellschaften eingeführt  .worden. 

Besondere  Beachtung  verdienen  die  Maßnahmen  zur  Um- 
gestaltung des  Reichshaushalts.  Nachdem  der  Versuch  der  Ab- 
schaffung der  Steuern  gescheitert  war,  führte  die  Lenin'sche 
Regierung  das  alte  System  der  indirekten  und  direkten  Steuern 
wieder  ein.  Durch  das  Dekret  vom  3.  August  1921  ist  das  Prinzip 
der  Bezahlung  aller  Staatsleistungen  (Verkehr,  Post,  Telegraph 
usw.)  aufgestellt  worden. 

Ihren  Rückzug  zum  Kapitalismus  demonstrierte  die  Sowjet- 
regierung durch  die  feierliche  Anerkennung  der  Staatsschulden 
des  Zarismus. 

Schließlich  ist  auch  die  Einrichtung  von  Handelskammern 
und  Warenbörsen  aufzuzählen. 

So  beeilt  sich  die  Sowjetregierung,  auf  allen  wirtschaft- 
lichen Gebieten  den  Kapitalismus  wieder  herzustellen. 

Im  Mittelpunkt  der  neuen  Wirtschaftspolitik  steht  die 
Konzessionsfrage.  Sie  soll  das  AUheümittel  für  das  zerrüttete 
Sowjetrußland  sein.  Durch  Verteilung  von  Konzessionen  an  das 
ausländische  Kapital  ist  die  Moskauer  Regierung  bestrebt,  den 
internationalen  Kapitalismus  für  den  wirtschaftlichen  Wieder- 
aufbau Rußlands  zu  gewinnen.  Es  muß  hervorgehoben  werden, 
daß   das   Konzessionsprogramm   nicht   nur   ein   wirtschaftliches 
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Problem  der  Gesundung  des  Reiches  für  die  Moskauer  Regenten 
ist,  sondern  auch  ein  pohtisches  Problem  ersten  Ranges:  eine 
positive  Lösung  dieser  Frage  müßte  die  Anerkennung  Sowjet- 
rußlands durch  die  westeuropäischen  Staaten  und  Amerika  und 
die  Stärkung  seiner  iimerpolitischen  Lage  herbeiführen.  Kein 
Wunder,  daß  die  Sowjetorgane  eine  außerordentlich  lebhafte 
Tätigkeit  entfalteten,  um  das  Konzessionsprogramm  zu  ver- 
wirklichen. Eine  umfangreiche  Propaganda  lockt  die  auslän- 
dischen Kapitalmagnaten  an,  sich  durch  Ausbeutung  der  »un- 
erschöpflichen Naturschätze  Rußlands«  zu  bereichern.  In  der- 
selben Richtung  arbeiten  die  Sowjet  Vertretungen  und  halb- 
amtliche Emissäre  im  Ausland,  indem  sie  die  Regierungen,  die 
Finanz-  und  Industriesyndikate  von  den  großen  Vorteilen  der 
Konzessionen  zu  überzeugen  versuchen.  Aber  nicht  nur,  wenn 
man  sich  so  ausdrücken  darf,  theoiretische  Argumente  werden 
angewandt:  die  kapitalistischen  Kreise  Westeuropa-^  werden  zu- 
gunsten der  Sowjetorientierung  durch  ganz  real  klingende 
Mittel  herangelockt,  nämlich  durch  eine  entsprechende  Verteilung 
der  Lieferungsaufträge  für  den  russischen  Staat.  Genau  so  wie 
unter  dem  militaristischen  Kommunismus  die  Sowjetregierung 
durch  Korruption  die  Arbeiterschichten  zu  gewinnen  suchte,  so 
verfährt  sie  jetzt  mit  den  Kapitalisten.  Daß  durch  diese  un- 
verantwortliche Politik  ungeheure  Mittel  des  armen  russischen 
Staates  vergeudet  werden,  betrachtet  man  in  Moskau  als  Neben- 
sache. 

DieWidersprüche  und  Mißerfolgedes  neuenKurses. 

Sollte  man  auf  Grund  der  Dekrete  der  jüngsten  Zeit  zu  der 
Auffassung  gelangen,  daß  die  rechtlichen  Bedingungen  der  Wieder- 
herstellung des  Kapitalismus  in  Sowjetrußland  bereits  geschaffen 
worden  seien,  so  würde  man  in  einen  gefährlichen  Irrtum  ver- 
fallen. Denn  die  zahlreichen  Erlasse,  Ukase,  Prikase,  Richt- 
linien usw.  stellen  nur  eine  leere  Form  dar.  Für  die  Gesetzgebung 
des  »neuen  Kurses«  ist  es  kennzeichnend,  daß  sie  kapitalistische 
Prinzipien  dekretiert,  ohne  eine  materielle  Grundlage  für  ihre 
praktische  Verwirklichung  gesichert  zu  haben.  Genau  wie  in 
den  vier  Jahren  des  militaristischen  Kommunismus  existieren 
auch  unter  der  »neuen«  kapitalistischen  Periode  weder  reale 
rechtliche  Garantien,  noch  die  allgemein  politischen  Verhältnisse 
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(ür  eine  gesunde  wirtschaftliche  Entwicklung.  Hier  gelangen  wir 
zum  Schwerpunkt  der  jüngsten  Politik  Sowjetrußlands.  Die 
Moskauer  Regenten  glauben  unter  Aufrechterhaltung  der  Dik- 
taturherrschaft den  Kapitalismus  wieder  herstellen  zu  können. 
Dieser  Gedanke  zieht  sich  wie  ein  roter  Faden  durch  alle  pro- 
grammatischen Erklärungen  Lenins  selbst,  sowie  der  anderer 
maßgebender  Führer  der  bolschewistischen  Partei.  So  führte 
beispielsweise  Lenin  auf  dem  lo.  Kongreß  der  kommunistischen 
Partei  Rußlands,  der  im  März  1921  in  Moskau  stattfand,  aus:  »Wir 
haben  während  der  drei  Jahre  begreifen  gelernt,  daß  das  Rechnen 
mit  der  internationalen  Revolution  nicht  bedeutet,  einen  be- 
stimmten Termin  ins  Auge  zu  fassen.  Wir  haben  gelernt, 
daß  das  Tempo  der  Entwicklung,  das  immer  rascher  wird,  im 
Frühjahr  die  Revolution  bringen  oder  auch  nicht  bringen 
kann. 

Wir  müssen  daher  verstehen,  unsere  Tätigkeit  so  mit  den 
Klassenverhältnissen  innerhalb  unseres  und  der  anderen  Länder 
in  Einklang  zu  bringen,  daß  wir  imstande  bleiben,  eine  lange  Zeit 
die  Diktatur  des  Proletariats  aufrechtzuerhalten,  und,  sei  es 
auch  nur  allmählich,  alle  Nöte  und  Krisen  zu  heilen,  die  über 
uns  hereinbrechen.  Nur  eine  solche  Behandlung  der  Frage  er- 
scheint richtig  und  nüchtern«  ^^). 

In  der  Schrift  »Ueber  die  Naturalsteuer«  (Russische  Korre- 
spondenz Nr.  21  S.  293)  schneidet  Lenin  wieder  die  Machtfrage 
an.  Er  formuliert  sie  ganz  präzis:  »Ist  es  möglich,  den  Rätestaat, 
die  Diktatur  des  Proletariats  mit  dem  Staatssozialismus  zu 
vereinigen  und  in  Einklang  zu  bringen  ? «  Und  die  Antwort  lautet : 
»Gewiß  ist  es  möglich.« 

Der  bolschewistische  Publizist  E.  V  a  r  g  a  tröstet  seine 
Partei  mit  der  Versicherung,  daß  der  »neue  Kurs«  keine  Gefahr 
für  die  proletarische  Diktatur  sei.  Zur  Begründung  dieser  An- 
sicht führt  er  an:  »Die  Neuorientierung  befriedigt  die  Mittel- 
bauernschaft, die  zur  Zeit  ungefähr  drei  Viertel  der  Bevölkerung 
Rußlands  bildet.  Das  Proletariat  behält  die  bewaffnete  Macht, 
den  Regierungsapparat,  das  Transportwesen,  die  Großindustrie, 
den  Außenhandel,  das  Geldwesen  in  seiner  Hand.  Diese  Po- 
sitionen sind  stark  genug,  um  der  sehr  langsamen  neuen  Ent- 
wicklung des  Kapitalismus  mit  Erfolg  standzuhalten  und  ihn  in 


^^)   »Russische  Korrespondenz«  Nr.   3/4,   1921,   S.   130. 
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den   Schranken  zu  halten,  die  der  proletarischen  Staatsmacht 
nicht  gefährlich  werden  können«  ^^). 

Im  selben  Sinne  äußerte  sich  in  bezug  auf  die  Agrarverhält- 
nisse N.  O  s  i  n  s  k  i ,  der  frühere  Volkskommissar  für  Land- 
wirtschaft, indem  er  schrieb:  »Nun  sind  unter  der  proletarischen 
Diktatur  die  rein  bürgerlichen  Verhältnisse  auf  dem  Lande  in 
keiner  Weise  obligatorisch«  ^2). 

Aber  ganz  unzweideutig  enthüllt  die  neue  Wirtschafts- 
politik Rußlands  »NarodnojeChosjaustwo«  (Die  Volkswirtschaft)^ 
das  Organ  des  Obersten  Rates  für  Volkswirtschaft.  Dort  lesen 
wir  wörtlich:  »In  erster  Linie  kommt  für  uns  die  Diktatur  des 
Proletariats  in  Betracht,  erst  in  zweiter  der  neue  Kurs«^^). 

Diese  Erwägungen,  oder  richtiger  die  Hoffnungen  der 
Bolschewisten,  unter  dem  Kapitalismus  die  politische  Gewalt 
in  ihren  Händen  zu  behalten,  müssen  als  reine  Utopie  bezeichnet 
werden.  Es  kann  hier  auf  das  Verhältnis  der  Staatsgewalt  zur 
Oekonomie  nicht  näher  eingegangen  werden.  Für  eine  solche 
Untersuchung  liegt  hier  auch  kein  Anlaß  vor.  Unsere  Darstellung 
kann  sich  auf  die  Feststellung  des  allgemeinen  sozialökonomi- 
schen Prinzips  beschränken:  Ohne  eine  rechtliche  Grundlage, 
ohne  die  Verwirklichung  der  Grundsätze  eines  Rechtsstaates, 
kann  der  Kapitalismus  weder  hergestellt  werden  noch  sich  ent- 
wickeln. Das  Privatkapital  wird  um  so  mehr  auf  den  nötigen 
Garantien  in  Sowjetrußland  bestehen,  als  man  nach  vierjähriger 
Gewaltherrschaft  kein  Vertrauen  zu  der  Regierung  haben  kann. 
Selbst  die  Bolschewisten  müssen  —  leider  tun  sie  es  nur  in  den 
seltensten  lichten  Augenblicken  ihrer  Ernüchterung  von  der 
Gewaltpsychose  —  die  Richtigkeit  dieser  Behauptungen  zu- 
geben. So  schrieb  z.  B.  das  amtliche  bolschewistische  Organ: 
»Ekonomitscheskaja  Shisn«:  »Solide  Firmen  verlangen  solide 
Garantien,  solide  Gerichte,  solide  Versicherungsgesellschaften 
und  solide  Gewinne.«  Sie  verlangen  außerdem  eine  solide  Re- 
gierung und  eine  solide  Staatsmacht.  Ein  solider  Pächter  küm- 
mert sich  auch  um  das  Erbrecht  an  seinen  erhofften  Gewinnen,- 
um  die  Frage  des  Streiks  der  Arbeiterkontrolle  u.  dgl.«^*). 


11)   »Russische  Korrespondenz«  Nr.   12,   1921,   S.   1024. 
")   »Russische  Korrespondenz«  Nr.   lo/ii,   1921,   S.  962/3. 
13)   »Narodnoje  Chosjaustwo«  August/Sept.   1921. 

'*)   Zitiert    nach    »Osteuropäischer    Wirtschaftszeitung«    Nr.     46,     I92i> 
S.  624. 
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Genau  im  selben  Sinne  berichtet  pessimistisch  der  bereits 
von  uns  zitierte  Verfechter  des  Kapitahsmus  auf  der  Grundlage 
der  Diktaturherrschaft,  E.  Varga:  »Die  Kapitalisten  haben 
kein  Vertrauen,  sie  fürchten  sich,  Unternehmungen  zu  gründen, 
weil  der  proletarische  Staat  ihnen  keine  Gewähr  gibt,  daß  ihr 
altes  oder  neu  erworbenes  Vermögen  nicht  durch  ein  neues 
Dekret  konfisziert  wird.  Vergeblich  betont  Lenin,  daß  die 
neue  Politik  , ernst  und  auf  eine  lange  Dauer  gemeint  sei'.  Die 
Kapitalisten  glauben  nicht  daran  ^^). 

In  den  angeführten  Feststellungen  liegt  der  Kernpunkt, 
warum  der  neue  Kurs  unter  dem  Diktaturregime  von  vornherein 
nichts  anderes  als  ein  totgeborenes  Kind  sein  konnte  und  warum 
die  Konzessionsfrage,  trotz  der  größten  Anstrengungen  der 
Sowjetdiplomatie,  sich  nicht  vom  Fleck  rührt.  Und  es  ist  nur 
zu  begreiflich,  daß  das  ausländische  Kapital  in  Sowjetrußländ 
keine  Transaktionen  riskieren  will.  (Die  einzige  Konzession,  die 
bislang  von  Sowjetrußland  mit  einer  amerikanischen  Firma  ab- 
geschlossen wurde,  und  deren  Gegenstand  die  Asbestgruben  in 
Alapajewsk  (Ural)  bilden,  hat  keine  wesentliche  wirtschaftliche 
Bedeutung.) 

Nicht  nur  die  kapitalistischen  Kreise  des  Auslandes,  sondern 
auch  die  russischen  Unternehmer  sehen  unter  den  rechtlosen 
Verhältnissen  keine  Möglichkeit,  die  Produktion  im  großen  Stile 
aufzunehmen.  Das  geht  klar  aus  amtlichen  bolschewistischen 
Angaben  über  die  Verpachtung  der  staatlichen  Betriebe  hervor. 
So  wurde  beispielsweise  1921  geplant,  in  32  Gouvernements  Sowjet- 
rußlands 4400  Betriebe  zu  verpachten;  verpachtet  wurden  2044. 
Im  ersten  Augenblick  könnte  es  erscheinen,  als  ob  ein  günstiges 
Ergebnis  erreicht  worden  sei.  Bei  genauer  Untersuchung  stellt 
sich  aber  folgende  erbärmliche  Tatsache  heraus:  In  jedem  Be- 
trieb, der  verpachtet  werden  sollte,  waren  durchschnittlich  nur 

15  Arbeiter  beschäftigt,  in  jedem  verpachteten  Betrieb  jedoch 
nur   8  Arbeiter  und  in  den  gesamten   verpachteten  Betrieben 

16  000  Arbeiter  ^^).  Aus  diesen  Zahlen  ist  zu  ersehen,  daß  es  den 
Sowjetbehörden  nur  für  ganz  kleine  Betriebe,  nämlich  für  Ge- 
treidemühlen usw.  möghch  war,  Pächter  zu  finden.  Ferner  geht 
daraus  hervor,   daß  das   Gesamtergebnis  auffallend  gering  ist, 


*^)   »Russische  Korrespondenz 4  Nr.   lo/ii,   S.  962. 

^')   Ekonomitscheskaja  Shisn«   23.  Dez.  1921,  zitiert  nach  »Sozialistischer 
Bote«  3.  Febr.   1922,   S.   5. 
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besonders  wenn  man  bedenkt,  wie  die  allgemeinen  Verhältnisse 
nach  Wiederherstellung  der  Industrie  drängen.  Durchaus  zu- 
treffend zieht  der  amtliche  bolschewistische  Bericht  die  Folge- 
rungen aus  der  Sachlage:  »Die  Privatunternehmer,  deren  Hälfte 
ungefähr  die  früheren  Betriebsbesitzer  sind,  pachten  nur  auf 
eine  kurze  Zeit,  und  zwar  solche  Betriebe,  für  deren  Ausbeutung 
man  keine  wesentliche  Reparation  nötig  hat.  In  diesen  Betrieben 
werden  Artikel  des  Massenbedarfs  erzeugt,  die  leicht  einen  Absatz 
auf  dem  Markt  finden  können.  Unter  solchen  Bedingungen  er- 
fordert das  Betriebskapital  eine  kurze  Umsatzfrist.  Ebenso  er- 
fordert eine  solche  Produktion  nur  kleine  Ausgaben  für  Brenn- 
material und  oftmals  gar  keine  für  Rohstoffe  (z.  B.  Getreide- 
mühlen) « ^^) . 

Auf  Grund  der  Berichte  von  den  Wirtschaftskonferenzen 
stellt  das  bolschewistische  Organ  »Ekonomitscheskaja  Shisn« 
fest:  »Großhandel  existiert  nirgends.  Als  allgemeine  Regel  kann 
das  Fehlen  des  Großhändlers  gelten  und  die  Ueberfüllung  des 
Marktes  mit  zahlreichen  Straßenhändlern,  die  den  Handel  von 
Hand  zu  Hand  betreiben  oder  im  besten  Falle  in  einem  ge- 
schlossenen Lokal«...  »Wir  wollen  nur  feststellen,  daß  die  Zahlen 
im  großen  und  ganzen  die  Tatsache  bestätigen,  wonach  die  Ver- 
pachtungen keine  breite  Ausdehnung  fanden.«  Die  wirtschaft- 
lichen Sowjetorgane  sind  der  Ansicht:  »daß  die  schwache  Nach- 
frage der  Unternehmer  nach  Pachten  dadurch  zu  erklären  sei, 
daß  das  Privatkapital  kein  Interesse  für  Unternehmungen  habe, 
die  großes  Betriebskapital  erfordern.  Dieses  Kapital  wird  eher 
für  die  Ausbeutung  von  Getreidemühlen  und  anderer  kleiner 
Betriebe  verwendet,  wo  es  in  kürzester  Umsatzfrist  Gewinn  er- 
zielen kann«  ^^). 

Nicht  erfreulicher  sind  die  Erfolge  der  neuen  Wirtschafts- 
politik bei  ihren  Versuchen,  die  Industrie  zu  vertrusten,  um  dadurch 
das  Großkapital  zu  konzentrieren.  »Im  letzten  Jahre«,  lesen  wir  in 
der  Petersburger  »Prawda«,  »verlief  die  Tätigkeit  des  Obersten 
Volkswirtschaftsrats  auf  dem  Gebiet  der  Vertrustungen  nur  in 
vorbereitenden  Arbeiten«.  Es  sind  zwar  die  Satzungen  mehrerer 
Trusts  vom  Obersten  Volkswirtschaftsrat  bestätigt  worden,  aber 
von  einer  praktischen  Tätigkeit  dieser  Körperschaften  ist  keine 


1')   »Ekonomitscheskaja  Shisn«  23.  Dez.  1921,  zitiert  nach  »Sozialistischer 
Bote«  3.  Febr.   1922,   S.  5. 
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Spur  vorhanden.  Ueber  die  Ursache  dieses  Mißerfolges  berichtet 
der  »SoziaHstitscheski  Westnik«  (der  SoziaHstische  Bote)  vom 
5.  März  1922  wie  folgt:  »In  der  zweiten  Hälfte  des  Januar  fand 
in  Moskau  eine  Konferenz  der  Vertreter  der  Großindustrie  und 
des  Handels  aus  verschiedenen  Teilen  Sowjetrußlands  statt.  Die 
Thesen  zu  den  Verhandlungen  wurden  von  den  russischen  aus- 
ländischen Gesandtschaften  formuliert.  Fast  einstimmig  faßte 
die  Konferenz  den  Beschluß,  den  wirtschaftlichen  Wiederaufbau 
des  Landes  gemeinsam  mit  der  Sowjetregierung  nicht  aufzu- 
nehmen, solange  feste  Rechtsgarantien  für  die  Unantastbarkeit 
der  Person  und  des  Eigentums  nicht  gesichert  seien.« 

So  kann  man  auf  allen  Gebieten  der  russischen  Volkswirt- 
schaft verfolgen,  wie  die  Diktaturherrschaft  dem  wirtschaftlichen 
Wiederaufbau  Rußlands  als  verhängnisvolles  Hindernis  im  Wege 
steht. 

Wenn  die  Verwirklichung  der  Grundsätze  eines  Rechts- 
staates als  eine  unbedingte  Voraussetzung  für  den  Wiederaufbau 
Rußlands  besonders  hervorzuheben  ist,  so  dürfen  allerdings  auch 
die  wirtschaftlichen  Momente  der  geschilderten  Zurückhaltung 
des  Kapitals  nicht  unterschätzt  werden.  Sogar  wer  Rußlands 
Entwicklungsmöglichkeiten  optimistisch  bewertet,  muß  einge- 
stehen, daß  es  nicht  eher  als  in  5  Jahren  in  der  Lage  sein  wird, 
Produkte  zu  exportieren.  Aus  diesem  Grunde  kann  Rußland 
in  den  nächsten  Jahren  als  Absatzmarkt  nicht  in  Frage  kommen. 
Der  Goldfonds,  wofür  die  Sowjetregierung  Waren  importierte, 
ist  bekanntlich  erschöpft.  Die  frühere  Getreidekammer  Europas 
ist  nun  selbst  auf  die  Lebensmittel  des  Auslandes  angewiesen. 
Aus  der  russischen  Handelsstatistik  der  letzten  2  Jahre,  seit 
Wiederaufnahme  des  Außenhandels,  ist  ja  zu  ersehen,  daß  Lebens- 
mittel den  Hauptartikel  des  Imports  der  Sowjetrepublik  bilden. 
Und  es  läßt  sich  noch  gar  nicht  voraussehen,  wann  die  Lage 
zugunsten  Rußlands  sich  bemerkbar  ändern  wird.  Denn  die 
katastrophale  Hungersnot  des  Jahres  1921,  nach  der  die  nicht 
minder  schreckliche  Hungersnot  1922  folgen  wird,  unter  deren 
Katastrophen  die  ländliche  Bevölkerung  entweder  ausstirbt 
oder  ihre  Wohnstätten  verläßt,  verwandeln  ganze  Gebiete  in 
Wüsten.  Die  Landwirtschaft  ist  gleich  allen  anderen  Zweigen 
der  Volkswirtschaft  zerrüttet.  In  keinem  anderen  Lande,  Oester- 
reich  nicht  ausgenommen,  ist  die  Verelendung  so  stark,  wie  in 
Sowjetrußland.   Um  überhaupt  erst  die  nötigen  Voraussetzungen 
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für  eine  normale  wirtschaftliche  Entwicklung  und  Gesundung 
zu  schaffen,  muß  eine  ganze  Reihe  von  Problemen  ersten  Ranges 
gelöst  werden.  Die  wichtigsten  von  ihnen  sollen  hier  erwähnt 
werden.  Die  Wiederherstellung  deb  Transportwesens;  die  He- 
bung der  Landwirtschaft;  die  Stabilisierung  der  Währung;  die 
Heranziehung  geschulter  Arbeiter  in  die  Städte  usw.  Wie  schon 
daraus  zu  ersehen  ist,  bedeutet  jedes  Problem  ein  umfangreiches 
Programm  für  sich,  dessen  Verwirklichung  Jahre  und  kolossale 
Finanzmittel  erfordert.  Unter  solchen  Verhältnissen  ist  es  voll- 
kommen begreiflich,  wenn  Rußland  für  das  Auslandkapital  keine 
besondere  Anziehungski  aft  hat.  Das  Kapital  riskiert  um  so 
weniger,  in  Rußland  festen  Fuß  zu  fassen,  weil  alle  Verhandlungen 
der  Sowjetregierungen  mit  dem  Auslande  sich  tatsächlich  und 
ausschließlich  darauf  beziehen,  daß  Moskau  Kredite  verlangt. 

Schlußwort. 

Fassen  wir  in  kurzen  Zügen  die  wirtschaftliche  Lage  und 
die  nächsten  Aussichten  Rußlands  zusammen,  so  ergibt  sich 
folgendes:  Bei  der  ungeheuren  Verelendung  des  Landes  kann  der 
Wiederaufbau  nur  durch  die  Sammlung  aller  demokratischen 
und  öffentlichen  Kräfte  erfolgen.  Diese  gewaltige  Aufgabe  kann 
aber  bloß  unter  einem  freien  politischen  Regime  gelöst  werden. 

Rußlands  Wiederaufbau  ist  ohne  die  Hilfe  des  Auslandes 
undenkbar.  Das  internationale  Kapital  ist  jedoch  offenbar 
bestrebt,  Rußland  in  ein  Ausbeutungsobjekt  zu  verwandeln. 
Diesem  Bestreben  gegenüber  ist  die  regierende  bolschewistische 
Partei,  hinter  der  keine  Volksschichten  stehen,  und  deren  Auf- 
lösung sich  mit  starker  Geschwindigkeit  vollzieht,  machtlos. 
Gerade  die  Oligarchenherrschaft  des  Kremeis  bietet  die  besten 
Gelegenheiten  für  die  Kolonisierung  Rußlands.  Sollte  aber  in- 
folge innerrussischer  und  internationaler  Faktoren  die  bolsche- 
wistische Partei  in  ihrer  isolierten  Alleinherrschaft  in  den  nächsten 
zwei  bis  drei  Jahren  am  Ruder  bleiben,  so  ist  die  Kolonisierung 
Rußlands  durch  das  westeuropäische  und  amerikanische  Kapital 
unvermeidlich.  Einem  solchen  Schicksal  wird  die  russische 
Republik  durch  die  innere  sozialökonomische  Machtlosigkeit  und 
äußere  wirtschaftliche  Abhängigkeit  ausgeliefert  sein.  Das  voll- 
ständige Versagen  der  neuen  Wirtschaftspolitik  bei  dem  Ver- 
suche,   die   produktiven    Kräfte    des    Landes    einigermaßen    zu 
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heben,  erbringt  den  überzeugenden  Beweis  dafür,  daß  unter  der 
Bolschewistenherrschaft  die  wirtschaftliche  Verelendung  und  die 
Abhängigkeit  vom  Auslande  nur  zunehmen  müssen. 

Unter  den  geschilderten  Voraussetzungen  ist  es  gar  nicht 
ausgeschlossen,  daß  Rußland  in  den  nächsten  Jahrzehnten  ein 
reiner  Agrarstaat  bleiben  wird,  obgleich  seine  Vorkriegsentwick- 
lung ziemliche  Fortschritte  zum  modernen  Kapitalismus  ge- 
macht hatte. 

Im  Interesse  nicht  nur  des  russischen  Volkes,  sondern  auch 
der  gesamten  europäisdien  Kultur  ist  zu  wünschen,  daß  das 
Schicksal  eines  Kolonialstaates  von  Rußland  abgewendet  wird. 
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